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Gesetz 

zu dem Übereinkommen vom 26. Juli 1995 
über den Schutz der finanziellen Interessen 
der Europäischen Gemeinschaften 
(EG-Finanzschutzgesetz - EGFinSchG) 


Vom 10. September 1998 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Zustimmung zum Vertrag 

Dem in Brüssel am 26. Juli 1995 von der Bundesrepu¬ 
blik Deutschland Unterzeichneten Übereinkommen auf¬ 
grund von Artikel K.3 des Vertrags über die Europäische 
Union über den Schutz der finanziellen Interessen der 
Europäischen Gemeinschaften wird zugestimmt. Das 
Übereinkommen wird nachstehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

Änderung des Strafgesetzbuches 

§ 264 des Strafgesetzbuches in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 10. März 1987 (BGBl. I S. 945, 
1160), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 
31. August 1998 (BGBl. I S. 2600) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 2 ein¬ 
gefügt: 

„2. einen Gegenstand oder eine Geldleistung, 
deren Verwendung durch Rechtsvorschriften 
oder durch den Subventionsgeber im Hinblick 
auf eine Subvention beschränkt ist, entgegen 
der Verwendungsbeschränkung verwendet,“; 

bb) die bisherigen Nummern 2 und 3 werden die Num¬ 
mern 3 und 4. 

b) In Absatz 4 wird die Angabe „des Absatzes 1 Nr. 1 
oder 2“ durch die Angabe „des Absatzes 1 Nr. 1 bis 3“ 
ersetzt. 


c) Absatz 7 wird wie folgt gefaßt: 

„(7) Subvention im Sinne dieser Vorschrift ist 

1. eine Leistung aus öffentlichen Mitteln nach Bundes¬ 
oder Landesrecht an Betriebe oder Unternehmen, 
die wenigstens zum Teil 

a) ohne marktmäßige Gegenleistung gewährt wird 
und 

b) der Förderung der Wirtschaft dienen soll; 

2. eine Leistung aus öffentlichen Mitteln nach dem 
Recht der Europäischen Gemeinschaften, die 
wenigstens zum Teil ohne marktmäßige Gegen¬ 
leistung gewährt wird. 

Betrieb oder Unternehmen im Sinne des Satzes 1 Nr. 1 

ist auch das öffentliche Unternehmen.“ 

Artikels 

Änderung der Abgabenordnung 

In § 370 Abs. 7 der Abgabenordnung vom 16. März 
1976 (BGBl. IS. 613; 1977 I S. 269), die zuletzt durch Arti¬ 
kel 5 des Gesetzes vom 23. Juni 1998 (BGBl. I S. 1496) 
geändert worden ist, wird die Angabe „Die Absätze 1 bis 5“ 
durch die Angabe „Die Absätze 1 bis 6“ ersetzt. 

Artikel 4 

Neufassung des Strafgesetzbuches 

Das Bundesministerium der Justiz kann den Wortlaut 
des Strafgesetzbuches in der vom 1. Januar 1999 an 
geltenden Fassung im Bundesgesetzblatt bekanntmachen. 

Artikel 5 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Übereinkommen nach seinem 
Artikel 11 Abs. 3 für die Bundesrepublik Deutschland in 
Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates sind 
gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und 
wird im Bundesgesetzblatt verkündet. 


Berlin, den 10. September 1998 

Der Bundespräsident 
Roman Herzog 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Der Bundesminister der Justiz 
Schmidt-Jortzig 

\ 

Der Bundesminister der Finanzen 
Theo Waigel 
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Übereinkommen 

aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags über die Europäische Union 
über den Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften 


Die Hohen Vertragsparteien dieses Übereinkommens, die Mit¬ 
gliedstaaten der Europäischen Union - 

unter Bezugnahme auf den Rechtsakt des Rates der Europäi¬ 
schen Union vom 26. Juli 1995, 

in dem Wunsch sicherzustellen, daß ihre Strafrechtsvorschrif¬ 
ten in wirksamer Weise zum Schutz der finanziellen Interessen 
der Europäischen Gemeinschaften beitragen, 

in Anbetracht der Tatsache, daß der Betrug im Zusammen¬ 
hang mit den Einnahmen und Ausgaben der Gemeinschaften in 
vielen Fällen grenzüberschreitende Formen annimmt und häufig 
von kriminellen Organisationen begangen wird, 

in der Überzeugung, daß der Schutz der finanziellen Interessen 
der Europäischen Gemeinschaften es erfordert, betrügerische 
Handlungen zum Nachteil dieser Interessen strafrechtlich zu ver¬ 
folgen und zu diesem Zweck eine einheitliche Definition festzu¬ 
legen, 

überzeugt von der Notwendigkeit, derartige Handlungen als 
Straftaten zu umschreiben und durch wirksame, angemessene 
und abschreckende strafrechtliche Sanktionen - unbeschadet 
der Verhängung andersartiger Sanktionen in geeigneten Fällen - 
ahnden zu können und zumindest in schweren Fällen mit Frei¬ 
heitsstrafen zu bedrohen, die zu einer Auslieferung führen kön¬ 
nen, 

in Anerkennung der Tatsache, daß Unternehmen in allen von 
den Europäischen Gemeinschaften finanzierten Bereichen eine 
wichtige Rolle spielen und daß die Entscheidungsträger in den 
Unternehmen in geeigneten Fällen nicht ihrer strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit entgehen sollten, 

entschlossen. Betrug zum Nachteil der finanziellen Interessen 
der Europäischen Gemeinschaften gemeinsam dadurch zu 
bekämpfen, daß Verpflichtungen betreffend Gerichtsbarkeit, 
Auslieferung und wechselseitige Zusammenarbeit eingegangen 
werden - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Allgemeine Bestimmungen 

(1) Für die Zwecke dieses Übereinkommens umfaßt der Tat¬ 
bestand des Betrugs zum Nachteil der finanziellen Interessen der 
Europäischen Gemeinschaften 

a) im Zusammenhang mit Ausgaben jede vorsätzliche Handlung 
oder Unterlassung betreffend 

- die Venwendung oder Vorlage falscher, unrichtiger oder 
unvollständiger Erklärungen oder Unterlagen mit der Folge, 
daß Mittel aus dem Gesamthaushaltsplan der Europäi¬ 
schen Gemeinschaften oder aus den Haushalten, die von 
den Europäischen Gemeinschaften oder in deren Auftrag 
verwaltet werden, unrechtmäßig erlangt oder zurückbehal¬ 
ten werden; 


- das Verschweigen einer Information unter Verletzung einer 
spezifischen Pflicht mit derselben Folge; 

- die mißbräuchliche Verwendung solcher Mittel zu anderen 
Zwecken als denen, für die sie ursprünglich gewährt wor¬ 
den sind; 

b) im Zusammenhang mit Einnahmen jede vorsätzliche Hand¬ 
lung oder Unterlassung betreffend 

- die Verwendung oder Vorlage falscher, unrichtiger oder 
unvollständiger Erklärungen oder Unterlagen mit der Folge, 
daß Mittel aus dem Gesamthaushaltsplan der Europäi¬ 
schen Gemeinschaften oder aus den Haushalten, die von 
den Europäischen Gemeinschaften oder in deren Auftrag 
verwaltet werden, rechtswidrig vermindert werden; 

- das Verschweigen einer Information unter Verletzung einer 
spezifischen Pflicht mit derselben Folge; 

- die mißbräuchliche Verwendung eines rechtmäßig erlang¬ 
ten Vorteils mit derselben Folge. 

(2) Vorbehaltlich des Artikels 2 Absatz 2 trifft jeder Mitglied¬ 
staat die erforderlichen und geeigneten Maßnahmen, um Absatz 1 
so in sein innerstaatliches Recht umzusetzen, daß die von ihm 
erfaßten Handlungen als Straftaten umschrieben werden. 

(3) Vorbehaltlich des Artikels 2 Absatz 2 ergreift jeder Mitglied¬ 
staat ferner die erforderlichen Maßnahmen, damit die vorsätz¬ 
liche Herstellung oder Bereitstellung falscher, unrichtiger oder 
unvollständiger Erklärungen oder Unterlagen mit der in Absatz 1 
erwähnten Folge als Straftat umschrieben wird, sofern sie nicht 
bereits entweder als selbständige Straftat oder als Beteiligung 
am Betrug im Sinne von Absatz 1, als Anstiftung dazu oder als 
Versuch eines solchen Betrugs strafbar ist. 

(4) Der vorsätzliche Charakter einer Handlung oder Unter¬ 
lassung im Sinne der Absätze 1 und 3 kann aus den objektiven 
Tatumständen geschlossen werden. 

Artikel 2 
Sanktionen 

(1) Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen um 
sicherzustellen, daß die in Artikel 1 genannten Handlungen sowie 
die Beteiligung an den Handlungen im Sinne von Artikel 1 Ab¬ 
satz 1, die Anstiftung dazu oder der Versuch solcher Handlungen 
durch wirksame, angemessene und abschreckende Strafen 
geahndet werden können, die zumindest in schweren Betrugs¬ 
fällen auch Freiheitsstrafen umfassen, die zu einer Auslieferung 
führen können; als schwerer Betrug gilt jeder Betrug, der einen in 
jedem Mitgliedstaat festzusetzenden Mindestbetrag zum Gegen¬ 
stand hat. Dieser Mindestbetrag darf 50 000 ECU nicht über¬ 
schreiten. 

(2) Jedoch kann ein Mitgliedstaat in minderschweren Betrugs¬ 
fällen, die einen Gesamtbetrag von weniger als 4000 ECU zum 
Gegenstand haben und bei denen gemäß seinen Rechtsvor¬ 
schriften keine besonderen erschwerenden Umstände vorliegen, 
Sanktionen einer anderen Rechtsnatur als die in Absatz 1 vorge¬ 
sehenen Strafen vorsehen. 

(3) Der Rat kann den in Absatz 2 vorgesehenen Betrag ein¬ 
stimmig ändern. 
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Artikel 3 

Strafrechtliche Verantwortung der Untemehmensleiter 

Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen, damit 
die Leiter, Entscheidungsträger oder Träger von Kontrollbefug- 
nissen von Unternehmen bei betrügerischen Handlungen zum 
Nachteil der finanziellen Interessen der Europäischen Gemein¬ 
schaften gemäß Artikel 1, die eine ihnen unterstellte Person zum 
Vorteil des Unternehmens begeht, nach den Grundsätzen des 
innerstaatlichen Rechts des Mitgliedstaats für strafrechtlich ver¬ 
antwortlich erklärt werden können. 


Artikel 4 
Gerichtsbarkeit 

(1) Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen, 
um seine Gerichtsbarkeit für gemäß Artikel 1 und Artikel 2 Ab¬ 
satz 1 umschriebene Straftaten in den Fällen zu begründen, in 
denen 

- ausschließlich oder teilweise in seinem Hoheitsgebiet ein 
Betrug, eine Teilnahme an einem Betrug oder ein versuchter 
Betrug zum Nachteil der finanziellen Interessen der Europäi¬ 
schen Gemeinschaften begangen worden ist, unter Einschluß 
von Betrugsfällen, in denen der Vorteil in diesem Hoheitsgebiet 
erlangt worden ist; 

- eine in seinem Hoheitsgebiet befindliche Person einen solchen 
Betrug im Hoheitsgebiet eines anderen Staates wissentlich 
unterstützt oder dazu anstiftet; 

- der Straftäter ein Staatsangehöriger des betreffenden Mit¬ 
gliedstaats ist, wobei die Rechtsvorschriften dieses Mitglied¬ 
staats darauf abstellen können, daß die Handlung auch in dem 
Land strafbar ist, in dem sie begangen wurde. 

(2) Jeder Mitgliedstaat kann bei der Notifizierung gemäß Arti¬ 
kel 11 Absatz 2 erklären, daß er die in Absatz 1 dritter Gedan¬ 
kenstrich dieses Artikels vorgesehene Regel nicht anwendet. 

Artikel 5 

Auslieferung und Verfolgung 

(1) Liefert ein Mitgliedstaat nach seinem Recht seine eigenen 
Staatsangehörigen nicht aus, so trifft er die erforderlichen Maß¬ 
nahmen, damit von ihm gemäß Artikel 1 und Artikel 2 Absatz 1 
umschriebene Straftaten, die von seinen Staatsangehörigen 
außerhalb seines Hoheitsgebiets begangen werden, seiner Ge¬ 
richtsbarkeit unterliegen. 

(2) Jeder Mifgliedstaat befaßt, wenn einer seiner Staatsan¬ 
gehörigen beschuldigt wird, in einem anderen Mitgliedstaat eine 
Straftat im Sinne von Artikel 1 und Artikel 2 Absatz 1 begangen 
zu haben, und er den Betreffenden allein aufgrund von dessen 
Staatsangehörigkeit nicht ausliefert, seine zuständigen Behörden 
mit diesem Fall, damit gegebenenfalls eine Verfolgung durchge¬ 
führt werden kann. Zu diesem Zweck sind die die strafbare 
Handlung betreffenden Akten, Unterlagen und Gegenstände 
nach den Verfahren des Artikels 6 des Europäischen Ausiiefe- 
rungsübereinkommens zu übermitteln. Der ersuchende Mitglied¬ 
staat ist über die eingeleitete Verfolgung und über deren Ergeb¬ 
nisse zu unterrichten. 

(3) Ein Mitgliedstaat darf die Auslieferung wegen eines Betrugs 
zum Nachteil der finanziellen Interessen der Europäischen Ge¬ 
meinschaften nicht allein aus dem Grund ablehnen, daß es sich 
um ein Abgaben- oder Zolldelikt handelt. 

(4) Für die Zwecke dieses Artikels ist der Betriff „Staatsan¬ 
gehörige eines Mitgliedstaats“ im Sinne der gegebenenfalls von 
dem betreffenden Mitgliedstaat gemäß Artikel 6 Absatz 1 Buch¬ 
stabe b des Europäischen Auslieferungsübereinkommens abge¬ 
gebenen Erklärung und entsprechend Absatz 1 Buchstabe c des 
genannten Artikels auszulegen. 


Artikel 6 

Zusammenarbeit 

(1) Stellt ein Betrug, wie er in Artikel 1 definiert ist, eine Straftat 
dar und betrifft er zwei oder mehr Mitgliedstaaten, so arbeiten 
diese Staaten bei den Ermittlungen, der Strafverfolgung und der 
Strafvollstreckung wirksam zusammen, zum Beispiel durch 
Rechtshilfe, Auslieferung, Übertragung der Strafverfolgung oder 
der Vollstreckung in einem anderen Mitgliedstaat ergangener 
Urteile. 

(2) Steht mehreren Mitgliedstaaten die Gerichtsbarkeit und die 
Möglichkeit zu, eine Straftat, die auf denselben Tatsachen be¬ 
ruht, wirksam zu verfolgen, so arbeiten die betreffenden Mit¬ 
gliedstaaten zusammen, um darüber zu entscheiden, welcher 
von ihnen den oder die Straftäter verfolgt, um die Strafverfolgung 
nach Möglichkeit in einem einzigen Mitgliedstaat zu konzentrie¬ 
ren. 

Artikel 7 
Ne bis in idem 

(1) Die Mitgliedstaaten wenden in ihrem innerstaatlichen Straf¬ 
recht das „Ne-bis-in-idem“-Prinzip an, dem zufolge jemand, der 
in einem Mitgliedstaat rechtskräftig abgeurteilt worden ist, in 
einem anderen Mitgliedstaat wegen derselben Tat nicht verfolgt 
werden darf, sofern im Fall einer Verurteilung die Sanktion voll¬ 
streckt worden ist oder derzeit vollstreckt wird oder nach dem 
Recht des verurteilenden Staates nicht mehr vollstreckt werden 
kann. 

(2) Ein Mitgliedstaat kann bei der Notifizierung gemäß Arti¬ 
kel 11 Absatz 2 erklären, daß er in einem oder mehreren der fol¬ 
genden Fälle nicht durch Absatz 1 gebunden ist: 

a) wenn die Tat, die dem ausländischen Urteil zugnjnde lag, 
ganz oder teilweise in seinem Hoheitsgebiet begangen 
wurde. Im letzteren Fall gilt diese Ausnahme jedoch nicht, 
wenn diese Tat teilweise im Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats 
begangen wurde, in dem das Urteil ergangen ist; 

b) wenn die Tat, die dem ausländischen Urteil zugrunde lag, 
eine gegen die Sicherheit oder andere gleichermaßen 
wesentliche Interessen dieses Mitgliedstaats gerichtete 
Straftat darstellt; 

c) wenn die Tat, die dem ausländischen Urteil zugrunde lag, von 
einem Bediensteten dieses Mitgiiedstaats unter Verletzung 
seiner Amtspflichten begangen wurde. 

(3) Ausnahmen, die Gegenstand einer Erklärung nach Absatz 2 
waren, finden keine Anwendung, wenn der betreffende Mit¬ 
gliedstaat den anderen Mitgliedstaat wegen derselben Tat um 
Verfolgung ersucht oder die Auslieferung des Betroffenen be¬ 
willigt hat. 

(4) Zwischen den Mitgliedstaaten geschlossene einschlägige 
bilaterale oder multilaterale Übereinkünfte und die Erklärungen 
dazu werden von diesem Artikel nicht berührt. 

Artikel 8 
Gerichtshof 

(1) Streitigkeiten zwischen Mitgliedstaaten über die Auslegung 
oder Anwendung dieses Übereinkommens werden zunächst im 
Rat nach dem Verfahren des Titels VI des Vertrags über die 
Europäische Union mit dem Ziel ihrer Beilegung erörtert. 

Ist die Streitigkeit nach Ablauf von sechs Monaten nicht beige¬ 
legt, so kann-der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften 
von einer Streitpartei befaßt werden. 

(2) Der Gerichshof kann mit Streitigkeiten zwischen einem oder 
mehreren Mitgliedstaaten und der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften über die Artikel 1 oder 10 dieses Übereinkom¬ 
mens befaßt werden, die nicht im Wege von Verhandlungen bei¬ 
gelegt werden konnten. 
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Artikel 9 

Innerstaatliche Rechtsvorschriften 

Dieses Übereinkommen hindert die Mitgliedstaaten nicht 
daran, innerstaatliche Rechtsvorschriften zu erlassen, die über 
die Verpflichtungen aus diesem Übereinkommen hinausgehen. 

Artikel 10 
Unterrichtung 

(1) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften den Wortlaut der Vorschriften, 
mit denen ihre Verpflichtungen aus diesem Übereinkommen in 
innerstaatliches Recht umgesetzt \werden. 

(2) Zum Zweck der Anwendung dieses Übereinkommens legen 
die Hohen Vertragsparteien im Rat der Europäischen ünion fest, 
welche Informationen zwischen den Mitgliedstaaten oder zwi¬ 
schen den Mitgliedstaaten und der Kommission zu übermitteln 
oder auszutauschen sind und nach welchen Modalitäten dies zu 
erfolgen hat. 

Artikel 11 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Übereinkommen bedarf der Annahme durch die Mit¬ 
gliedstaaten nach Maßgabe ihrer jeweiligen verfassungsrecht¬ 
lichen Vorschriften. 

(2) Die Mitgliedstaaten notifizieren dem Generalsekretär des 
Rates der Europäischen Union den Abschluß der Verfahren, die 
nach ihren jeweiligen verfassungsrechtlichen Vorschriften für die 
Annahme dieses Übereinkommens erforderlich sind. 


(3) Dieses Übereinkommen tritt 90 Tage nach der in Absatz 2 
genannten Notifizierung durch den Mitgliedstaat, der diese 
Förmlichkeit zuletzt vornimmt, in Kraft. 

Artikel 12 
Beitritt 

(1) Dieses Übereinkommen steht allen Staaten, die Mitglied der 
Europäischen Union werden, zum Beitritt offen. 

(2) Der vom Rat der Europäischen Union erstellte Wortlaut 
dieses Übereinkommens in der Sprache des beitretenden Staa¬ 
tes ist verbindlich. 

(3) Die Beitrittsurkunden werden beim Verwahrer hinterlegt. 

(4) Dieses Übereinkommen tritt für jeden Staat, der ihm beitritt, 
90 Tage nach der Hinterlegung seiner Beitrittsurkunde oder aber 
zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Übereinkommens in 
Kraft, wenn dieses beim Ablauf des genannten 90-Tage-Zeit- 
raums noch nicht in Kraft getreten ist. 

Artikel 13 

Verwahrer 

(1) Venwahrer dieses Übereinkommens ist der Generalsekretär 
des Rates der Europäischen Union. 

(2) Der Verwahrer veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften den Stand der Annahmen und Beitritte, die 
Erklärungen und die Vorbehalte sowie alle sonstigen Notifizierun¬ 
gen im Zusammenhang mit diesem Übereinkommen. 


Zu Urkund dessen haben die Unterzeichneten Bevollmächtig¬ 
ten ihre Unterschriften unter dieses Übereinkommen gesetzt. 

Geschehen zu Brüssel am sechsundzwanzigsten Juli neun¬ 
zehnhundertfünfundneunzig in einer Urschrift in dänischer, 
deutscher, englischer, finnischer, französischer, griechischer, 
irischer, italienischer, niederländischer, portugiesischer, schwe¬ 
discher und spanischer Sprache, wobei jeder Wortlaut gleicher¬ 
maßen verbindlich ist; die Urschrift wird im Archiv des General¬ 
sekretariats des Rates der Europäischen Union hinterlegt. 
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Gesetz 

zu dem Übereinkommen vom 17. Dezember 1997 
über die Bekämpfung der Bestechung 
ausländischer Amtsträger im internationalen Geschäftsverkehr 
(Gesetz zur Bekämpfung internationaler Bestechung - IntBestG) 

Vom 10. September 1998 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Zustimmung zum Vertrag 

Dem in Paris am 17. Dezember 1997 von der Bundes¬ 
republik Deutschland Unterzeichneten Übereinkommen 
über die Bekämpfung der Bestechung ausländischer 
Amtsträger im internationalen Geschäftsverkehr wird 
zugestimmt. Das Übereinkommen wird nachstehend mit 
einer amtlichen deutschen Übersetzung veröffentlicht. 

Artikel 2 

Durchführungsbestimmungen 

§1 

Gleichstellung von ausländischen mit 
inländischen Amtsträgem bei Bestechungshandlungen 

Für die Anwendung des § 334 des Strafgesetzbuches, 
auch in Verbindung mit dessen §§ 335, 336, 338 Abs. 2, 
auf eine Bestechung, die sich auf eine künftige richter¬ 
liche Handlung oder Diensthandlung bezieht und die 
begangen wird, um sich oder einem Dritten einen Auftrag 
oder einen unbilligen Vorteil Im internationalen geschäft¬ 
lichen Verkehr zu verschaffen oder zu sichern, stehen 
gleich: 

1. einem Richter: 

a) ein Richter eines ausländischen Staates, 

b) ein Richter eines internationalen Gerichts; 

2. einem sonstigen Amtsträger: 

a) ein Amtsträger eines ausländischen Staates, 

b) eine Person, die beauftragt ist, bei einer oder für 
eine Behörde eines ausländischen Staates, für ein 
öffentliches Unternehmen mit Sitz im Ausland oder 
sonst öffentliche Aufgaben für einen ausländischen 
Staat wahrzunehmen. 


c) ein Amtsträger und ein sonstiger Bediensteter einer 
internationalen Organisation und eine mit der 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben beauftragte Person; 

3. einem Soldaten der Bundeswehr: 

a) ein Soldat eines ausländischen Staates, 

b) ein Soldat, der beauftragt ist, Aufgaben einer inter¬ 
nationalen Organisation wahrzunehmen. 

§2 

Bestechung ausländischer 
Abgeordneter im Zusammenhang 
mit internationalem geschäftlichen Verkehr 

(1) Wer in der Absicht, sich oder einem Dritten einen 
Auftrag oder einen unbilligen Vorteil im internationalen 
geschäftlichen Verkehr zu verschaffen oder zu sichern, 
einem Mitglied eines Gesetzgebungsorgans eines aus¬ 
ländischen Staates oder einem Mitglied einer parlamen¬ 
tarischen Versammlung einer internationalen Organisation 
einen Vorteil für dieses oder einen Dritten als Gegen¬ 
leistung dafür anbietet, verspricht oder gewährt, daß es 
eine mit seinem Mandat oder seinen Aufgaben zusam¬ 
menhängende Handlung oder Unterlassung künftig vor¬ 
nimmt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

§3 

Auslandstaten 

Das deutsche Strafrecht gilt, unabhängig vom Recht 
des Tatorts, für folgende Taten, die von einem Deutschen 
im Ausland begangen werden: 

1. Bestechung ausländischer Amtsträger im Zusam¬ 
menhang mit internationalem geschäftlichen Verkehr 
(§§ 334 bis 336 des Strafgesetzbuches in Verbindung 
mit § 1); 
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2. Bestechung ausländischer Abgeordneter im Zusam¬ 
menhang mit internationalem geschäftlichen Verkehr 
(§ 2 ). 

§4 

Anwendung des § 261 des Strafgesetzbuches 

In den Fällen des § 261 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 Buchstabe a 
des Strafgesetzbuches ist § 334 des Strafgesetzbuches 
auch in Verbindung mit § 1 anzuwenden. 


Artikel 3 
Inkrafttreten 

(1) Artikel 2 dieses Gesetzes tritt an dem Tage in Kraft, 
an dem das Übereinkommen für die Bundesrepublik 
Deutschland in Kraft tritt. Im übrigen tritt dieses Gesetz 
am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Übereinkommen nach seinem 
Artikel 15 für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft 
tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates sind 
gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und 
wird im Bundesgesetzblatt verkündet. 


Berlin, den 10. September 1998 

Der Bundespräsident 
Roman Herzog 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Der Bundesminister der Justiz 
Schmidt-Jortzig 

Der Bundesminister des Auswärtigen 
Kinkel 

Der Bundesminister für Wirtschaft 
Rexrodt 
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Übereinkommen 

über die Bekämpfung der Bestechung 
ausländischer Amtsträger im internationalen Geschäftsverkehr 

Convention 

sur la lutte contre la corruption 

d’agents publics etrangers dans les transactions commerciales internationales 

Convention 

on Combating Bribery of 

Foreign Public Officials in International Business Transactions 


(Übersetzung) 


Preambule 

Les Parties, 

Considörant que la corruption est un 
ph6nom6ne röpandu dans les transactions 
commerciales internationales, y compris 
dans le domaine des echanges et de 
l'investissement, qui suscite de graves pre- 
occupations morales et politiques, affecte 
la bonne gestion des affaires publiques 
et le developpement economique et 
fausse les conditions internationales de 
concurrence: 

Considerant que la responsabilit^ de la 
lutte contre la corruption dans le cadre de 
transactions commerciales internationales 
incombe ä tous les pays; 

Vu la recommandation revisee sur la 
lutte contre la corruption dans les trans¬ 
actions commerciales internationales, 
adoptee par le Conseil de l'Organisation 
de Cooperation et de Developpement 
Economiques (OCDE) le 23 mai 1997, 
C(97)123/FINAL, qui, entre autres, de- 
mande que soient prises des mesures 
efficaces pour decourager, prevenir et 
combattre la corruption d'agents publics 
ötrangers dans le cadre de transactions 
commerciales internationales et, en parti- 
culier, que cette corruption soit rapidement 
incriminöe de fagon efficace et coordonnöe 
en conformitö avec les elements communs 
convenus qui figurerit dans cette re¬ 
commandation ainsi qu’avec les principes 
de comp6tence et les autres principes 
juridiques fondamentaux applicables dans 
chaque pays; 


Se felicitant d’autres initiatives röcentes 
qui font progresser l’entente et la Co¬ 
operation internationales en matidre de 
lutte contre la corruption d’agents publics, 
notamment les actions menees par les 
Nations Unies, la Banque mondiale, le 
Fonds monetaire international, l’Organi- 
sation mondiale du commerce, l’Organisa- 
tion des Etats americains, le Conseil de 
l'Europe etTUnion europeenne; 


Preamble 

The Parties, 

Considering that bribery is a widespread 
phenomenon in international business trans¬ 
actions, including trade and investment, 
which raises serious moral and political 
concerns, undermines good governance 
and economic development, and distorts 
international competitive conditions; 


Considering that all countries share a 
responsibility to combat bribery in inter¬ 
national business transactions; 


Having regard to the Revised Recom¬ 
mendation on Combating Bribery in Inter¬ 
national Business Transactions, adopted 
by the Council of the Organisation for 
Economic Co-operation and Development 
(OECD) on 23 May 1997, C(97)123/ 
FINAL, which, inter alia, calied for effective 
measures to deter, prevent and combat 
the bribery of foreign public officials in Con¬ 
nection with international business trans¬ 
actions, in particular the prompt criminali- 
sation of such bribery in an effective and 
co-ordinated manner and in conformity 
with the agreed common elements set out 
in that Recommendation and with the juris- 
dictional and other basic legal principles of 
each country; 


Welcoming other recent developments 
which further advance international under- 
standing and co-operation in combating 
bribery of public officials, including actions 
of the United Nations, the World Bank, the 
International Monetary Fund, the World 
Trade Organisation, the Organisation of 
American States, the Council of Europe 
and the European Union; 


Präambel 

Die Vertragsparteien - 

in der Erwägung, daß im internationalen 
Geschäftsverkehr einschließlich der Be¬ 
reiche Handel und Investitionen die Be¬ 
stechung eine weitverbreitete Erscheinung 
ist, die in moralischer und politischer 
Hinsicht zu ernster Besorgnis Anlaß gibt, 
gute Regierungsführung und wirtschaft¬ 
liche Entwicklung untergräbt und inter¬ 
nationale Wettbewerbsbedingungen ver¬ 
zerrt, 

in der Erwägung, daß alle Staaten für 
die Bekämpfung der Bestechung im inter¬ 
nationalen Geschäftsverkehr gemeinsam 
Verantwortung tragen, 

unter Bezugnahme auf die überarbeitete 
Empfehlung über die Bekämpfung der 
Bestechung im internationalen Geschäfts¬ 
verkehr, die der Rat der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent¬ 
wicklung (OECD) am 23. Mai 1997 ange¬ 
nommen hat (C(97)123/FINAL) und in der 
unter anderem dazu aufgerufen wurde, 
wirksame Maßnahmen zur Abschreckung 
vor und Vorbeugung gegen Bestechung 
ausländischer Amtsträger im internationa¬ 
len Geschäftsverkehr sowie zur Bekämp¬ 
fung dieser Bestechung zu ergreifen, ins¬ 
besondere diese Bestechung umgehend in 
wirksamer und aufeinander abgestimmter 
Weise sowie im Einklang mit den vereinbar¬ 
ten gemeinsamen Merkmalen, die in dieser 
Empfehlung enthalten sind, und in Überein¬ 
stimmung mit den Grundsätzen über die 
Gerichtsbarkeit und mit sonstigen Rechts¬ 
grundsätzen des jeweiligen Staates unter 
Strafe zu stellen, 

erfreut über andere Entwicklungen der 
jüngsten Zeit, welche die internationale 
Verständigung und Zusammenarbeit bei 
der Bekämpfung der Bestechung von 
Amtsträgern weiter voranbringen, ein¬ 
schließlich Maßnahmen der Vereinten 
Nationen, der Weltbank, des Internationa¬ 
len Währungsfonds, der Welthandelsorga¬ 
nisation, der Organisation Amerikanischer 
Staaten, des Europarats und der Euro¬ 
päischen Union, 
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Se felicitant des efforts des entreprises, 
des organisations patronales et syndicales 
ainsi que d’autres organisations non 
gouvernementales dans la lutte contre la 
corruption; 

Reconnaissant le röle des gouverne- 
ments dans la prevention des sollicitatipns 
de pots-de-vin de la part des individus 
et des entreprises dans les transactions 
commerciales internationales; 

Reconnaissant que tout progres dans 
ce domaine exige non seulement des 
efforts de chaque pays, mais aussi une 
Cooperation, une surveillance et un suivi 
au niveau multilateral; 

Reconnaissant qu’assurer l’6quivalence 
entre les mesures que doivent prendre les 
Parties constitue un objet et un but essen- 
tiels de la Convention qui exigent que la 
Convention soit ratifiee sans derogations 
affectant cette equivalence; 


Sont convenues de ce qui suit: 

Article 1 

L’infraction de corruption 
d’agents publics ätrangers 

1. Chaque Partie prend les mesures 
necessaires pour que constitue une in- 
fraction penale en vertu de sa loi le fait 
intentionnel, pour toute personne, d’offrir, 
de promettre ou d'octroyer un avantage 
indu pöcuniaire ou autre, directement ou 
par des intermediaires, ä un agent public 
ötranger, ä son profit ou au profit d’un tiers, 
pour que cet agent agisse ou s'abstienne 
d’agir dans l’execution de fonctions offi- 
cielles, en vue d'obtenir ou conserver un 
marche ou un autre avantage indu dans le 
commerce international. 


2. Chaque Partie prend les mesures 
necessaires pour que constitue une in- 
fraction penale le fait de se rendre com- 
plice d’un acte de corruption d'un agent 
public 6tranger, y compris par instigation, 
assistance ou autorisation. La tentative et 
le complot en vue de corrompre un agent 
public etranger devront constituer une 
infraction penale dans la mesure oü la 
tentative et le complot en vue de cor¬ 
rompre un agent public de cette Partie 
constituent une teile infraction. 

3. Les infractions definies aux para- 
graphes 1 et 2 ci-dessus sont denommees 
ci-apres «corruption d’un agent public 
ötranger». 

4. Aux fins de la presente convention, 

a. «agent public etranger» designe toute 
prersonne qui detient un mandat I6- 
gislatif, administratif ou judiciaire dans 
un pays etranger, qu’elle ait ete nom- 
mee ou elue, toute personne exergant 
une fonction publique pour un pays 


Welcoming the efforts of Companies, 
business organisations and trade unions as 
well as other non-govemmental organisa¬ 
tions to combat bribery; 


Recognising the role of govemments in 
the prevention of solicitation of bribes from 
individuals and enterprises in international 
business transactions; 


Recognising that achieving progress 
in this field requires not only efforts on 
a national level but also multilateral Co¬ 
operation, monitoring and follow-up; 


Recognising that achieving equivalence 
among the measures to be taken by the 
Parties is an essential object and purpose 
of the Convention, which requires that the 
Convention be ratified without derogations 
affecting this equivalence; 


Have agreed as follows: 


Article 1 

The Offence of Bribery 
of Foreign Public Officials 

1. Each Party shall take such measures 
as may be necessary to establish that it is a 
criminal offence under its law for any per- 
son intentionally to offer, promise or give 
any undue pecuniary or other advantage, 
whether directly or through intermediaries, 
to a foreign public official, for that official or 
for a third party, in Order that the official 
act or refrain from acting in relation to the 
Performance of official duties, in Order to 
obtain or retain business or other improper 
advantage in the conduct of international 
business. 


2. Each Party shall take any measures 
necessary to establish that complicity in, 
including incitement, aiding and abetting, 
or authorisation of an act of bribery of a 
foreign public official shall be a criminal 
offence. Attempt and conspiracy to bribe a 
foreign public official shall be criminal 
offences to the same extent as attempt and 
conspiracy to bribe a public official of that 
Party. 


3. The offences set out in paragraphs 1 
and 2 above are hereinafter referred to as 
“bribery of a foreign public official". 


4. For the purpose of this Convention: 

a. “foreign public official” means any per- 
son holding a legislative, administrative 
or judicial Office of a foreign country, 
whether appointed or elected; any per- 
son exercising a public function for a 
foreign country. including for a public 


erfreut über die Anstrengungen von 
Unternehmen, Wirtschaftsverbänden, Ge¬ 
werkschaften und anderen nichtstaatlichen 
Organisationen zur Bekämpfung der Be¬ 
stechung, 

in Anerkennung der Rolle, welche die 
Regierungen spielen, um der Forderung 
von Bestechungsgeldern von Einzelperso¬ 
nen und Unternehmen im internationalen 
Geschäftsverkehr vorzubeugen, 

in der Erkenntnis, daß Fortschritte in die¬ 
sem Bereich nicht nur Anstrengungen auf 
nationaler Ebene, sondern auch mehr¬ 
seitige Zusammenarbeit, Überwachung 
und Folgemaßnahmen erfordern, 

in der Erkenntnis, daß die Gleichwertig¬ 
keit der von den Vertragsparteien zu er¬ 
greifenden Maßnahmen wesentliches Ziel 
und wesentlicher Zweck des Überein¬ 
kommens ist, was erfordert, daß das Über¬ 
einkommen ohne Abweichungen, die diese 
Gleichwertigkeit berühren, ratifiziert wird - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Straftatbestand der Bestechung 
ausländischer Amtsträger 

(1) Jede Vertragspartei trifft die erforder¬ 
lichen Maßnahmen, um nach ihrem Recht 
jede Person mit Strafe zu bedrohen, die 
unmittelbar oder über Mittelspersonen 
einem ausländischen Amtsträger vorsätz¬ 
lich, um im internationalen Geschäftsver¬ 
kehr einen Auftrag oder einen sonstigen 
unbilligen Vorteil zu erlangen oder zu 
behalten, einen ungerechtfertigten geld- 
werten oder sonstigen Vorteil für diesen 
Amtsträger oder einen Dritten anbietet, ver¬ 
spricht oder gewährt, damit der Amtsträger 
in Zusammenhang mit der Ausübung von 
Dienstpflichten eine Handlung vornimmt 
oder unterläßt. 

(2) Jede Vertragspartei trifft die erforder¬ 
lichen Maßnahmen, um die Beteiligung 
an der Bestechung eines ausländischen 
Amtsträgers einschließlich der Anstiftung, 
der Beihilfe und der Ermächtigung unter 
Strafe zu stellen. Der Versuch der Be¬ 
stechung und die Verabredung zur Be¬ 
stechung eines ausländischen Amtsträgers 
stellen in demselben Maß Straftaten dar 
wie der Versuch der Bestechung und die 
Verabredung zur Bestechung eines Amts¬ 
trägers dieser Vertragspartei. 

(3) Die in den Absätzen 1 und 2 genann¬ 
ten Straftaten werden im folgenden als 
„Bestechung eines ausländischen Amts¬ 
trägers“ bezeichnet. 

(4) Im Sinne dieses Übereinkommens 

a) bedeutet der Ausdruck „ausländischer 
Amtsträger“ eine Person, die in einem 
anderen Staat durch Ernennung oder 
Wahl ein Amt im Bereich der Gesetz¬ 
gebung, Verwaltung oder Justiz inne¬ 
hat, eine Person, die für einen anderen 
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ötranger, y compris pour une entreprise 
ou un organisme publics et tout fonc- 
tionnaire ou agent d’une Organisation 
internationale publique; 

b. «pays ötranger» comprend tous les 
niveaux et subdivisions d’admlnistra- 
tion, du niveau national au niveau local; 

c. «agir ou s'abstenir d’agir dans l’exe- 
cution de fonctions officielles» dösigne 
toute utilisation qui est falte de la 
Position officielle de l’agent public, que 
cette utilisation releve ou non des 
compdtences conf6r6es ä cet agent. 


Article 2 

Responsabilitö 
des personnes morales 

Chaque Partie prend les mesures nö- 
cessaires, conformöment ä ses principes 
juridiques, pour dtablir la responsabilite 
des personnes morales en cas de cor- 
ruption d'un agent public ötranger. 


Article 3 
Sanctions 

1, La corruption d’un agent public 
ötranger doit §tre passible de sanctions 
pönales efficaces, proportionnöes et dis- 
suasives. L’öventaü des sanctions appli¬ 
cables doit ötre comparables ä celul des 
sanctions applicable ä la corruption des 
agents publics de la Partie en question et 
doit, dans le cas des personnes physiques, 
inclure des peines privatives de liberte 
süffisantes pour permettre une entraide 
judiciaire efficace et l’extradition. 

2. Si, dans le systöme juridique d'une 
Partie, la responsabilitö penale n’ost pas 
applicable aux personnes morales, cette 
Partie fait en sorte que les personnes 
morales soient passlbles de sanctions 
non pönales efficaces, proportionnöes et 
dissuasives, y compris pöcunialres, en cas 
de corruption d’agents publics ötrangers. 


3. Chaque Partie prend les mesures 
nöcessalres pour assurer que l’instrument 
et les produits de la corruption d'un 
agent public ötranger ou des avoirs d’une 
valeur öquivalente ä celle de ces produits 
puissent faire l’objet d’une salsle et 
d’une confiscation ou que des sanctions 
pöcuniaires d’un effet comparable soient 
prövues. 


4. Chaque Partie envisage l’application 
de sanctions complömentaires civiles ou 
administratives ä toute personne soumise 
ä des sanctions pour corruption d’un agent 
public ötranger. 


agency or public enterprise; and any 
official or agent of a public international 
Organisation; 


b. "foreign country” includes all levels 
and subdivisions of government, from 
national to local; 


c. “act or refrain from acting in relation 
to the Performance of official duties” 
includes any use of the public official’s 
Position, whether or not within the 
official’s authorised competence. 


Article 2 

ResponsibilHy 
of Legal Persons 

Each Party shall take such measures as 
may be necessary, in accordance with its 
legal principles, to establish the liabllity of 
legal persons for the bribery of a foreign 
public official. 


Article 3 
Sanctions 

1. The bribery of a foreign public official 
shall be punishable by effective, propor- 
tionate and dissuasive criminal penalties. 
The ränge of penalties shall be comparable 
to that applicable to the bribery of the 
Party’s own public officials and shall, in 
the case of natural persons, include de- 
privation of liberty sufficient to enable 
effective mutual legal assistance and 
extradition. 


2. In the event that, under the legal 
System of a Party, criminal responsibility 
is not applicable to legal persons, that 
Party shall ensure that legal persons 
shall be subject to effective, proportionate 
and dissuasive non-criminal sanctions, in- 
cluding monetary sanctions, for bribery of 
foreign public officials. 


3. Each Party shall take such measures 
as may be necessary to provide that the 
bribe and the proceeds of the bribery of 
a foreign public official, or property the 
value of which corresponds to that of 
such proceeds, are subject to seizure and 
confiscation or that monetary sanctions of 
comparable effect are applicable. 


4. Each Party shall consider the im- 
position of additional civil or administrative 
sanctions upon a person subject to 
sanctions for the bribery of a foreign public 
official. 


Staat einschließlich einer Behörde oder 
eines öffentlichen Unternehmens öf¬ 
fentliche Aufgaben wahrnimmt, und 
einen Amtsträger oder Bevollmächtig¬ 
ten einer internationalen Organisation, 

b) umfaßt der Ausdruck „anderer Staat“ 
alle staatlichen Bereiche und Unter¬ 
gliederungen von der nationalen bis zur 
kommunalen Ebene, 

c) umfaßt der Ausdruck „im Zusammen¬ 
hang mit der Ausübung von Dienst¬ 
pflichten eine Handlung vornehmen 
oder unterlassen“ jede Nutzung der 
Stellung des Amtsträgers innerhalb 
oder außerhalb seines ihm übertra¬ 
genen Zuständigkeitsbereichs. 


Artikel 2 

Verantwortlichkeit 
juristischer Personen 

Jede Vertragspartei trifft in Überein¬ 
stimmung mit ihren Rechtsgrundsätzen die 
erforderlichen Maßnahmen, um die Ver¬ 
antwortlichkeit juristischer Personen für die 
Bestechung eines ausländischen Amts¬ 
trägers zu begründen. 


Artikel 3 
Sanktionen 

(1) Die Bestechung eines ausländischen 
Amtsträgers wird mit wirksamen, ange¬ 
messenen und abschreckenden Strafen 
bedroht, Strafarten und Strafrahmen sind 
denen vergleichbar, die bei Bestechung 
von eigenen Amtsträgern der Vertragspar¬ 
tei zur Anwendung kommen, und schließen 
bei natürlichen Personen Freiheitsentzug in 
einem Maß ein, das wirksame Rechtshilfe 
und Auslieferung ermöglicht. 


(2) Sind nach der Rechtsordnung einer 
Vertragspartei juristische Personen nicht 
strafrechtlich zur Verantwortung zu ziehen, 
so stellt diese Vertragspartei sicher, daß 
juristische Personen wegen Bestechung 
ausländischer Amtsträger wirksamen, an¬ 
gemessenen und abschreckenden nicht- 
strafrechtlichen Sanktionen einschließlich 
Geldsanktionen unterliegen. 

(3) Jede Vertragspartei trifft die erfor¬ 
derlichen Maßnahmen, um vorzusehen, 
daß das Bestechungsgeld und die Erträge 
aus der Bestechung eines ausländischen 
Amtsträgers oder Vermögensgegenstände, 
deren Vi/ert diesen Erträgen entspricht, 
der Beschlagnahme und Einziehung unter¬ 
liegen oder daß Geldsanktionen mit ver¬ 
gleichbarer Wirkung verhängt werden 
können. 

(4) Jede Vertragspartei erwägt die 
Verhängung zusätzlicher zivil- oder ver¬ 
waltungsrechtlicher Sanktionen gegen eine 
Person, die wegen Bestechung eines aus¬ 
ländischen Amtsträgers Sanktionen unter¬ 
liegt. 


2332 


Bundesgesetzblatt Jahrgang 1998 Teil II Nr. 37. ausgegeben zu Bonn am 21. September 1998 


Article 4 
Comp4tence 

1. Chaque Partie prend les mesures 
nöcessaires pour 6tabljr sa compötence ä 
l’ögard de la corruption d'un agent public 
ötranger lorsque l'infraction est commise 
en tout ou partie sur son territoire. 

2. Chaque Partie ayant comp6tence 
pour poursuivre ses ressortissants ä raison 
d’infractions commises ä l’ötranger prend 
les mesures nöcessalres pour ^tablir sa 
comp6tence ä l'6gard de la corruption d'un 
agent public ^tranger selon les mömes 
principes. 

3. Lorsque plusieurs Parties ont comp6- 
tence ä l’^gard d’une infraction präsum^e 
visde dans la präsente Convention, les 
Parties concern6es se concertent, ä la 
demande de l’une d'entre eiles, afin de 
d^ider quelle est celle qui est la mieux ä 
mSme d’exercer les poursuites. 

4. Chaque Partie examine si le fonde¬ 
ment actuel de sa comp4tence est efficace 
pour lütter contre la corruption d'agents 
publics ätrangers; si tel n'est pas le 
cas, eile prend les mesures correctrices 
appropriöes. 

Article 5 
Mise en oeuvre 

Les enqudtes et poursuites en cas de 
corruption d'un agent public 4tranger sont 
soumises aux rögles et principes appli¬ 
cables de chaque Partie. Elles ne seront 
pas influenc4es par des consid4rations 
d'intörSt 6conomique national, les effets 
possibles sur les relations avec un autre 
Etat ou l'identite des personnes physiques 
ou morales en cause. 


Article 6 
Prescription 

Le rögime de prescription de l'infraction 
de corruption d'un agent public ätranger 
devra mönager un d^lai süffisant pour 
l'enqudte et les poursuites relatives ä cette 
infraction. 

Article 7 

Blanchlment de capitaux 

Chaque Partie ayanf fait en sorte que 
la corruption de ses agents publics soit 
une Infraction principale aux fins de i'ap- 
pllcation de sa lögislation relative au 
blanchlment de capitaux prendra la möme 
mesure en cas de cormption d'un agent 
public 6tranger, quel que soit le lieu oü la 
corruption s’est produite. 


Article 4 
Jurisdiction 

1. Each Party shall take such measures 
as may be necessary to establish its juris- 
diction over the bribery of a foreign public 
official when the offence is committed in 
\whole or in pari in its territory. 


2. Each Party which has jurisdiction to 
prosecute its nationals for offences com¬ 
mitted abroad shall take such measures as 
may be necessary to establish its juris¬ 
diction to do so in respect of the bribery of 
a foreign public official, according to the 
same principles. 


3. When more than one Party has juris¬ 
diction over an alleged offence described 
in this Convention, the Parties involved 
shall, at the request of one of them, consult 
with a view to determining the most appro- 
priate jurisdiction for prosecution. 


4. Each Party shall review whether its 
current basis for jurisdiction is effective 
in the fight against the bribery of foreign 
public officials and, if it is not, shall take 
remedial Steps. 


Article 5 
Enforcemant 

Investigation and prosecution of the 
bribery of a foreign public official shall 
be subject to the applicable rules and 
principles of each Party. They shall not be 
influenced by considerations of national 
economic Interest, the potential effect 
upon relations with another State or the 
Identity of the natural or legal persons 
involved. 


Article 6 

Statute of LImitations 

Any Statute of limitations applicable to 
the offence of bribery of a foreign public 
official shall allow an adequate pehod of 
time for the Investigation and prosecution 
of this offence. 


Article? 

Money Laundering 

Each Party which has made bribery of its 
own public official a predicate offence for 
the purpose of the appllcation of its money 
laundering legislation shall do so on the 
same terms for the bribery of a foreign 
public official, without regard to the place 
where the bribery occurred. 


Artikel 4 
Gerichtsbarkeit 

(1) Jede Vertragspartei trifft die erfor¬ 
derlichen Maßnahmen, um ihre Gerichts¬ 
barkeit über die Bestechung eines auslän¬ 
dischen Amtsträgers zu begründen, wenn 
die Straftat ganz oder teilweise in ihrem 
Hoheitsgebiet begangen wird. 

(2) Jede Vertragspartei, die für die Ver¬ 
folgung ihrer Staatsangehörigen wegen im 
Ausland begangener Straftaten Gerichts¬ 
barkeit hat, trifft die erforderlichen Maß¬ 
nahmen, um nach denselben Grundsätzen 
ihre Gerichtsbarkeit auch für die Verfolgung 
wegen Bestechung eines ausländischen 
Amtsträgers zu begründen. 

(3) Haben bei Verdacht einer in diesem 
Übereinkommen beschriebenen Straftat 
mehrere Vertragsparteien Gerichtsbarkeit, 
so führen die beteiligten Vertragsparteien 
auf Ersuchen einer dieser Vertragsparteien 
Konsultationen mit dem Ziel, die zur Verfol¬ 
gung am besten geeignete Gerichtsbarkeit 
zu bestimmen. 

(4) Jede Vertragspartei prüft, ob ihre 
geltende Rechtsgrundlage für die Ge¬ 
richtsbarkeit bei der Bekämpfung der 
Bestechung ausländischer Amtsträger 
wirksam ist, und sorgt, falls dies nicht der 
Fall ist, für Abhilfe. 

Artikel 5 
Durchsetzung 

Ermittlungsverfahren und Strafverfol¬ 
gung wegen Bestechung eines ausländi¬ 
schen Amtsträgers unterliegen den gelten¬ 
den Regeln und Grundsätzen der jewei¬ 
ligen Vertragspartei. Sie dürfen nicht von 
Erwägungen nationalen wirtschaftlichen 
Interesses, der möglichen Wirkung auf 
Beziehungen zu einem anderen Staat oder 
der Identität der beteiligten natürlichen 
oder juristischen Personen beeinflußt 
werden. 


Artikel 6 
Verjährung 

Die für die Straftat der Bestechung eines 
ausländischen Amtsträgers geltenden Ver¬ 
jährungsfristen sehen einen angemessenen 
Zeitraum für die Ermittlung und Verfolgung 
dieser Straftat vor. 

Artikel 7 
Qeldwäsche 

Jede Vertragspartei, welche die Beste¬ 
chung ihrer eigenen Amtsträger zu einer 
Vortat für die Anwendung ihrer Rechts¬ 
vorschriften in bezug auf die Geldwäsche 
gemacht hat, verfährt nach den gleichen 
Bedingungen in bezug auf die Bestechung 
eines ausländischen Amtsträgers, ungeach¬ 
tet des Ortes, an welchem die Bestechung 
stattgefunden hat. 
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Article 8 

Normes comptables 

1. Pour combattre efficacement la cor- 
ruption d’agents publics etrangers, chaque 
Partie prend les mesures necessaires, 
dans le cadre de ses lois et röglements 
concernant la tenue de livres et etats 
comptables, la pubiication d’informations 
sur les etats financiers et (es normes 
de comptabilite et de verification des 
comptes, pour interdire aux entreprises 
soumises ä ces lois et reglements l’etab- 
lissement de comptes hors livres, les 
operations hors livres ou insuffisamment 
identifiees, l'enregistrement de depenses 
inexistentes, l’enregistrement d’elements 
de passif dont l’otDjet n’est pas correc- 
tement identifie, ainsi que l'utilisation de 
faux documents, dans le but de corrompre 
un agent public etranger ou de dissimuler 
cette corruption. 


2. Chaque Partie prevoit des sanctions 
civiles, administratives ou penales effi- 
caces, proportionnees et dissuasives en 
cas de telles omissions ou falsifications 
dans les livres, les documents, les comptes 
et les etats financiers de ces entreprises. 

Article 9 

Entraide judiciaire 

1. Chaque Partie accorde, autant que le 
permettent ses lois et ses Instruments 
internationaux pertinents, une entraide 
judiciaire prompte et efficace aux autres 
Parties aux fins des enquetes et des pro- 
cedures penales engagees par une Partie 
pour les infractions relevant de la presente 
Convention ainsi qu'aux fins des proce- 
dures non penales relevant de la presente 
Convention engagees par une Partie contre 
des personnes morales. La Partie requise 
informe la Partie requerante, sans retard, 
de tout element ou document additionnels 
qu'il est necessaire de presenter ä l'appui 
de la demande d’entraide et, sur demande, 
des suites donnees ä cette demande 
d’entraide. 


2. Lorsqu’une Partie subordonne l’en- 
traide judiciaire ä une double incrimination, 
celle-ci est röputee exister si l'infraction 
pour laquelle l’entraide est demand6e 
releve de la presente Convention. 

3. Une Partie ne peut refuser d’accorder 
l'entraide judiciaire en matiäre pbnale 
dans le cadre de la presente Convention en 
invoquant le secret bancaire. 

Article 10 
Extradition 

1. La corruption d’un agent public 
etranger est reputöe constituer une in- 
fraction pouvant donner lieu ä extradition 


Article 8 
Accounting 

1. In Order to combat bribery of foreign 
public officials effectively, each Party shall 
take such measures as may be necessary, 
within the framework of its laws and re- 
gulations regarding the maintenance of 
books and records, financial Statement 
disclosures, and accounting and auditing 
Standards, to prohibit the establishment of 
off-the-books accounts, the making of 
off-the-books or inadequately identified 
transactions, the recording of non-exjstent 
expenditures, the entry of liabilifies with 
incorrect Identification of their object, as 
well as the use of false documents, by 
Companies subject to those laws and 
regulations, for the purpose of bribing 
foreign public officials or of hiding such 
bribery. 


2. Each Party shall provide effective, 
proportionate and dissuasive civil, ad¬ 
ministrative or criminal penalties for such 
omissions and falsifications in respect of 
the books, records, accounts and financial 
Statements of such Companies. 


Article 9 

Mutual Legal Assistance 

1. Each Party shall, to the füllest extent 
possible under its laws and relevant 
treaties and arrangements, provide prompt 
and effective legal assistance to another 
Party for the purpose of criminal inves- 
tigations and proceedings brought by a 
Party concerning offences within the scope 
of this Convention and for non-criminal 
proceedings within the scope of this Con¬ 
vention brought by a Party against a legal 
person. The requested Party shall inform 
the requesting Party, without delay, of 
any additional Information or documents 
needed to support the request for as¬ 
sistance and, where requested, of the 
Status and outcome of the request for 
assistance. 


2. Where a Party makes mutual legal 
assistance conditional upon the existence 
of dual criminality, dual criminafity shall be 
deemed to exist if the offence for which the 
assistance is sought is within the scope of 
this Convention. 

3. A Party shall not decline to render 
mutual legal assistance for criminal matters 
within the scope of this Convention on the 
ground of bank secrecy. 

Article 10 
Extradition 

1. Bribery of a foreign public official 
shall be deemed to be included as an 
extraditable offence under the laws of 


Artikel 8 
Buchführung 

(1) Zur wirksamen Bekämpfung der Be¬ 
stechung ausländischer Amtsträger trifft 
jede Vertragspartei im Rahmen ihrer Ge¬ 
setze und sonstigen Vorschriften in bezug 
auf die Führung von Büchern und Auf¬ 
zeichnungen, die Offenlegung von Jahres¬ 
abschlüssen und die Grundsätze der Rech¬ 
nungslegung und -Prüfung die erforder¬ 
lichen Maßnahmen, um Gesellschaften, 
für die diese Gesetze und sonstigen Vor¬ 
schriften gelten, zu verbieten, zum Zweck 
der Bestechung ausländischer Amtsträger 
oder der Geheimhaltung einer solchen 
Bestechung Konten einzurichten, die in 
den Büchern nicht erscheinen, Geschäfte 
zu tätigen, die in den Büchern nicht oder 
nur mit unzureichenden Angaben erschei¬ 
nen, nicht existente Aufwendungen zu 
verbuchen, das Entstehen von Verbindlich¬ 
keiten mit falschen Angaben zu ihrem 
Grund zu verbuchen sowie falsche Belege 
zu benutzen. 

(2) Jede Vertragspartei sieht für der¬ 
artige Unterlassungen und Fälschungen 
in bezug auf Bücher, Aufzeichnungen, 
Konten und Jahresabschlüsse solcher 
Gesellschaften wirksame, angemessene 
und abschreckende zivil-, venwaltungs- 
oder strafrechtliche Sanktionen vor. 

Artikel 9 
Rechtshilfe 

(1) Jede Vertragspartei leistet einer 
anderen Vertragspartei in dem nach ihren 
Gesetzen sowie einschlägigen Verträgen 
und Vereinbarungen größtmöglichen Um¬ 
fang unverzügliche und wirksame Rechts¬ 
hilfe in Ermittlungs- und Strafverfahren, 
die von einer Vertragspartei in bezug auf 
Straftaten, die unter dieses Überein¬ 
kommen fallen, eingeleitet wurden, sowie 
in nichtstrafrechtlichen Verfahren, die unter 
dieses Übereinkommen fallen und von 
einer Vertragspartei gegen eine juristische 
Person eingeleitet wurden. Die ersuchte 
Vertragspartei unterrichtet die ersuchende 
Vertragspartei unverzüglich über gegebe¬ 
nenfalls zur Begründung des Rechtshilfe¬ 
ersuchens benötigte ergänzende Angaben 
oder Schriftstücke sowie auf Anfrage über 
den Stand und das Ergebnis des Rechts¬ 
hilfeersuchens. 

(2) Macht eine Vertragspartei die Rechts- 
hiife vom Vorliegen beiderseitiger Straf¬ 
barkeit abhängig, so gilt die beiderseitige 
Strafbarkeit als gegeben, wenn die Straftat, 
derentwegen um Rechtshilfe ersucht wird, • 
unter dieses Übereinkommen fällt. 

(3) Eine Vertragspartei darf die Rechts¬ 
hilfe in Strafsachen, die unter dieses Über¬ 
einkommen fallen, nicht unter Berufung auf 
das Bankgeheimnis verweigern. 

Artikel 10 
Auslieferung 

(1) Bestechung eines ausländischen 
Amtsträgers gilt als eine in das Recht der 
Vertragsparteien und in die zwischen ihnen 
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en vertu du droit des Parties et des 
conventions d’extradition entre celles-ci. 

2. Lorsqu'une Partie qui subordonne 
l’extradition ä l’existence d'une convention 
d’extradition repoit une demande d’ex¬ 
tradition de la part d’une autre Partie 
avec laquelle eile n’a pas de convention 
d’extradition, eile peut considerer la prä¬ 
sente convention comme base juridique 
pour l’extradition en ce qui concerne 
l’infraction de corruption d’un agent public 
etranger. 

3. Chaque Partie prend les mesures 
necessaires pour faire en Sorte soit de 
pouvoir extrader ses ressortissants, soit' 
de pouvoir les poursuivre ä raison de 
l’infraction de corruption d’un agent public 
etranger. Une Partie qui refuse une de¬ 
mande d’extradition d’une personne pour 
corruption d’un agent. public etranger au 
seul motif que cette personne est son 
ressortissant doit soumettre l’aftaire ä 
ses autorit^s competentes aux fins de 
poursuites. 

4. L’extradition pour corruption d’un 
agent public etranger est soumise aux 
conditions fixees par le droit national et par 
les accords et arrangements applicables 
pour chaque Partie. Lorsqu’une Partie 
subordonne l’extradition ä l’existence 
d’une double incrimination, cette condition 
est reputee remplie lorsque l’infraction 
pour laquelle l’extradition est demandäe 
releve de l’article 1 de la präsente con¬ 
vention. 

Article 11 

AutoriMs responsables 

Aux fins de la concertation prevue ä 
l’article 4, paragraphe 3. de l’entraide 
judiciaire prövue ä l’article 9 et de l’extra- 
dition prevue ä l’article 10, chaque Partie 
notifle au Secretaire general de l’OCDE 
une autorite ou des autorites, chargees de 
l’envoi et de la reception des demandes, 
qui joueront le röle d’interlocuteur pour 
cette Partie pour ces matiöres, sans 
pr6judice d’autres arrangements entre les 
Parties. 

Article 12 

Sutveillance et suivi 

Les Parties cooperent pour mettre en 
Oeuvre un Programme de suivi syste- 
,matique afin de surveiller et promouvoir 
la pleine application de la presente con¬ 
vention. Sauf decision contraire prise par 
Consensus des Parties, cette action est 
menee au sein du Groupre de travail de 
rOCDE sur la corruption dans le cadre de 
transactions commerciales internationales 
et conformement au mandat de ce groupe, 
ou au sein et conformöment au mandat de 
tout Organe qui pourrait lui succ^der dans 
ses fonctions, et les Parties supportent 
le coüf du Programme selon les regles 
applicables ä cet Organe. 


the Parties and the extradition treaties 
between them. 

2. If a Party which makes extradition 
conditional on the existence of an ex¬ 
tradition treaty receives a request for 
extradition from another Party with which it 
has no extradition treaty, it may consider 
this Convention to be the legal basis for 
extradition in resprect of the offenes of 
bribery of a foreign public official. 


3. Each Party shall take any measures 
necessary to assure either that it can ex- 
tradite its nationale or that it can prosecute 
its nationale for the offence of bribery of 
a foreign public official. A Party which 
declines a request to extradite a person for 
bribery of a foreign public official solely on 
the ground that the person is its national 
shall submit the case to its competent 
authorities for the purpose of prosecution. 


4. Extradition for bribery of a foreign 
public official is subject to the conditions 
set out in the domestic law and applicable 
treaties and arrangements of each Party. 
Where a Party makes extradition con¬ 
ditional upon the existence of dual crimi- 
nality, that condition shall be deemed to be 
fulfilied if the offence for which extradition 
is sought is within the scope of Article 1 of 
this Convention. 


Article 11 

Resp>onsible Authorities 

For the purposes of Article 4, para- 
gr 2 iph 3, on consultation, Article 9, on 
mutual legal assistance and Article 10, 
on extradition, each Party shall notify to 
the Secretary-General of the OECD an 
authority or authorities responsible for 
making and receiving requests, which 
shall serve as channel of communication 
for these matters for that Party, without 
prejudice to other arrangements between 
Parties. 


Article 12 

Monitoring and Follow-up 

The Parties shall co-operate in carrying 
out a Programme of systematic follow-up 
to monitor and promote the full implemen- 
tation of this Convention. Unless otherwise 
decided by Consensus of the Parties, this 
shall be done in the framework of the 
OECD Working Group on Bribery in Inter¬ 
national Business Transactions and ac- 
cording to its terms of reference, or within 
the framework and terms of reference of 
any successor to its functions, and Parties 
shall bear the costs of the Programme in 
accordance with the mies applicable to 
that body. 


geschlossenen Ausliefemngsverträge ein¬ 
bezogene, der Ausliefemng unterliegende 
Straftat. 

(2) Erhält eine Vertragspartei, welche 
die Auslieferung vom Bestehen eines Aus¬ 
lieferungsvertrags abhängig macht, ein 
Auslieferungsersuchen von einer anderen 
Vertragspartei, mit der sie keinen Auslie¬ 
ferungsvertrag hat, so kann sie dieses 
Übereinkommen als Rechtsgrundlage für 
die Auslieferung in bezug auf die Straftat 
der Bestechung eines ausländischen Amts¬ 
trägers ansehen. 

(3) Jede Vertragspartei trifft die erfor¬ 
derlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, 
daß sie ihre Staatsangehörigen wegen 
Bestechung eines ausländischen Amts¬ 
trägers entweder ausliefern oder strafrecht¬ 
lich verfolgen kann. Eine Vertragspartei, die 
ein Ersuchen um Ausliefemng einer Person 
wegen Bestechung eines ausländischen 
Amtsträgers ausschließlich deswegen ab¬ 
lehnt, weil die Person ihr Staatsangehöriger 
ist, unterbreitet den Fall ihren zuständigen 
Behörden zum Zweck der Strafverfolgung. 

(4) Die Ausliefemng wegen Bestechung 
eines ausländischen Amtsträgers unterliegt 
den im innerstaatlichen Recht und in den 
geltenden Verträgen und Vereinbamngen 
jeder Vertragspartei vorgesehenen Be¬ 
dingungen. Macht eine Vertragspartei die 
Auslieferung vom Vorliegen beiderseitiger 
Strafbarkeit abhängig, so gilt diese Be¬ 
dingung als erfüllt, wenn die Straftat, 
derentwegen um Auslieferung ersucht 
wird, unter Artikel 1 dieses Übereinkom¬ 
mens fällt, 

Artikel 11 

Zuständige Behörden 

Für die Zwecke des Artikels 4 Absatz 3 
(über Konsultationen), des Artikels 9 (über 
Rechtshilfe) und des Artikels 10 (über Aus¬ 
lieferung) notifiziert' jede Vertragspartei 
dem Generalsekretär der OECD eine oder 
mehrere für die Stellung und Entgegen¬ 
nahme von Ersuchen zuständige Behörden, 
die unbeschadet anderer Vereinbamngen 
zwischen den Vertragsparteien in diesen 
Angelegenheiten als Verbindungsstelle für 
diese Vertragspartei dienen. 

Artikel 12 

Überwachung und FolgemaBnahmen 

Die Vertragsparteien arbeiten bei der 
Durchfühmng eines Programms systemati¬ 
scher Folgemaßnahmen zur Überwachung 
und Fördemng der vollständigen Anwen¬ 
dung dieses Übereinkommens zusammen. 
Soweit die Vertragsparteien nicht einver¬ 
nehmlich etwas anderes beschließen, 
geschieht dies im Rahmen der Arbeits¬ 
gruppe der OECD für Bestechungsfragen 
im internationalen Geschäftsverkehr und 
entsprechend ihrem Mandat oder im Rah¬ 
men und entsprechend dem Mandat eines 
ihre Aufgaben übernehmenden Nachfolge¬ 
organs; die Vertragsparteien tragen die 
Kosten des Programms nach den für 
dieses Organ geltenden Bestimmungen. 
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Article 13 

Signature et adhösion 

1. Jusqu’ä la date de son entree en 
vigueur, la prösente Convention est ouverte 
ä la signature des pays Membres de 
l’OCDE et des non membres qui ont 6t6 
invites ä devenir participants ä part entiöre 
aux activitös de son Group« de travail sur la 
corruption dans le cadre de transactions 
commerciales internationales. 

2. Apres son entree en vigueur, la prä¬ 
sente Convention est ouverte ä l’adhösion 
de tout non-signataire devenu membre de 
l’OCDE ou participant ä part entiöre du 
Groupe de travail sur la corruption dans 
le cadre de transactions commerciales 
internationales ou de tout Organe lui suc- 
cedant dans ses fonctions. Pour chaque 
non-signataire adh^rant ä la convention, 
la convention entre en vigueur le soixan- 
tiöme jour suivant la date du depöt de son 
Instrument d’adhösion. 

Article 14 

Ratification et d4pöt 

1. La presente convention est soumise 
ä acceptation, approbation ou ratification 
par les signataires conformöment ä leur 
loi. 

2. Les Instruments d’acceptation, d’ap- 
probation, de ratification ou d’adh6sion 
sont döposös auprös du Secrötaire gönöral 
de l'OCDE, döpositaire de la presente 
convention. 

Article 15 
Entröe en vigueur 

1. La präsente convention entrera en 
vigueur le soixantiöme jour suivant la date ä 
laquelle cinq pays qui comptent parmi les 
dix Premiers pays pour la part des expor- 
tations, selon le document annexe, et qui 
reprösentent ä eux cinq au moins soixante 
pour Cent des exportations totales cumu- 
l^s de ces dix pays, auront d^pose leur 
Instrument d’acceptation, d’approbation 
ou de ratification. Pour chaque signataire 
döposant son Instrument aprös cette 
entree en vigueur, la convention entrera 
en vigueur le soixantiöme jour suivant le 
d6pöt de cet Instrument, 

2. Si la convention n’est pas entree 
en vigueur le 31 decembre 1998 confor- 
mement au paragraphe 1, tout signataire 
ayant döpose son Instrument d’accep¬ 
tation, d’approbation ou de ratification 
peut declarer par echt au depositaire qu’il 
est pret ä accepter l’entröe en vigueur de 
la convention conformement au present 
paragraphe 2. La convention entrera en 
vigueur pour ce signataire le soixantiöme 
jour suivant la date ä laquelle une teile 
declaration aura 6te falte par au moins 
deux signataires. Pour chaque signataire 
ayant depos6 sa döclaration apres cette 
entree en vigueur, la convention entrera en 
vigueur le soixantieme jour suivant la date 
du depöt. 


Article 13 

Signature and Accession 

1. Until its entry into force, this Conven¬ 
tion shall be open for signature by OECD 
members and by non-members which have 
been invited to become full participants 
in its Working Group on Bribery in Inter¬ 
national Business Transactions. 


2. Subsequent to its entry into force, 
this Convention shall be op>en to accession 
by any non-signatory which is a member of 
the OECD or has become a full participant 
in the Working Group on Bribery in Inter¬ 
national Business Transactions or any 
successor to its functions. For each such 
non-signatory, the Convention shall enter 
into force on the sixtieth day following 
the date of deposit of its Instrument of 
accession. 


Article 14 

Ratification and Depositary 

1. This Convention is subject to ac- 
ceptance, approval or ratification by the 
Signatories, in accordance with their 
respective laws. 

2. Instruments of acceptance, approval, 
ratification or accession shall be deposited 
with the Secretary-General of the OECD, 
who shall serve as Depositary of this 
Convention. 


Article 15 
Entry into Force 

1. This Convention shall enter into 
force on the sixtieth day following the date 
upon which five of the ten countries which 
have the ten largest export shares set out 
in the annexed document, and which rep- 
resent by themselves at least sixty per cent 
of the combined total exports of those ten 
countries, have deposited their Instru¬ 
ments of acceptance, approval, or ratifi¬ 
cation. For each Signatory depositing its 
Instrument after such entry into force, the 
Convention shall enter into force on the six¬ 
tieth day after deposit of its Instrument. 

2. If, after 31 December 1998, the 
Convention has not entered into force 
under paragraph 1 above, any Signatory 
which has deposited its Instrument of 
acceptance, approval or ratification may 
declare in writing to the Depositary its 
readiness to accept entry into force of this 
Convention under this paragraph 2. The 
Convention shall enter into force for such a 
Signatory on the sixtieth day following the 
date upon which such declarations have 
been deposited by at least two Signatories. 
For each Signatory depositing its de¬ 
claration after such entry into force, the 
Convention shall enter into force on the 
sixtieth day following the date of deposit. 


Artikel 13 

Unterzeichnung und Beitritt 

(1) Bis zu seinem Inkrafttreten liegt 
dieses Übereinkommen für Mitglieder der 
OECD und für Nichtmitglieder, die zur 
vollberechtigten Teilnahme an der Arbeits¬ 
gruppe der OECD für Bestechungsfragen 
im internationalen Geschäftsverkehr ein¬ 
geladen worden sind, zur Unterzeichnung 
auf. 

(2) Nach seinem Inkrafttreten steht die¬ 
ses Übereinkommen jedem Nichtunter¬ 
zeichner, der Mitglied der OECD ist 
oder an der Arbeitsgruppe der OECD für 
Bestechungsfragen im internationalen Ge¬ 
schäftsverkehr oder einem ihre Funktionen 
wahrnehmenden Nachfolgeorgan vollbe¬ 
rechtigt teilnimmt, zum Beitritt offen. Für 
jeden dieser Nichtunterzeichner tritt das 
Übereinkommen am sechzigsten Tag nach 
der Hinterlegung seiner Beitrittsurkunde in 
Kraft. 

Artikel 14 

Ratifikation und Verwahrer 

(1) Dieses Übereinkommen bedarf der 
Annahme, Genehmigung oder Ratifikation 
durch die Unterzeichner nach Maßgabe 
ihres jeweiligen Rechts. 

(2) Die Annahme-, Genehmigungs-, 
Ratifikations- oder Beitrittsurkunden wer¬ 
den beim Generalsekretär der OECD 
hinterlegt, der Verwahrer dieses Über¬ 
einkommens ist. 

Artikei 15 
inkrafttreten 

(1) Dieses Übereinkommen tritt am 
sechzigsten Tag nach dem Tag in Kraft,' 
an dem fünf der zehn Staaten mit den 
zehn größten Exportanteilen entsprechend 
dem in der Anlage beigefügten Dokument, 
die mindestens sechzig Prozent der 
zusammengerechneten Gesamtexporte 
dieser zehn Länder auf sich vereinigen, ihre 
Annahme-, Genehmigungs- oder Ratifikati¬ 
onsurkunden hinterlegt haben. Für jeden 
Unterzeichnerstaat, der nach diesem 
Inkrafttreten seine Urkunde hinterlegt, tritt 
das Übereinkommen am sechzigsten Tag 
nach Hinterlegung seiner Urkunde in Kraft. 

(2) Ist das Übereinkommen nach dem 
31. Dezember 1998 nicht nach Absatz 1 in 
Kraft getreten, so kann jeder Unterzeich¬ 
ner, der seine Annahme-, Genehmigungs¬ 
oder Ratifikationsurkunde hinterlegt hat, 
gegenüber dem Verwahrer schriftlich seine 
Bereitschaft erklären, das Inkrafttreten des 
Übereinkommens nach diesem Absatz 
anzunehmen. Für diesen Unterzeichner tritt 
das Übereinkommen am sechzigsten Tag 
nach dem Tag in Kraft, an dem derartige 
Erklärungen von mindestens zwei Unter¬ 
zeichnern hinterlegt worden sind. Für jeden 
Unterzeichner, der nach diesem Inkraft¬ 
treten seine Erklärung hinterlegt, tritt das 
Übereinkommen am sechzigsten Tag nach 
dem Tag der Hinterlegung in Kraft. 
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Article 16 
Modification 

Toute Partie peut proposer de modifier 
la presente convention. La modification 
propos^e est soumlse au däpositaire, qui 
la transmet aux autres Parties au moins 
soixante jours avant de convoquer une 
reunion des Parties pour l'examiner. Toute 
modification, adoptee par consensus des 
Parties ou selon toute autre modalite que 
les Parties fixeront par consensus, entre en 
vigueur soixante jours apres le d6p6t d'un 
Instrument de ratification, d’acceptation ou 
d’approbation par toutes les Parties, ou 
selon toutes autres conditions qui pourront 
etre fixees par les Parties au moment de 
l’adoption de la modification. 


Article 17 
Retrait 

Une Partie peut se retirer de la presente 
Convention par notification 6crite au de- 
positaire. Ce retrait prend effet un an apres 
la date de reception de la notification. 
Aprös le retrait, la Cooperation se poursuit 
entre les Parties et la Partie qui s'est retiree 
pour toutes les demandes d’entraide ou 
d’extradition prösentöes avant la date 
d’effet du retrait. 


Fait ä Paris ce dix-sept döcembre, mil 
neuf Cent quatre-vingt dix-sept, en langues 
frangaise et anglaise, chaque version fai- 
sant egalement foi. 


Article 16 
Amendment 

Any Party may propose the amendment 
of this Convention. A proposed amend¬ 
ment shall be submitted to the Depositary 
which shall communicate it to the other 
Parties at least sixty days betöre convening 
a meeting of the Parties to consider 
the proposed amendment. An amendment 
adopted by consensus of the Parties, or 
by such other means as the Parties may 
determine by consensus, shall enter into 
force sixty days after the deposit of an 
instrument of ratification, acceptance or 
approval by all of the Parties, or in such 
other circumstances as may be specified 
by the Parties at the time of adoption of the 
amendment. 


Article 17 
Withdrawal 

A Party may withdraw from this Con¬ 
vention by submitting written notification 
to the Depositary. Such withdrawal shall 
be effective one year after the date of the 
receipt of the notification. After withdrawal, 
co-operation shall continue between the 
Parties and the Party which has withdrawn 
on all requests for assistance or extradition 
made before the effective date of with¬ 
drawal which remain pending. 


Done in Paris this seventeenth day of 
December, Nineteen Hundred and Ninety- 
Seven in the French and English lan- 
guages, each text being equally authentic. 


Artikel 16 
Änderung 

Jede Vertragspartei kann zu diesem 
Übereinkommen Änderungen vorschlagen. 
Ein Änderungsvorschlag wird dem Ver¬ 
wahrer unterbreitet; dieser übermittelt ihn 
den anderen Vertragsparteien mindestens 
sechzig Tage vor Einberufung eines Tref¬ 
fens der Vertragsparteien zur Beratung 
über den Änderungsvorschlag. Eine Ände¬ 
rung, die von den Vertragsparteien ein¬ 
vernehmlich oder auf andere von den Ver¬ 
tragsparteien einvemehmlich festgelegte 
Weise beschlossen worden ist, tritt sech¬ 
zig Tage nach Hinterlegung einer Ratifi- 
kations-, Annahme- oder Genehmigungs¬ 
urkunde seitens aller Vertragsparteien oder 
unter anderen von den Vertragsparteien 
zum Zeitpunkt der Beschlußfassung über 
die Änderung genannten Bedingungen in 
Kraft. 

Artikel 17 
Rücktritt 

Eine Vertragspartei kann durch eine 
an den Verwahrer gerichtete schriftliche 
Notifikation von diesem Übereinkommen 
zurücktreten. Dieser Rücktritt wird ein Jahr 
nach Eingang der Notifikation wirksam. 
Nach dem Rücktritt wird die Zusammen¬ 
arbeit zwischen den Vertragsparteien und 
der zurückgetretenen Vertragspartei hin¬ 
sichtlich aller Rechtshilfe- oder Äusliefe- 
rungsersuchen fortgesetzt, die vor dem 
Tag, an dem der Rücktritt wirksam ge¬ 
worden ist, gestellt wurden und noch 
nicht erledigt sind. 


Geschehen zu Paris am 17. Dezember 
1997 in französischer und englischer 
Sprache, wobei jeder Wortlaut gleicher¬ 
maßen verbindlich ist. 
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Annexe 

DAFFE/IME/BR(97)ia/FINAL 
Statistiques des exportations de l’OCDE 


Exportations OCOE 



1990-1996 

US $ nnillion 

1990-1996 

% 

du Total OCDE 

1990-1996 

% 

des 10 Premiers 

Etats Unis 

287 118 

15,9 

% 

19,7 % 

Allemagne 

254 746 

14,1 

% 

17,5% 

Japon 

212 665 

11,8 

% 

14,6 % 

France 

138 471 

7,7 

% 

9,5 % 

Royaume Uni 

121 258 

6,7 

% 

8,3 % 

Italie 

112 449 

6,2 

% 

7,7 % 

Canada 

91 215 

5,1 

% 

6,3% 

Cor6e(1) 

81 364 

4,5 

% 

5,6% 

Pays Bas 

81 264 

4,5 

% 

5,6 % 

Belgique-Luxembourg 

. 78 598 

4,4 

% 

5,4 % 

Total 10 Premiers 

1 459 148 

81,0 % 

100 % 

Espagne 

42 469 

2,4 

% 


Suisse 

40 395 

2,2 

% 


Suede 

36 710 

2,0 

% 


Mexique (1) 

34 233 

1,9 

% 


Australie 

27 194 

1,5 

% 


Dänemark 

24 145 

1,3 

% 


Autriche*) 

22 432 

1.2 

% 


Norvege 

21 666 

1,2 

% 


Irlands 

19 217 

1,1 

% 


Finlande 

17 296 

1,0 

% 


Pologne (1)") 

12 652 

0.7 

% 


Portugal 

10 801 

0,6 

% 


Turquie') 

8 027 

0,4 

% 


Hongrie**) 

6 795 

0,4 

% 


Nouvelle Zölande 

6 663 

0.4 

% 


R6publique Tchöque***) 

6 263 

0,3 

% 


Gröce*) 

4 606 

0,3 

% 


Islands 

949 

0,1 

% 


Total OCDE 

1 801 661 

100% 



Lögende; •) 1990-1995 
'T 1991-1996 
'“) 1993-1996 
Source: OCDE, (1) FMI 


Concernant la Belgique et le Luxembourg: Les statistiques des Behanges de la Belgique 
et du Luxembourg ne sont disponibles que cumulöes. Dans le cadre de l'article 15, para- 
graphe 1 de la Convention, si la Belgique ou le Luxembourg däpose son Instrument 
d'acceptation, d’approbation ou de ratification ou bien si la Belgique et le Luxembourg 
döposent leurs Instruments d’acceptation, d’approbation ou de ratification, il sera 
consid^rä que Tun des pays qui comptent parmi les dix Premiers pays pour la part des 
exportations a dSpose son Instrument et les exportations cumulöes des deux pays seront 
additionnöes en vue d’atteindre, comme requis pour l’entröe en vigueur de la convention, 
les 60 pour cent des exportations totales cumul6es de ces dix pays. 
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Annex 

DAFFE/IME/BR(97)18/FINAL 
Statistics on OECD exports 


OECD exports 



1990-1996 

1990-1996 

1990-1996 


US $ million 

% 

% 



of Total OECD 

of 10 largest 

United States 

287 118 

15.9 % 

19,7 % 

Germany 

254 746 

14.1 % 

17,5 % 

Japan 

212 665 

11.8 % 

14,6 % 

France 

138 471 

7.7 % 

9,5 % 

United Kingdom 

121 258 

6.7 % 

8,3% 

Italy 

112 449 

6.2 % 

7,7 % 

Canada 

91 215 

5.1 % 

6,3 % 

Korea (1) 

81 364 

4.5 % 

5,6 % 

Netherlands 

81 264 ■ 

4.5 % 

5,6% 

Belgium-Luxembourg 

78 598 

4.4 % 

5,4 % 

Total 10 largest 

1 459 148 

81.0 % 

100 % 

Spain 

42 469 

2.4 % 


Switzerland 

40 395 

2.2 % 


Sweden 

36 710 

2.0 % 


Mexico (1) 

34 233 

1.9% 


Australia 

27 194 

1.5 % 


Denmark 

24 145 

1.3 % 


Austria”) 

22 432 

1.2 % 


Norway 

21 666 

1.2 % 


Ireland 

19217 

1.1 % 


Finland 

17 296 

1.0 % 


Poland (1)*”) 

12 652 

0.7 % 


Portugal 

10 801 

0.6 % 


Turkey”) 

8 027 

0.4 % 


Hungary””) 

6 795 

0.4 % 


New Zealand 

6 663 

0.4 % 


Czech Republic”””) 

6 263 

0.3 % 


Greece”) 

4 606 

0.3 % 


Iceland 

949 

0.1 % 


Total OECD 

1 801 661 

100 % 



Notes: *) 1990-1995 

■*} 1991-1996 
*") 1993-1996 
Source: OECD, (1}IMF 


Concerning Belgium-Luxembourg: Trade statistics for Belgium and Luxembourg are 
available only on a combined basis for the two countries. For purposes of Article 15, 
Paragraph 1 of the Convention, if either Belgium or Luxembourg deposits its instrument 
of acceptance, approval or ratification, or if both Belgium and Luxembourg deposit their 
Instruments of acceptance, approval or ratification, it shall be considered that one of 
the countries which have the ten largest exports shares has dep>oslted its instrument and 
the joint exports of both countries will be counted towards the 60 per cent of combined 
total exports of those ten countries, which is required for entry into force under this 
Provision. 
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Anlage 

DAFFE/IME/BR(97)18/FINAL 
Statistiken über Exporte der OECD 


Exporte der OECD 



1990-1996 
in Millionen US*$ 

1990-1996 
in % der OECD 
insgesamt 

1990-1996 
in % 

der 10 gr66ten 

Vereinigte Staaten 

287118 

15,9 % 

19,7 % 

Deutschland 

254 746 

14,1 % 

17,5 % 

Japan 

212 665 

11,8% 

14,6% 

Frankreich 

138 471 

7,7 % 

9,5 % 

Vereinigtes Königreich 

121 258 

6,7 % 

8,3 % 

Italien 

112 449 

6,2 % 

7,7 % 

Kanada 

91 215 

5,1 % 

6,3% 

Korea (1) 

81 364 

4,5 % 

5,6 % 

Niederlande 

81 264 

4,5 % 

5,6 % 

Belgien/Luxemburg 

78 598 

4,4 % 

5,4 % 

die 10 größten insgesamt 

1 459 148 

81 % 

100 % 

Spanien 

42 469 

2,4 % 


Schweiz 

40 395 

2,2 % 


Schweden 

36 710 

2,0 % 


Mexiko (1) 

34 233 

1,9% 


Australien 

27 194 

1,5% 


Dänemark 

24 145 

1,3% 


Österreich*) 

22 432 

1,2 % 


Norwegen 

21 666 

1,2 % 


Irland 

19217 

1,1 % 


Finnland 

17 296 

1,0 % 


Polen (1)**) 

12 652 

0,7 % 


Portugal 

10 801 

0,6 % 


Türkei*) 

8 027 

0,4 % 


Ungarn**) 

6 795 

0,4 % 


Neuseeland 

6 663 

0,4 % 


Tschechische Republik***) 

6 263 

0,3 % 


Griechenland*) 

4 606 

0,3 % 


Island 

949 

0,1 % 


OECD insgesamt 

1 801 661 

100 % 



Anmerkungoi: *) 1990-1995 

**) 1991-1996 
"*) 1993-1996 
Quelle: OECD, (1) IMF 

ln bezug auf Belgien/Luxemburg gilt; Handelsstatistiken für Belgien und Luxemburg liegen 
nur als gemeinsame Statistiken für beide Länder vor. Hinterlegt entweder Belgien oder 
Luxemburg seine Annahme-, Genehmigungs- oder Ratifikationsurkunde oder hinterlegen 
sowohl Belgien als auch Luxemburg ihre Annahme-, Genehmigungs- oder Ratifikations¬ 
urkunden, so wird im Sinne von Artikel 15 Absatz 1 des Übereinkommens davon ausge¬ 
gangen, daß eines der Länder mit den zehn größten Exportanteilen seine Urkunde hinter¬ 
legt hat, und die gemeinsamen Exporte beider Länder werden auf die für das Inkrafttreten 
nach dieser Bestimmung erforderlichen 60 Prozent der zusammengerechneten Gesamt¬ 
exporte dieser zehn Länder angerechnet. 
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Gesetz 

zu dem Protokoll vom 27. September 1996 
zum Übereinkommen über den Schutz der 
finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften 
(EU-Bestechungsgesetz - EUBestG) 

Vom 10. September 1998 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 
Artikel 1 

Zustimmung zum Vertrag 

Dem in Brüssel am 27. September 1996 von der Bun¬ 
desrepublik Deutschland Unterzeichneten Protokoll auf¬ 
grund von Artikel K.3 des Vertrags über die Europäische 
Union zum Übereinkommen über den Schutz der finanzi¬ 
ellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften wird 
zugestimmt. Das Protokoll wird nachstehend veröffent¬ 
licht. 

Artikel 2 

Durchführungsbestimmungen 

§1 

Gleichstellung von ausländischen mit inländi¬ 
schen Amtsträgern bei Bestechungshandiungen 

(1) Für die Anwendung der §§ 332,334 bis 336,338 des 
Strafgesetzbuches auf eine Bestechungshandlung für 
eine künftige richterliche Handlung oder Diensthandlung 
stehen gleich: 

1. einem Richter: 

a) ein Richter eines anderen Mitgliedstaats der 
Europäischen Union; 

b) ein Mitglied eines Gerichts der Europäischen 
Gemeinschaften: 

2. einem sonstigen Amtsträger: 

a) ein Amtsträger eines anderen Mitgliedstaats der 
Europäischen Union, soweit seine Stellung einem 
Amtsträger im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 2 des Straf¬ 
gesetzbuches entspricht; 

b) ein Gemeinschaftsbeamter im Sinne des Artikels 1 
des Protokolls vom 27. September 1996 zum Über¬ 
einkommen über den Schutz der finanziellen Inter¬ 
essen der Europäischen Gemeinschaften; 

c) ein Mitglied der Kommission und des Rechnungs¬ 
hofes der Europäischen Gemeinschaften. 

(2) Für die Anwendung von 

1. § 263 Abs. 3 Satz 2 Nr. 4 und § 264 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 
und 3 des Strafgesetzbuches und 

2. § 370 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 und 3 der Abgabenordnung, 
auch in Verbindung mit § 12 Abs. 1 Satz 1 des Geset¬ 
zes zur Durchführung der Gemeinsamen Marktorgani- 
satiohen, 

steht einem Amtsträger ein in Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe b 
bezeichneter Gemeinschaftsbeamter und ein Mitglied der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften gleich. 


§2 

Auslandstaten 

Die §§ 332, 334 bis 336 des Strafgesetzbuches, auch in 
Verbindung mit § 1 Abs. 1, gelten unabhängig vom Recht 
des Tatorts auch für eine Tat, die im Ausland begangen 
wird, wenn 

1. der Täter 

a) zur Zeit der Tat Deutscher ist oder 

b) Ausländer ist, der 

aa) als Amtsträger im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 2 
des Strafgesetzbuches oder 

bb) als Gemeinschaftsbeamter im Sinne des § 1 
Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b, der einer gemäß den 
Verträgen zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaften geschaffenen Einrichtung mit 
Sitz im Inland angehört, 

die Tat begeht, oder 

2. die Tat gegenüber einem Richter, einem sonstigen 
Amtsträger oder einer nach § 1 Abs. 1 gleichgestellten 
Person, soweit sie Deutsche sind, begangen wird. 

§3 

Änderung des Strafgesetzbuches 

In § 5 des Strafgesetzbuches in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 10. März 1987 (BGBl. I S. 945, 
1160), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
10. September 1998 (BGBl. IS. 2322) geändert worden ist, 
wird folgende Nummer 14a eingefügt: 

„14a. Abgeordnetenbestechung (§ 108e), wenn der Täter 
zur Zeit der Tat Deutscher ist oder die Tat gegen¬ 
über einem Deutschen begangen wird,“. 


Artikel 3 

Neufassung des Strafgesetzbuches 

Das Bundesministerium der Justiz kann den Wortlaut 
des Strafgesetzbuches in der vom 1. Januar 1999 an 
geltenden Fassung im Bundesgesetzblatt bekannt¬ 
machen. 

Artikel 4 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Protokoll nach seinem Artikel 9 
Abs. 3 für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, ist 
im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates sind 
gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und 
wird im Bundesgesetzblatt verkündet. 


Berlin, den 10. September 1998 

Der Bundespräsident 
Roman Herzog 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Der Bundesminister der Justiz 
Schmidt-Jortzig 
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Protokoll 

aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags über die Europäische Union 

zum Übereinkommen 

über den Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften 


Die Hohen Vertragsparteien dieses Protokolis, die Mitglied¬ 
staaten der Europäischen Union sind - 

unter Bezugnahme auf den Rechtsakt des Rates der Europäi¬ 
schen Union vom 27. September 1996, 

in dem Wunsch sicherzustellen, daß ihre Strafrechtsvorschrif¬ 
ten in w/irksamer Weise zum Schutz der finanziellen Interessen 
der Europäischen Gemeinschaften beitragen, 

in Anerkennung der Bedeutung des Übereinkommens über 
den Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen Ge¬ 
meinschaften vom 26. Juli 1995 zur Bekämpfung des Betrugs 
zum Nachteil der gemeinschaftlichen Einnahmen und Ausgaben, 

in dem Bewußtsein, daß die finanziellen Interessen der 
Europäischen Gemeinschaften durch andere Straftaten geschä¬ 
digt oder gefährdet werden können, insbesondere diejenigen, die 
Bestechungshandlungen von oder gegenüber nationalen wie 
Gemeinschaftsbeamten darstellen, die für die Erhebung, die Ver¬ 
waltung oder die Bewilligung der ihrer Kontrolle unterliegenden 
Gemeinschaftsmittel verantwortlich sind, 

in der Enwägung, daß Personen unterschiedlicher Staats¬ 
angehörigkeit, die bei den verschiedenen staatlichen Stellen oder 
Einrichtungen beschäftigt sind, an solchen Bestechungshand¬ 
lungen beteiligt sein können und daß es im Interesse eines wirk¬ 
samen Vorgehens gegen derartige Handlungen, die internatio¬ 
nale Bezüge aufweisen, wichtig ist, daß hinsichtlich der Strafbar¬ 
keit dieser Handlungen im Strafrecht der Mitgliedstaaten eine 
Annäherung in der Bewertung besteht, 

in Anbetracht dessen, daß die Strafvorschriften mehrerer Mit¬ 
gliedstaaten bei Straftaten im Zusammenhang mit der Wahr¬ 
nehmung eines öffentlichen Amtes im allgemeinen und bei 
Bestechung im besonderen nur auf Handlungen von oder 
gegenüber ihren nationalen Beamten abheben und Verhaltens¬ 
weisen von Gemeinschaftsbeamten oder von Beamten anderer 
Mitgliedstaaten nicht oder nur in Ausnahmefällen erfassen, 

in der Überzeugung, daß die einzelstaatlichen Rechtsvor¬ 
schriften insoweit angepaßt werden müssen, als sie Beste¬ 
chungshandlungen, mit denen die finanziellen Interessen der 
Europäischen Gemeinschaften geschädigt werden oder geschä¬ 
digt werden können und an denen Gemeinschaftsbeamte oder 
Beamte anderer Mitgliedstaaten beteiligt sind, nicht unter Strafe 
stellen, 

in der Überzeugung ferner, daß eine solche Anpassung der 
einzelstaatlichen Rechtsvorschriften hinsichtlich der Gemein¬ 
schaftsbeamten nicht auf Akte der aktiven und passiven Beste¬ 
chung beschränkt werden darf, sondern auch sonstige Delikte 
erfassen muß, wodurch die Einnahmen oder die Ausgaben der 
Europäischen Gemeinschaften beeinträchtigt werden oder be¬ 
einträchtigt werden können, einschließlich der Delikte von oder 
gegenüber Personen, denen höchste Verantwortlichkeiten über¬ 
tragen sind, 

in der Erwägung, daß ferner geeignete Regeln für die Gerichts¬ 
barkeit und die gegenseitige Zusammenarbeit aufgestellt werden 
sollten, und zwar unbeschadet der rechtlichen Bedingungen für 
die Anwendung dieser Regeln in konkreten Fällen, einschließlich 
gegebenenfalls derjenigen für die Aufhebung von Immunitäten, 


in der Erwägung schließlich, daß die einschlägigen Bestim¬ 
mungen des Übereinkommens über den Schutz der finanziellen 
Interessen der Europäischen Gemeinschaften vom 26. Juli 1995 
auch für die in diesem Protokoll genannten strafbaren Handlun¬ 
gen gelten sollten - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 
Definitionen 

Für die Zwecke dieses Protokolls 

1. a) bezeichnet der Ausdruck „Beamter“ sowohl einen Ge¬ 

meinschafts- als auch einen nationalen Beamten, ein¬ 
schließlich eines nationalen Beamten eines anderen Mit¬ 
gliedstaats; 

b) bezeichnet der Ausdruck „Gemeinschaftsbeamter“ 

- jede Person, die Beamter oder durch Vertrag einge¬ 
stellter Bediensteter im Sinne des Statuts der Beamten 
der Europäischen Gemeinschaften oder der Beschäfti¬ 
gungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten der 
Europäischen Gemeinschaften ist; 

- jede Person, die den Europäischen Gemeinschaften 
von den Mitgliedstaaten oder von öffentlichen oder 
privaten Einrichtungen zur Verfügung gestellt wird und 
dort Aufgaben wahrnimmt, die den Aufgaben der 
Beamten oder sonstigen Bediensteten der Europäi¬ 
schen Gemeinschaften entsprechen. 

Die Mitglieder der gemäß den Verträgen zur Gründung 
der Europäischen Gemeinschaften geschaffenen Einrich¬ 
tungen sowie das Personal dieser Einrichtungen werden 
den Gemeinschaftsbeamten gleichgestellt, sofern auf sie 
nicht das Statut der Beamten der Europäischen Gemein¬ 
schaften oder die Beschäftigungsbedingungen für die 
sonstigen Bediensteten der Europäischen Gemeinschaf¬ 
ten Anwendung findet; 

c) wird der Ausdruck „nationaler Beamter“ entsprechend 
der Definition für den Begriff „Beamter“ oder „Amts¬ 
träger“ im innerstaatlichen Recht des Mitgliedstaats aus¬ 
gelegt, in dem der Betreffende diese Eigenschaft für die 
Zwecke der Anwendung des Strafrechts dieses Mitglied¬ 
staats besitzt. 

Handelt es sich jedoch um ein Verfahren, das ein Mit¬ 
gliedstaat wegen einer Straftat einleitet, an der ein Beam¬ 
ter eines anderen Mitgliedstaats beteiligt ist, braucht 
ersterer die Definition für den Begriff „nationaler Beamter“ 
jedoch nur insoweit anzuwenden, als diese mit seinem 
innerstaatlichen Recht im Einklang steht; 

2. bezeichnet der Ausdruck „Übereinkommen“ das am 26. Juli 
1995 aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags über die Europäi¬ 
sche Union fertiggestellte Übereinkommen über den Schutz 
der finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften'). 

Artikel 2 
Bestechlichkeit 

(1) Für die Zwecke dieses Protokolls ist der Tatbestand der 
Bestechlichkeit dann gegeben, wenn ein Beamter vorsätzlich 

’) ABI. Nr. C 316 vom 27. 11. 1995, S. 49, 
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unmittelbar oder über eine Mittelsperson für sich oder für einen 
Dritten Vorteile jedweder Art als Gegenleistung dafür fordert, 
annimmt oder sich versprechen läßt, daß er unter Verletzung sei¬ 
ner Dienstpflichten eine Diensthandlung oder eine Handlung bei 
der Ausübung seines Dienstes vomimmt oder unterläßt, wodurch 
die finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften 
geschädigt werden oder geschädigt werden können. 

(2) Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, daß die in Absatz 1 genannten Handlungen 
Straftaten sind. 

Artikel 3 
Bestechung 

(1) Für die Zwecke dieses Protokolls ist der Tatbestand der 
Bestechung dann gegeben, wenn eine Person vorsätzlich einem 
Beamten unmittelbar oder über eine Mittelsfjerson einen Vorteil 
jedweder Art für ihn selbst oder für einen Dritten als Gegen¬ 
leistung dafür verspricht oder gewährt, daß der Beamte unter 
Verletzung seiner Dienstpflichten eine Diensthandlung oder eine 
Handlung bei der Ausübung seines Dienstes vornimmt oder 
unterläßt, wodurch die finanziellen Interessen der Europäischen 
Gemeinschaften geschädigt werden oder geschädigt werden 
können. 

(2) Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, daß die in Absatz 1 genannten Handlungen 
Straftaten sind. 

Artikel 4 
Assimilation 

(1) Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, daß in seinem Strafrecht die Umschreibungen 
der Straftaten, die eine Handlung im Sinne des Artikels 1 des 
Übereinkommens sind und von seinen nationalen Beamten bei 
der Ausübung ihres Dienstes begangen werden, in der gleichen 
Weise für die Fälle gelten, in denen die Straftaten von Gemein¬ 
schaftsbeamten bei der Ausübung ihres Dienstes begangen wer¬ 
den. 

(2) Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, daß in seinem' Strafrecht die Umschreibungen 
der Straftaten im Sinne des Absatzes 1 dieses Artikels und der 
Artikel 2 und 3, die von oder gegenüber Ministern seiner Regie¬ 
rung, gewählten Vertretern seiner parlamentarischen Versamm¬ 
lungen, Mitgliedern seiner obersten Gerichte oder Mitgliedern 
seines Rechnungshofs bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
begangen werden, in der gleichen Weise für die Fälle gelten, in 
denen die Straftaten von oder gegenüber Mitgliedern der Kom¬ 
mission der Europäischen Gemeinschaften, des Europäischen 
Parlaments, des Gerichtshofs und des Rechnungshöfe der 
Europäischen Gemeinschaften bei der Wahrnehmung ihrer Auf¬ 
gaben begangen werden. 

(3) Hat ein Mitgliedstaat besondere Rechtsvorschriften für 
Handlungen oder Unterlassungen erlassen, für die Minister der 
Regierung aufgrund ihrer besonderen politischen Stellung in dem 
betreffenden Mitgliedstaat verantwortlich sind, so gilt Absatz 2 
dieses Artikels nicht für diese Rechtsvorschriften, sofern der Mit¬ 
gliedstaat gewährleistet, daß die Strafvorschriften, mit denen die 
Artikel 2 und 3 sowie Artikel 4 Absatz 1 umgesetzt werden, auch 
die Mitglieder der Kommission der Europäischen Gemeinschaf¬ 
ten erfassen. 

(4) Die Absätze 1, 2 und 3 berühren nicht die in jedem Mit¬ 
gliedstaat geltenden Bestimmungen über das Strafverfahren und 
die Bestimmung des jeweils zuständigen Gerichts. 

(5) Dieses Protokoll findet Anwendung unter voller Einhaltung 
der einschlägigen Vorschriften der Verträge zur Gründung der 
Europäischen Gemeinschaften, des Protokolls über die Vor¬ 
rechte und Befreiungen der Europäischen Gemeinschaften, der 
Satzung des Gerichtshofs sowie der dazu jeweils erlassenen 
Durchführungsvorschriften, was die Aufhebung der Befreiungen 
betrifft. 


Artikel 5 
Sanktionen 

(1) Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, daß die in den Artikeln 2 und 3 genannten Hand¬ 
lungen sowie die Beihilfe zu diesen Handlungen oder die Anstif¬ 
tung dazu durch wirksame, verhältnismäßige und abschrecken¬ 
de Strafen geahndet werden können, die zumindest in schweren 
Fällen auch Freiheitsstrafen umfassen, die zu einer Auslieferung 
führen können. 

(2) Absatz 1 läßt die Ausübung der Disziplinargewalt der 
zuständigen Behörden gegenüber nationalen oder Gemein¬ 
schaftsbeamten unberührt. Bei der Strafzumessung können die 
nationalen Gerichte Disziplinarmaßnahmen, die gegenüber der¬ 
selben Person wegen derselben Handlung ergriffen worden sind, 
entsprechend den Grundsätzen ihres innerstaatlichen Rechts 
berücksichtigen. 

Artikel 6 
Gerichtsbarkeit 

(1) Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen, um 
seine Gerichtsbarkeit über die in Übereinstimmung mit den Arti¬ 
keln 2, 3 und 4 umschriebenen Straftaten in den Fällen zu 
begründen, in denen 

a) die Straftat ganz oder teilweise in seinem Hoheitsgebiet 
begangen worden ist, 

b) es sich bei dem Täter um einen seiner Staatsangehörigen 
oder einen seiner Beamten handelt, 

c) die Straftat sich gegen eine in Artikel 1 genannte Person oder 
ein Mitglied der in Artikel 4 Absatz 2 genannten Organe 
richtet, das eines seiner Staatsangehörigen ist, 

d) es sich bei dem Täter um einen Gemeinschaftsbeamten eines 
Organs der Europäischen Gemeinschaften oder einer gemäß 
den Verträgen zur Gründung der Gemeinschaften geschaffe¬ 
nen Einrichtung, die ihren Sitz in dem betreffenden Mitglied¬ 
staat hat, handelt. 

(2) Jeder Mitgliedstaat kann bei der Notifizierung gemäß Arti¬ 
kel 9 Absatz 2 erklären, daß er eine oder mehrere Bestimmungen 
über die Gerichtsbarkeit gemäß Absatz 1 Buchstaben b, c 
und d nicht oder nur in bestimmten Fällen oder unter bestimmten 
Umständen anwendet. 

Artikel 7 

Verhältnis zu dem Übereinkommen 

(1) Artikel 3, Artikel 5 Absätze 1, 2 und 4 sowie Artikel 6 des 
Übereinkommens gelten so, als enthielten sie eine Bezugnahme 
auf Handlungen im Sinne der Artikel 2, 3 und 4 dieses Protokolls. 

(2) Folgende Bestimmungen' des Übereinkommens gelten 
auch für dieses Protokoll: 

- Artikel 7 mit der Maßgabe, daß Erklärungen im Sinne des Arti¬ 
kels 7 Absatz 2 des Übereinkommens auch für dieses Proto¬ 
koll gelten, sofern bei der Notifizierung nach Artikel 9 Absatz 2 
dieses Protokolls keine anderslautende Erklärung abgegeben 
wird. 

- Artikel 9, 

- Artikel 10. 

Artikel 8 
Gerichtshof 

(1) Streitigkeiten zwischen Mitgliedstaaten über die Auslegung 
oder Anwendung dieses Protokolls werden zunächst im Rat nach 
dem Verfahren des Titels VI des Vertrags über die Europäische 
Union mit dem Ziel ihrer Beilegung erörtert. 

Ist die Streitigkeit nach Ablauf von sechs Monaten nicht beige¬ 
legt, so kann der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften 
von einer Streitpartei befaßt werden. 
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(2) Der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften kann 
mit Streitigkeiten zwischen einem oder mehreren Mitgliedstaaten 
und der Kommission der Europäischen Gemeinschaften über 
Artikel 1, außer Nummer 1 Buchstabe c, sowie über die Artikel 2, 
3 und 4 sowie Artikel 7 Absatz 2 dritter Gedankenstrich dieses 
Protokolls befaßt werden, die nicht im Wege von Verhandlungen 
beigelegt werden konnten. 

Artikel 9 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Protokoll bedarf der Annahme durch die Mitglied¬ 
staaten nach Maßgabe ihrer jeweiligen verfassungsrechtlichen 
Vorschriften. 

(2) Die Mitgliedstaaten notifizieren dem Generalsekretär des 
Rates der Europäischen Union den Abschluß der Verfahren, die 
nach ihren jeweiligen verfassungsrechtlichen Vorschriften für die 
Annahme dieses Protokolls erforderlich sind. 

(3) Dieses Protokoll tritt neunzig Tage nach der Notifizierung 
gemäß Absatz 2 durch den Staat in Kraft, der im Zeitpunkt der 
Annahme des Rechtsaktes über die Ausarbeitung dieses Proto¬ 
kolls durch den Rat Mitglied der Europäischen Union ist und der 
diese Förmlichkeit als letzter vomimmt. Ist das Übereinkommen 
zu dem betreffenden Zeitpunkt jedoch noch nicht in Kraft, tritt 
das Protokoll zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Übereinkom¬ 
mens in Kraft. 

Artikel 10 

Beitritt neuer Mitgliedstaaten 

(1) Dieses Protokoll steht allen Staaten, die Mitglied der 
Europäischen Union werden, zum Beitritt offen. 


(2) Der vom Rat der Europäischen Union erstellte Wortlaut 
dieses Protokolls In der Sprache des beitretenden Staates ist 
verbindlich. 

(3) Die Beitrittsurkunden werden beim Verwahrer hinterlegt. 

(4) Dieses Protokoll tritt für jeden Staat, der ihm beitritt, neun¬ 
zig Tage nach der Hinterlegung seiner Beitrittsurkunde oder aber 
zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Protokolls in Kraft, wenn 
dieses beim Ablauf des genannten Neunzig-Tage-Zeitraums 
noch nicht in Kraft getreten ist. 

Artikel 11 
Vorbehalte 

(1) Vorbehalte sind mit Ausnahme der in Artikel 6 Absatz 2 vor¬ 
gesehenen Vorbehalte nicht zulässig. 

(2) Jeder Mitgliedstaat, der einen Vorbehalt eingelegt hat, kann 
diesen jederzeit ganz oder teilweise durch entsprechende Noti¬ 
fizierung an den Verwahrer zurückziehen. Die Rücknahme wird 
zum Zeitpunkt des Eingangs der Notifizierung beim Verwahrer 
wirksam. 

Artikel 12 
Verwahrer 

(1) Venvahrer dieses Protokolls ist der Generalsekretär des 
Rates der Europäischen Union. 

(2) Der Verwahrer veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften den Stand der Annahmen und Beitritte, die 
Erklärungen und Vorbehalte sowie alle sonstigen Notifizierungen 
im Zusammenhang mit diesem Protokoll. 


Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten ihre Unter¬ 
schriften unter dieses Protokoll gesetzt. 

Geschehen in einer Urschrift in dänischer, deutscher, eng¬ 
lischer, finnischer, französischer, griechischer, irischer, italieni¬ 
scher, niederländischer, portugiesischer, schwedischer und spa¬ 
nischer Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich 
ist; die Urschrift wird im Archiv des Generalsekretariats des 
Rates der Europäischen Union hinterlegt. 
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Erklärungen 

der Mitgliedstaaten bei der Annahme 
des Rechtsaktes über die Fertigstellung des Protokolls 

1. Erklärung der deutschen Delegation 

„Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland erklärt ihre Absicht, für das Protokoll 
zum Übereinkommen zum Schutz der finanziellen Interessen (Beamte) dieselbe Einigung 
über die Zuständigkeit des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften für Vorab¬ 
entscheidungsverfahren und bis zu dem gleichen Zeitpunkt zu erreichen, wie sie für das 
Übereinkommen über den Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen Gemein¬ 
schaften angestrebt wird.“ 

2. Gemeinsame Erklärung der belgischen, der luxemburgischen und der niederlän¬ 
dischen Delegation 

„Die Regierung des Königreichs Belgien, des Königreichs der Niederlande und des 
Großherzogtums Luxemburg sind der Auffassung, daß, um das Inkrafttreten des jetzigen 
Protokolls zu ermöglichen, bis Ende November 1996 eine zufriedenstellende Lösung der 
Frage der Zuständigkeit des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften für die Aus¬ 
legung dieses Protokolls gefunden werden muß, und zwar vorzugsweise im Rahmen der 
laufenden Erörterungen über eine Zuständigkeit des Gerichtshofs für Vorabentscheidun¬ 
gen zur Auslegung des Übereinkommens über den Schutz der finanziellen Interessen der 
Europäischen Gemeinschaften.“ 

3. Erklärung der österreichischen Delegation 

„Österreich geht davon aus, daß die Zuständigkeit des EuGH im Vorabentscheidungs¬ 
verfahren in absehbarer Zeit positiv geregelt wird, wobei es sich in Zukunft auch hierfür 
einsetzen wird.“ 
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Gesetz 

zu dem Abkommen vom 15. November 1971 
über die Schaffung des internationalen Systems 
und der Organisation für kosmische Fernmeldeverbindungen „INTERSPUTNIK“ 
und zu dem Protokoll vom 30. November 1996 
über die Einbringung von Korrekturen in dieses Abkommen 

Vom 10. September 1998 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem Eintritt der Bundesrepublik Deutschland in das Abkommen vom 
15. November 1971 über die Schaffung des internationalen Systems und der 
Organisation für kosmische Fernmeldeverbindungen „INTERSPUTNIK“ und 
dem Protokoll vom 30. November 1996 über die Einbringung von Korrekturen 
in das Abkommen über die Schaffung des internationalen Systems und der 
Organisation für kosmische Fernmeldeverbindungen „INTERSPUTNIK“ wird 
zugestimmt. Das Abkommen und das Protokoll werden nachstehend mit einer 
amtlichen deutschen Übersetzung veröffentlicht. 

Artikel 2 

Das Bundesministerium für Wirtschaft kann das Abkommen in der durch das 
‘Protokoll geänderten Fassung als Neufassung bekanntmachen. 

Artikel 3 

(1) Das Bundesministerium für Wirtschaft wird ermächtigt, die Voraus¬ 
setzungen (Zuverlässigkeit, Leistungsfähigkeit, Fachkunde) und das Verfahren 
für eine Benennung von Unterzeichnern (Signataren) des INTERSPUTNIK- 
Betriebsabkommens durch Rechtsverordnung zu regeln. 

(2) Die Benennung erfolgt gegen Gebühr. Das Bundesministerium für Wirt¬ 
schaft wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der 
Finanzen, durch Rechtsverordnung die gebührenpflichtigen Tatbestände, die 
Höhe der Gebühr und die Erstattung der Auslagen zu regeln. 

Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Das Abkommen vom 15. November 1971 ist für die Bundesrepublik 
Deutschland am 15. Oktober 1990 in Kraft getreten. Der Tag, an dem das Pro¬ 
tokoll vom 30. November 1996 nach seinem Artikel 19 für die Bundesrepublik 
Deutschland in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates sind gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und wird im Bundesgesetz¬ 
blatt verkündet. 

Berlin, den 10. September 1998 

Der Bundespräsident 
Roman Herzog 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Der Bundesminister für Wirtschaft 
Rexrodt 

Der Bundesminister dee Auswärtigen 
Kinkel 
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Abkommen 

über die Schaffung des internationalen Systems und 
der Organisation für kosmische Fernmeldeverbindungen „INTERSPUTNIK“ 

CornaiueHne 

O C03AaHk1H Me)KAyHapOAHOH CHCreMbl H 

OpraHMsaiJiMM KOCMUMecKOM CBB3M «HHTEPCnyTHMK» 


floroeapMBaiomMecs CropoHbi, 

- npHSHaeaa HeoöxoflkiMOCTb coAeMCTBMS yxpenneHkiK) pas- 
BMTMK) BCeCTOpOHHMX 3KOHOMMHeCKMX, HayMHO-TeXH4eCKMX, 
KyribiypHbix m npyrMx OTHomeHMü nocpeflCTBOM ocymecTB/ie- 
HMH CBfl3M, a taioKe paflMO m TeneBM3MOHHoro BemaHun '^epes 
MCKyccTBeHHbie cnyTHMKM SeM/iki; 

- npM3HaBaa noneaHOCTb corpyAHnnecTBa b TeopeiMHecKux m 
3KcnepMMeHTanbHb(x MccneflOBaHMBx, a raioKe b npoexTkipo- 
BaHMM, co3AaHHM, 3KcnnyaTai4kiki n pasBMTkiM MBxcnyHapoA- 
HOÜ CMCTeWlbl CBB3M HBpeS MCKyCCTBeHHblB CHyTHMKH 3eM/1M; 

- B MHTepecax paaBUTMs Me^KflynapoflHoro corpyAHMnecTBa Ha 
’ ocHOBe yBaxcBHMB cyBepeHHTera m HeaaBHCMMocTu rocy- 

AapcTB, paBHonpaBHB, HeBMeLuarenbCTBa bo BHyrpeHHHe 
ABJia, a TaioKB BsaHMHon noMoiUH m BsaHMHon BbiroAbi: 

- MCXOA« M3 nono)KeHMM pe30AK)L|MM 1721 (XVI) reHepanbHoPi 
AccaM6neM OpraHHaauHH OeteAMHeHMbix HauHPi m floro- 
Bopa o npHHUHnax Aeflie/ibHocTM rocyAapciB no MccnepoBa- 
HHK) H HcnonbsoBaHHK) KOCMMMBCKoro npocrpaHCTBa, BKritOHan 
hyHy H Apyrne HeöecHwe lena, ot 27 «HBapB 1967 r.; 

AoroBopHAHCb o HHMec/iBAyKimeM: 

CiaTbB 1 

1 . CosAaercB veiKAyHapoAHaa CHcreivia cbb3h Hepes Mcxyc- 

CTBBHHbie cnyTHMKM SewAM. 

2. Ana oOecneneHMB corpyAHMnecTBa m KoopAMHauMM ycMAMM 
no npoBKTMpoBaHMK), co3AaHMK), BKcnnyarauMM m pasBMTMio 
CMCTBMbl CBa3M AorOBapMBaWlAMBCB ClOpOHbl yHpeX<AaK)T 
Mex<AyHapoAHyK) opraHMaauMW «HHTepcnyTHMK», b AanbHeM- 
LUBM MMBHyeMyK} OpraHM3aUMB. 

CiaTb« 2 

1. «UHiepCnyTHMK» BBASeTCS OTKpblTOM MOX^AyHapOAHOM 
opraHM3auMeM. 

2. H/ieHaMM OpraHMaauMM bbabiotcb npaBMienbCTBa, noAnM- 
caBLUMB HacTOBiABB ComaLueHMe m cAaBiiJMe Ha xpaneHMe 
AOKyMeHTbi o ero paiMeJiMKauMM b cooTBeicTBMM co CTajbeM 20, 
a TaioKB npaBMTenbCTBa APyrnx rocypapcTB, npMCoeAMHMBiuMece 
K HacToaLUBMy CornaiueHMK) b cootbbtctbmm co ciaTbeM 22. 

CiaTbn 3 

MecTonpeöbiBaHMBM OpraHMsauMM ycTanaBAMBaeTCB ropoA 
MocKBa. 

CiaTbB 4 

1. Me)KAyHapoAHaB CMCTewa cbbsm nepea MCKyccTBeHHwe 
cnyTHMKM SewAM BKAiOHaeT B KanecTBe cbomx cocTasHbix kom- 
noHeHTOB: 

- KOCMMHeCKMM KOMAAeKC, COCTOAlAMfi M3 CnyTHMKOB CBB3M C 
peTpaHCABTOpaMM, ÖOpTOBbIMM CpeACTBOMM M Ha3eMHblMM 
CMCTBMBMM ynpaBABHMB, OÖBCnBHMBaiOlAMMM HOpiViaAbHOe 
(JlyHKUMOHMpOBaHMe CnyTHMKOB; 

- aeMHbie CTaHUMM, ocyiAecTBAaioiAMe BoaMMHyx) cBA3b nepea 

MCKyCCTBBHHbie CnyTHMKM 3eMAM. 


(Übersetzung aus dem Jahr 1971) 
Die Abkommenspartner haben 

- in Anerkennung der Notwendigkeit, die Festigung und Ent¬ 
wicklung allseitiger ökonomischer, wissenschaftlich-techni¬ 
scher, kultureller und anderer Beziehungen mittels Femmelde- 
verbindungen sowie Hör- und Fernsehrundfunk über künst¬ 
liche Erdsatelliten zu unterstützen, 

- in Anerkennung der Nützlichkeit der Zusammenarbeit bei den 
theoretischen und experimentellen Forschungen sowie bei der 
Projektierung, Schaffung, Nutzung und Entwicklung eines inter¬ 
nationalen Fernmeldesystems über künstliche Erdsatelliten, 

- im Interesse der Entwicklung der internationalen Zusammen¬ 
arbeit auf der Grundlage der Achtung der Souveränität und 
Unabhängigkeit der Staaten, der Gleichberechtigung und 
Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten sowie der 
gegenseitigen Hilfe und des gegenseitigen Vorteiles, 

- ausgehend von den Bestimmungen der Resolution 1721 p<VI) 
der UNO-Vollversammlung und des Vertrages über die Prinzi¬ 
pien der Tätigkeit der Staaten bei der Erforschung und Nut¬ 
zung des Weltraumes, einschließlich des Mondes und der 
anderen Himmelskörper, vom 27, Januar 1967, 

folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

1. Es wird ein internationales Fernmeldesystem über künst¬ 
liche Erdsatelliten geschaffen. 

2. Zur Gewährleistung der Zusammenarbeit und Koordinierung 
der Anstrengungen bei der Projektierung, Schaffung, Nutzung 
und Entwicklung des Fernmeldesystems gründen die Abkom¬ 
menspartner die internationale Organisation „INTERSPUTNIK“, 
im weiteren Organisation genannt. 

Artikel 2 

1. „INTERSPUTNIK“ ist eine offene internationale Organisa¬ 
tion. 

2. Mitglieder der Organisation sind die Regierungen, die das 
vorliegende Abkommen unterzeichnet und die Dokumente über 
seine Ratifikation gemäß Artikel 20 zur Aufbewahrung übergeben 
haben, sowie die Regierungen anderer Staaten, die dem vor¬ 
liegenden Abkommen gemäß Artikel 22 beigetreten sind. 

Artikel 3 

Als Sitz der Organisation wird Moskau festgelegt. 

Artikel 4 

1. Das internationale Fernmeldesystem über künstliche Erd¬ 
satelliten umfaßt folgende Bestandteile: 

- den kosmischen Komplex, der aus den Fernmeldesatelliten 
mit den Umsetzern und Bordeinrichtungen und den Boden¬ 
systemen für die Steuerung besteht, die das normale Funktio¬ 
nieren der Satelliten gewährleisten; 

- den Bodenfunkstellen, die die gegenseitige Verbindung über 
die künstlichen Erdsatelliten hersteilen. 
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2. KocMMHecKMü KOMnneKc senseicfl coöcTBeHHOCTbio Opra- 
HMsauMM HHM apeHAyeics y HneHOB OpraHMsauMM, MweioiAMx 

TaKUe CMCTBMbl. 

3. SeMHbie ciaHUMH bb/ibiotcb coöcTBeHHOCTbio rocyflapcTB 
jiMöo npki3HaHHbix 3KcnnyaTai4MOHHbix opraHH3au»iki. 

4. HneHbi OpraHH3aMMM nweiOT npaao Ha BKJiKDHeHMe 
nOCTpOBHHblX HMM 3eMHblX CTaHUMM B CMCTBMy CBB3H OpraHM3a- 
UMH, eC/lM 3TM CiaHMHH yflOBJieTBOpBKJT TeXHHHBCKMM TpeÖOBa- 
HHBM OpraHkiaauMM. 

Craibfl 5 

Co3flaHne Mex^nyHapoflHOM cMcreMbi c6B3h npenycMatpHBa- 
BTCB no cneflyiotuMM aranaw: 

- 3Tan npoBBAeHMB onbiTHOM paöoTbi MneHaMH OpraHM3aunn 
Ha CBOHX aeMHbix CTaHUHBX c HcnonbaoBaHHBM KananoB 
CBB3M, npeAocTaB/iseMbix OpraHHaauMM PecnnaTHO Coio3om 
COBBTCKHX COUHaAHCTMHeCKMX PeCHyO/lMK HB BrO CHyTHMKaX 
CBB3H. npOAOA>KHTeilbHOCTb 3TOrO 3Tana yCTaHaBAMBaeTCB 
AO KOHua 1973 roAa; 

- 3Tan paöoTbl c McnoAb30BaHneM KananoB cbb3h na cnyTHM- 
xax CBB3M Habhob OpraHHsauMH na ycAOBHsx apBHAbi; 

- 3Tan KOMMBpHBCKOH 3KCnnyaTaLlMM CMCTBWbl CBfl3M c 
HCn0nb30BaHHBM KOCMHHBCKOrO KOMHABKCa, BBABtOlABrOCB 
coöcTBBHHocTbK) OpraHH3auHM HAM apBHAyBMoro y BB Hab¬ 
hob. riBpexoA K 3TOMy 3Tany öyABT ocymBCTBABH, xorAa 
COBAaHMB KOCMMHBCKOrO KOMAABKCa, ApMHaAABXOLUBrO 
OpraHMaauMH, mam Bro apBHAa öyAyr npnaHaHbi AoroBapn- 
BaULAMMMCB CrOpOHaMM 3KOHOMMHBCKM UBABCOOÖpaaHblMH. 

CraTbs 6 

SanycK m bwboa na opöMiy cnyiHHKOB CBfl3M, ABAsioiAMXcfl 
C06CTBBHHOCTbK) OpraHM3aUMM, 3 TatOKB ynpaBABHMB MMH Ha 
opöMTB ocytAecTBABioTCfl HABHawM OpraHMaauMM, HMeromMMM 
AAB 3TOrO COOTBBTCTByKJlAMB CpBACTBa, HB OCHOBB 

corAaujeHMH MBx<Ay OpraHMsauMBM m tbkmmm HABHawM Opra- 

HH3aUMH. 

CraTbR 7 

OpraHH3aUHB XOOpAHHMpyBT CBOK» AeSTBAbHOCTb C MBMAy- 
HapOAHblM C0K)30M 3AeXTpOCBB3M, B TBKX^B COipyAHMHaBT C 
APyrMMM OpraHM3aUMBVIM, AeSTBAbHOCTb KOTOpblX MMBBT 
OTHOIUBHMB K MCn0Ab30BaHMK) CAyTHMKOB CBB3M KBK B TBX- 
HMHBCKOM OTHOUJBHHM (MCn0Ab30BaHHB HBCTOTHOrO CnBKTpB, 
npMMBHBHMB TBXHMHBCKMX HOpM HB KaHBAbl CBB3M M CTaHAapTOB 
Ha annaparypy), lax h b Bonpocax MBx^AyHapoAHoPi peraa- 
MeHTaUMM. 

Crarbn 8 

OpraHHaauMB bbaabtcb ksphahhbckmm ahuom m npaBOMOHHa 
aaxAiOHaTb AoroBopbi, npnoöpBTaTb, apBHAOBarb m oiHyjKAaTb 
MMyiABCTBO M npBAnpMHMMBTb npOUBCCyaAbHblB AaMCTBMB. 

Crarbfl 9 

1. Ha TBPPHTOPMM rOCypapCTB, npaBMTBAbCTBa KOTOpSIX 
BBAHIOTCB HABHaMM OpraHM3aL(MH, OHB nOAbByBTCfl ApaBOCnO- 
CObHOCTbK), HBOGXOAHMOH RHU AOCTMXCBHHB BB UBABM H OCy- 
UjeCTBABHHB BB 4)yHKl4MM. 06'bBM 3TOM ApaBOCnOCOÖHOCTM 
ÖyAei OnpBAeAflTbCB B COOIBBTCTByKDUUMX COrAaiilBHHBX C KOM- 
nBTBHTHblMH OpraHBMM rOCyAapCTB, Ha TBppMTOpMM KOTOpblX 
OHB OCyiABCTBABBT CBOK5 AeSTBAbHOCTb. 

2. Do BOnpOCaM, HB ypBryAMpOBBHHblM HaCTOSlAMM 
CorABLUBHMBM M COrAaUJBHHBMM, yKaaBHHblMM B AyHKTB 1 
HaCTOBLABH CTaTbM, npMMBHBBTCB BaKOHOAaTBAbCTBO TOCy- 
AapCTB, Ha TBppHTOpMM KOTOpblX OCyiABCTBABBTCfl ASATBAbHOCTb 
OpraHM3auMM. 


2. Der kosmische Komplex ist Eigentum der Organisation oder 
wird bei den Mitgliedern der Organisation, die solche Systeme 
besitzen, gemietet. 

3. Die Bodenfunkstellen sind Eigentum der Staaten oder der 
von ihnen anerkannten Betriebsorganisationen. 

4. Die Mitglieder der Organisation haben das Recht auf Ein¬ 
beziehung der von ihnen errichteten Bodenfunkstellen in das 
Fernmeldesystem der Organisation, wenn diese Bodenfunkstel¬ 
len den technischen Forderungen der Organisation entsprechen. 

Artikel 5 

Die Schaffung des internationalen Fernmeldesystems ist in 
folgenden Etappen vorgesehen: 

- Etappe des Versuchsbetriebs durch die Mitglieder der Organi¬ 
sation mit ihren Bodenfunkstellen unter Nutzung von Fern¬ 
meldekanälen, die der Organisation von der Union der Soziali¬ 
stischen Sowjetrepubliken über ihre Fernmeldesatelliten 
unentgeltlich zur Verfügung gestellt werden. Die Dauer dieser 
Etappe wird bis Ende 1973 festgelegt. 

- Betriebsetappe unter Nutzung von Fernmeldekanälen über 
Fernmeldesatelliten der Mitglieder der Organisation zu Miet¬ 
bedingungen. 

- Etappe des kommerziellen Betriebs des Fernmeldesystems 
unter Nutzung des kosmischen Komplexes, der Eigentum der 
Organisation ist oder bei ihren Mitgliedern gemietet wird. Der 
Übergang zu dieser Etappe wird erfolgen, wenn die Schaffung 
des kosmischen Komplexes, dessen Eigentümer oder Mieter 
die Organisation ist, von den Abkommenspartnern als ökono¬ 
misch zweckmäßig erachtet wird. 

Artikel 6 

Der Start und die Beförderung von Fernmeldesatelliten, die 
Eigentum der Organisation sind, auf die Umlaufbahn sowie deren 
Steuerung auf der Umlaufbahn erfolgen durch die Mitglieder der 
Organisation, die hierfür die entsprechenden Mittel haben, auf 
der Grundlage von vertraglichen Vereinbarungen zwischen der 
Organisation und solchen Mitgliedern der Organisation. 

Artikel 7 

Die Organisation koordiniert ihre Tätigkeit mit dem Internatio¬ 
nalen Fernmeldeverein und arbeitet auch mit anderen Organisa¬ 
tionen, deren Tätigkeit mit der Nutzung von Fernmeldesatelliten 
in Beziehung steht, sowohl in technischer Hinsicht (Nutzung des 
Frequenzbereiches, Verwendung der Technischen Normen für 
die Femmeldekanäle und des Standards für die Einrichtungen) 
als auch in Fragen des internationalen Reglements zusammen. 


Artikel 8 

Die Organisation ist eine juristische Person und befugt, Ver¬ 
träge abzuschließen, Eigentum zu erwerben, zu mieten und zu 
veräußern und zu prozessieren. 

Artikel 9 

1. Auf dem Territorium der Staaten, deren Regierungen Mit¬ 
glieder der Organisation sind, genießt sie die Rechtsfähigkeit, die 
für die Erreichung ihrer Ziele und die Venwirklichung ihrer Funk¬ 
tionen erforderlich ist. Der Umfang dieser Rechtsfähigkeit wird in 
entsprechenden vertraglichen Vereinbarungen mit den kompe¬ 
tenten Organen der Staaten festgelegt, auf deren Territorium sie 
ihre Tätigkeit ausübt. 

2. Für die durch das vorliegende Abkommen und die im 
Punkt 1 dieses Artikels erwähnten vertraglichen Vereinbarungen 
nicht geregelten Fragen werden die gesetzlichen Bestimmungen 
der Staaten angewendet, auf deren Territorium die Tätigkeit der 
Organisation ausgeübt wird. 
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CraTbs 10 

1. OpraHMsauMs Hecer MarepManbHybio OTBercTBeHHocTb no 
CBOMM oöHsaTe/ibCTBaM B npefle/iax npMHaflnex<aiuero eil Hwy- 
tiiecTBa. 

2. OpraHMsauMH He Hecer MaiepHaribHOM oiBecTCTBeHHOCTM 
no oönaaTenbCTBaM AoroBapHBaKDiUHxcs CropoH, pasHO xax 
ftoroBapHBaiOLUHecB CiopoHbi He OTBenaiOT no oöHsaTenbCTBaM 
OpraHHsauHH. 

CiarbB 11 

1. flna pyKOBOflCTBa peflTenbHOCTbio OpraHMsauMM coanaioTca 
cnepyiomHe opranbi: 

- CoBer - pyKOBOflRLMHÜ opran; 

- AnpeKUHR - nOCTOHHHbIM MCnOriHHTenbHblH H aflMMHMCTpaTH- 
BHbiM opran bo rnase c renepanbHbiM flHpexTopoM. Bpewfl 
cosflaHMR H Hanano fleRTenbHOCTVt AnpeKUHH onpenenRioTCfl 
CoBeroM. 

2. Ao Hanana fleRTenbHOCTH AnpexuHH cJjyHKUMH Tene- 
panbHoro flHpexTopa no npeflCTaBHie/ibCTey OpraHMsauHM, 
yxaaaHHbie b nyHKie 2 craibH 13, BbinoRHRei npeflcepaTenb 
CoBera. 

3. Ahr KOHTpojiR aa 4)HHaHcoBOM peRTenbHOCTbio Opra- 
HHsauHH coapaercR PesHSHOHHaR komhcchr. 

4. CoBCT MOJKCT yHpeiKflaTb TaxHe BcnoMorare/ibHbie 
opraHbi, KOTopbie neoOxoAHMbi fl/iR ocyLuecTBneHHR ueneü 
HacTORinero CornauieHMR. 

CxaibR 12 

1. B cociaB CoBera bxoaht no oflHOMy npeflCTasHTe/iio ot 
Kaxcfloro Hnena OpraHHaapHM. 

2. KarKflbiM Hnen OpraHMsauHH MMeer b CoBeie oahh ronoc. 

3. CoBCT coOnpaeTCR na OHepeflHbie ceccHM ne pex(e onnoro 
paaa b rofl. BneoHepeflHaR ceccHR wox^er öbitb cosBana no 
npocböe iiKiöoro Hnena OpranMaauMn nnn renepanbHoro 
AHpeKTopa, ecnn aa ee coabiB BbiCKaaanocb ne Menee oahoh 
Tpern HnenoB OpraHnaaunn. 

4. CeccHH CoBeia npoBOAntCR, xax npaenno, b wecie npe- 
öbiBaHMR OpraHMaauMH. Cobbt MOX<eT npHnnib pemeHne o npo- 
BeAeHHM ceccMH na TeppHTopnn Apyrnx rocypapciB, npasM- 
renbCTBa KOTopbix rbrrkitcr HnenaMM OprannaauHM, no 
npHrnauieHMK) axMX HnenoB OpraHnaauMH. 

Ao nanana AeflTenbHOCTM AnpeKUHM Cobst coOnpaeTCR noone- 
peAHO B rocyAapcTBax, npaenTenbCTBa KOTopwx rbariotcr 
H nenaMM OprannaauMM cornacno mx naaBannM no pyccKOMy 
ancpasMiy. B aroM cnynae pacxoAbi no npoBeAennio ceccnü 
necyr npMHMMaiotAMe Hnenbi OpranMaauMM. 

5. npeAceAaienbCTBOBaHMe na ceccMnx Coeeia ocymecT- 
BAReicR npeACTBBMTenRMM HnenoB OprannaauMM noonepeAHO 
B nopRAxe naaBanMM arnx HnenoB OprannaauMM no pyccKOMy 
an(paBMTy. SaMecTMieneM npeAceAatenn naananaeTCR npeA- 
ciaBMTenb Hnena OprannaauMM, cneAyroiAero no ancpaBnry. 
ripeAceAarenb m ero aaMecTMienb coxpanRK)? cbom nonno- 
MOHMR AO cneAyKJUieM onepeAHon ceccnn CoBeia. 

6. K KOMnerenuMM CoBeia othocrtcr Bonpocbi, oxBarbieae- 
Mbie nacTORiAMM CornamenMeM. CoBer: 

6.1. paccMaTpMBaei m yTBep>KAaeT MeponpnRTMR no coaAa- 
HMK), npMoöpeTeHMK) nnn apenAe, a TaKx<e aKcnnyaiaLiMM 
KOCMMHecKoro KOMnneKca; 

6.2. yTBepxcAaeT nnanbi paasMiMR m coBepiuencTBOBaHMR 
CMCieMbi CBRan OprannaauMM; 

6.3. onpeAenRer lexHMHecKMe TpeöOBanMR na cnyinnKM cbrsm 
O prannaauMM; 


Artikel 10 

1. Die Organisation trägt die materielle Verantwortung für ihre 
Verpflichtungen im Rahmen des ihr gehörenden Eigentums. 

2. Die Organisation trägt keine materielle Verantwortung für die 
Verpflichtungen der Abkommenspartner ebenso wie die Abkom¬ 
menspartner nicht für die Verpfiichtungen der Organisation ver¬ 
antwortlich sind. 

Artikel 11 

1. Zur Leitung der Tätigkeit der Organisation werden folgende 
Organe geschaffen: 

- der Rat als leitendes Organ, 

- die Direktion als ständiges ausführendes und administratives 
Organ mit dem Generaldirektor an der Spitze. Der Zeitpunkt 
der Schaffung und der Beginn der Tätigkeit der Direktion wer¬ 
den vom Rat bestimmt. 

2. Bis zum Beginn der Tätigkeit der Direktion übernimmt der 
Vorsitzende des Rates die im Punkt 2, Artikel 13, angegebenen 
Funktionen des Generaldirektors zur Vertretung der Organisa¬ 
tion. 

3. Zur Kontrolle der Finanztätigkeit der Organisation wird die 
Revisionskommission geschaffen. 

4. Der Rat kann solche Hilfsorgane schaffen, die zur Ver¬ 
wirklichung der Ziele des vorliegenden Abkommens erforderlich 
sind. 

Artikel 12 

1. Der Rat setzt sich aus je einem Vertreter jedes Mitglieds der 
Organisation zusammen. 

2. Jedes Mitglied der Organisation hat im Rat eine Stimme. 

3. Der Rat versammelt sich mindestens einmal im Jahr zu 
ordentlichen Tagungen. Eine außerordentliche Tagung kann auf 
Wunsch eines beliebigen Mitglieds der Organisation oder des 
Generaldirektors einberufen werden, wenn sich für ihre Einberu¬ 
fung mindestens ein Drittel der Mitglieder der Organisation aus¬ 
gesprochen hat. 

4. Die Tagungen des Rates werden in der Regel am Sitz der 
Organisation durchgeführt. Der Rat kann einen Beschluß über 
die Durchführung von Tagungen auf dem Territorium anderer 
Staaten, deren Regierungen Mitglieder der Organisation sind, auf 
Einladung dieser Mitglieder der Organisation fassen. 

Bis zum Beginn der Tätigkeit der Direktion tagt der Rat der Reihe 
nach in den Staaten, deren Regierungen Mitglieder der Organi¬ 
sation sind, entsprechend ihrer Bezeichnung nach dem russi¬ 
schen Alphabet. In diesem Falle werden die Kosten für die 
Durchführung von Tagungen von den empfangenden Mitgliedern 
der Organisation getragen. 

5. Der Vorsitz auf den Ratstagungen wird von Vertretern der 
Mitglieder der Organisation der Reihe nach entsprechend den 
Bezeichnungen dieser Mitglieder der Organisation nach dem 
russischen Alphabet übernommen. Als Stellvertreter des Vor¬ 
sitzenden wird ein Vertreter des nach dem Alphabet nächsten 
Mitglieds der Organisation benannt. Der Vorsitzende und sein 
Stellvertreter üben ihre Funktion bis zur nächsten ordentlichen 
Ratstagung aus. 

6. Zur Zuständigkeit des Rates gehören Fragen, die sich auf 
das vorliegende Abkommen erstrecken. Der Rat 

6.1. erörtert und bestätigt Maßnahmen zur Schaffung, zum 
Erwerb oder zum Mieten sowie zum Betrieb des kosmi¬ 
schen Komplexes; 

6.2. bestätigt die Pläne für die Entwicklung und Vervollkornm- 
nung des Fernmeldesystems der Organisation; 

6.3. bestimmt die technischen Forderungen für die Fernmel¬ 
desatelliten der Organisation; 
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6.4. paccMarpHBaeT m yTBeprKflaer nporpaMMy aanycKa Ha 
opÖMTy cnyiHMKOB cbbsm OpraHHsauMM; 

6.5. yTBep>KflaeT nnaH pacnpeAB/ieHHs KaHanoB cbbsh iviexAy 
SneHaMM OpraHM3ai4Hn, a tbk^kb nopaAOK m ycnoBH« 
MCnonbaoBaHMB KaHanoB cbb3h ApyrHWH noTpeSHTensMn; 

6.6. onpeAenaer texHHMecKHe TpeöoBaHHB Ha aeMHbie 
craHUMH; 

6.7. onpeAenaeT cooTBeiCTBMe rexHHHecKHM TpeöoaaHHflM 

aeWHblX CTBHUHH, npeA'bSBPSeiVIblX A^B BKniOHeHHB B 
CHCiewy CBB3M OpraHHaauHM; 

6.8. HSÖMpaeT fBHeparibHOro AnpexTopa h ero aaMecTHie/iH m 
KOHT poriHpyer AesTe/ibHocTb flnpeKUHH; 

6.9. MBÖHpaeT npeAceAaiexia h m/ibhob PeBM3H0HH0H komhc- 
CHH M yTBBpx<AaBT nopsAOx paöOTbi 3tom kommcmh; 

6.10. yTBBp>KAaBT crpyKiypy h aiTaibi flHpexuMH, a laiOKe 
noAO^KBHHe o nepcoHane Ahpbkuhh; 

6.11. yTBBpx<AaBT nBBH paöOTbi OpraHM3auMH hb npBA- 
CTOBLuiHH xanBHAapHbivi roA: 

6.12. paccMarpHBaBT h yTBeprKAaer 6K)A>KeT OpraHnaauHH m 
OTHBT o ero McnonHBHMM, a laioKB 6anaHc m pacnpepe- 
nsHMB npHöbinn OpraHH3ai4HH; 

6.13. paccMaipHBaeT h yTBep)KAaeT e)KeroAHbie oTHeibi PeHe- 
paBbHoro AHpBKTopa o AesTB/ibHOCTH Ahpbkuhh; 

6.14. yTBep)KAaeT OTMBT Pbbhbhohhoh komhcchh; 

6.15. npHHHMaer k CBBAeHHto ot^MUHaribHue aasBnBHHB npaan- 
TBAbCTB, xcenatoiAMX npHcoBAHHHXbCfl K CornaLUBHHio; 

6.16. onpeAeriBBT nopsAox m cpoKM ynnarbi aojibbwx b3hocob, 
a TaKx<e nepepacnpeAeneHHB Aonen bbhocob b coot- 
bbtctbhm c nyHKTOM 5 craibM 15; 

6.17. oneABABBT rapHC}) 3a nepeAany bahhhu MHCtiopMauHM hah 
CTOMMOCT b apBHAbi KAHBAa Ha cnyTHHKax CBB3M Opra- 
HHsauHH; 

6.18. paccMarpHBaBT apbaaoxcbhhb o BHBceHHM nonpasoK b 
H acTOBiABB CorAauJBHMB M ApBAABraBT HX floroBapH- 
BaioiAMMCB CropoHaM aab oaoOpbhhb b nopBAKB, yciano- 
BABHHOM CTBTbBH 24; 

6.19. npHHHMBBT PpaBHAB ApOMBAyPbl CBOBH pBÖOTbl; 

6.20. paccMarpHBaBT h pBUJaer Apyrne aonpocbi, BbireKaioLAHe 
H3 CorAaiUBHHA. 

7. COBBT AOAJKBH CrpBMHTbCB K TOMy, HTOÖbl BTO pBUjeHHB 
npHHHMaAHCb BAHHOrABCHO. ECAH STOrO HB ÖyAeT AOCTHTHyrO, 
PBUJBHHB CoBBra CHHiaiOTCB npHHBTbIMH, KOT AB 3a HHX AOAaHO 
HB MBHBB AByX TpBTBH rOAOCOB BCBX HABHOB COBBTa. PBUJeHHfl 
COBBia HB BBABtOTCB OÖBSaTBAbHblMH AAB TBX HABHOB, 
KOTOpblB HB BblCXaBBAHCb 3a HX npHHBTHB M 3aBBHAH K HHM OTO- 
BOpXy B AHCbMBHHOH CflOpMB; OAHaXO, BnOCABACTBHH 3TH Habhw 
Moryr npHCOBAHHHTbca k npHHBTWM pblubhhbm. 

8. rlpH MCnOAHeHMH CBOHX 4>yHKL(H(i, npBAyCMOTpBHHblX B 
nyHKTB 6 HacTOBiABH crarbH, Cobbt AeHcreyer b npepeAax 
cpBACTB, ycraHOBABHHbix floroBapHBawiAHMHCB CropoHaMH. 

9. riepeaB cbcchb CoBera cosbiBaercB npasHTBAbCTBOM rocy- 
AapcTBa, B KOTopoM ycraHOBABHo MBCTonpeöbiBaHHB Opra- 
HH3ai4HH, HB nOBAHBB, HBM HBpB3 TpH MBCBUB AOCAB BCTynAB- 
HHB B CHAy HaCTOBlUero CorAaUJBHHB. 

■CrarbB 13 

1. flHpBKUHfl COCTOHT H3 TeHepaAbHOrO AHpBKTOpa, ero 
aaMBCTHTBAB H HBOOXOAHMOTO ABpCOHBAa. 

2. TBHepaAbHbiH AHpexTop, AencTByB Ha npHHUHnax bahho- 
HanaAHB, bbabbtcb rAaBHWM aAMHHHcrparHBHbiM aoajkhoct- 
HblM AHUOM OpraHHSaUHH H B 3TOM KaMBCTBe ApBACTaBABBT BB 


6.4. erörtert und bestätigt das Programm für die Beförderung 
der Fernmeldesatelliten der Organisation auf die Umlauf¬ 
bahn; 

6.5. bestätigt den Plan der Verteilung der Fernmeldekanäle zwi¬ 
schen den Mitgliedern der Organisation sowie den Modus 
und die Bedingungen der Nutzung der Femmeldekanäle 
durch andere Nutzer; 

6.6. bestimmt die technischen Forderungen für die Bodenfunk¬ 
stellen; 

6.7. stellt fest, ob die Bodenfunkstellen, die für die Einbezie¬ 
hung in das Fernmeldesystem der Organisation vorgese¬ 
hen sind, den technischen Forderungen entsprechen; 

6.8. wählt den Generaldirektor und seinen Stellvertreter und 
kontrolliert die Tätigkeit der Direktion; 

6.9. wählt den Vorsitzenden und die Mitglieder der Revisions¬ 
kommission und bestätigt die Geschäftsordnung dieser 
Kommission; 

6.10. bestätigt die Struktur und den Stellenplan der Direktion 
sowie die Personalordnung der Direktion; 

6.11. bestätigt den Arbeitsplan der Organisation für das kom¬ 
mende Kalenderjahr; 

6.12. erörtert und bestätigt das Budget der Organisation und 
den Bericht über den Budgetvollzug sowie die Bilanz und 
die Verteilung des Gewinns der Organisation; 

6.13. erörtert und bestätigt die Jahresberichte des Generaldirek¬ 
tors über die Tätigkeit der Direktion; 

6.14. bestätigt den Bericht der Revisionskommission; 

6.15. nimmt die offiziellen Erklärungen der Regierungen, die dem 
Abkommen beizutreten wünschen, zur Kenntnis; 

6.16. bestimmt den Modus und die Zahlungstermine für die 
anteiligen Beiträge sowie die Umverteilung der Beitrags¬ 
anteile gemäß Punkt 5, Artikel 15; 

6.17. bestimmt die Gebühr für die Übertragung der Informations¬ 
einheiten oder die Mietgebühr für einen Kanal über Fern¬ 
meldesatelliten der Organisation; 

6.18. erörtert Vorschläge über die Einbringung von Korrekturen 
zum vorliegenden Abkommen und schlägt diese den 
Abkommenspartnern zur Billigung vor, wie es in Artikel 24 
festgelegt ist; 

6.19. nimmt die Geschäftsordnung an; 

6.20. erörtert und entscheidet weitere Fragen, die sich aus dem 
Abkommen ergeben. 

7. Der Rat soll bemüht sein, seine Beschlüsse einstimmig zu 
fassen. Wenn das nicht erreicht wird, so gelten die Beschlüsse 
des Rates als angenommen, wenn für sie mindestens zwei Drittel 
der Stimmen aller Mitglieder des Rates abgegeben wurden. Die 
Beschlüsse des Rates sind bindend für jene Mitglieder, die sich 
nicht für ihre Annahme ausgesprochen haben und ihren Vorbe¬ 
halt dazu in schriftlicher Form erklärten - später jedoch können 
sich diese Mitglieder den gefaßten Beschlüssen anschließen. 

8. In Ausübung seiner in Punkt 6 dieses Artikels vorgesehenen 
Funktionen wird der Rat im Rahmen der durch die Abkommens¬ 
partner festgelegten Mittel tätig. 

9. Die erste Tagung des Rates wird von der Regierung des 
Staates einberufen, in dem der Sitz der Organisation festgelegt 
wurde, spätestens drei Monate nach Inkrafttreten des vorliegen¬ 
des Abkommens. 

Artikel 13 

1. Die Direktion besteht aus dem Generaldirektor, seinem 
Stellvertreter und dem erforderlichen Personal. 

2. Der Generaldirektor wird nach dem Prinzip der Einzelleitung 
tätig, ist Hauptverantwortlicher der Verwaltung der Organisation 
und vertritt sie in dieser Eigenschaft gegenüber den zuständigen 
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B OTHOiiiBHMRX c KOMneTBHTHbiMM opraHBMH HfieHOB OpraHMBB- 
UMM no BCBM BonpocaM, KacaioinMMCB ee fleBTejibHOCTM, a 
TaiOKB B OTHOLueHMBx c rocyAspcTBaMH, npaBMTenbCTBa 

KOTOpblX HB BBJ1BK>TCB H/IBHaMH OpraHkl3aL|MM, H MeXCAyHapop- 
HblMH OpraHMaauMBMM, C KOTOpbIMM COBeT COMTBT HBOÖXO- 
AMMblM COTpyAHMMaXb. 

3. reHepanbHbiM AnpeKxop oTBeTCTBSHeH nepeA CoBexoM m 
A eiicxByex b npsAe/iax nojiHOMOMMM, npeAocxaB/ieHHbix ewy 
Hacxoau 4 MM CornauieHMew m peiueHMBMn CoBexa. 

4. reHepanbHbiM Anpexxop ocyiACcxBAnex cABAywurne cfiyHK- 
Umm: 

4.1. oöecneHkiBaex BbinonHBHMe pemeHHü Coaexa; 

4.2. BBAex neperoBopbi c aAMkiHkicxpaMMBMvi cbb3m, npoexxHbi- 
MH opraHMsauMBMH VI npoMbiujAeHHUMM npeAnpmxviBMM 
M/ieHOB OpraHMsauMM no Bonpocau npoexxMpoBaHMB 
CMCxeMw B uenoM, a xaioxe no Bonpocaw npoeKxnpoBaHMH, 
M3roxoBneHMB m nocxasKM aneweHxoB m öaokob öopxoBOü 
annapaxypbi cnyxHUKOB cbb3m OpraHnaauHH; 

4.3. Bepex neperoBopbi no Bonpocaw aanycKOB cnyxHMKOB cbb3m 
AXIS OpraHMsauMvi; 

4.4. no nopyMeHUK) Coaexa b paMxax nonHOwoMMfi, ycxaHO- 
B/ieHHbix CoaexoM, aaK/iiOHaex MeMAynapoAHbie m APyrMe 
cornaujeHMB; 

4.5. cocxaBjiBex npoexx öiOAxexa na onepeAHofi {{iMHaHCOBbiü 
roA, npeAcxaanaex ero na yxaep^KpeHMe Coaexa m oxmm- 
xbiBaexcB nepeA CoeexoM o6 McnonHeHMM 6KDA>t<exa 3a 
MCXeKLUklM (pklHaHCOBblÜ roA! 

4.6. noAroxaeriMBaex An« npeAcxaeneHHfl Coeexy cxnex o Aea- 
xenbHocxM flMpeKuuM aa MCxeKUJUfi rop; 

4.7. paapaöaxbiBaex npoexxbi nnanoB paöoxbi OpraHMaaunn, a 
xaioxe pasBHXMa m coBepuieHcxBOBaHMH CMCxewbi ceaan m 
npepcxaenaex nx Coeexy na yxBepjxpeHne; 

4.8. oöecneMMBaex noproxoexy, cosbiB m npoeepeHMe ceccMü 
CoBexa. 

5. rBHeparibHbiM pMpexxop n ero aaMecxaxenb aaöktpaioxca 
M3 rpa^xpaH rocypapcxB, npaenxenbcxBa Koxopux aBnawxca 
HneHaiMM OpraHnaauMM, cpoxoM na 4 ropa. 3avecxMxe/ib rene- 
panbHoro pMpexxopa Mo>xex öbixb M36paH, xax npasuno, xonaxo 
Ha opMH cpox. reHepa/ibHbiM pnpexxop h ero aaMecxHxexib He 
Moryx öbixb rpaMpanaMH opnoro h xoro x<e rocypapcxea. 

6. riepcoHan flMpexuHH Kowinnexxyexca m 3 rpax^paH rocy- 
papcxB, npaBMxeribcxBa xoxopbix aenaioxca SnenaMH Opra- 
HH3aunn, c ynexoM npo<t)eccMOH£inbHOH xownexenuHH h cnpa- 
BepriHBoro reorpact)HHecKoro npepcxaenxenbcxBa. 

Cxaxbs 14 

1. PeBH3MOHHaa xomhcchb cocxohx h 3 xpex MnenoB, HSöHpa- 
BMbix CoBexoM cpoKOM Ha xpH Topa H3 rpajxpaH pasHbix rocy- 
papcxB, npaBMxeribcXBa xoxopwx aenaKjxca HnenaMH Opra- 
HHaauHH. ripepcepaxenb h Hnenbi PeBH3HOHHOH xomhcchh ne 
Moryx aaHHMaxb KaKHx-/iH6o po/ixcHOCxen b OpranHaauMM. 

2. rBHepanbHbiM pnpexxop npepocxae/iaex b pacnopajxenHe 
peBH3HOHHOH xoMHCCMH Bce HeoöxoAMMbie pjin ocyipecxeneHMa 
peBHSHH Maxepna/ibi h poxyMeHXbi. 

3. Oxuex PeBM3HHHOM KOMMCCHM npepcxaBnaexcs Coeexy 
OpraHH3auHH. 

Cxaxba 15 

1. Ana oöecneHeHHa peaxenbHocxH OpraHMsauHM coa- 
paexca ycxaBHbifi 0 oha (ocHOBHbie m oöopoxHue cpencxea). 
PeujeHMe o coapaHHM h paawepax yoxaenoro (|)OHAa npHHHMa- 
exca floroeapHBaioiAHMHca CxopoHawM no npepnöx^eHHK) 
CoBexa M o<t)opMnaexca cneunanbHbiM npoxoxonoM. Paawep 


Organen der Mitglieder der Organisation in allen Fragen, die ihre 
Tätigkeit betreffen, sowie gegenüber anderen Staaten und inter¬ 
nationalen Organisationen, mit denen der Rat es für notwendig 
erachtet, zusammenzuarbeiten. 


3. Der Generaldirektor ist verantwortlich gegenüber dem Rat 
und wird im Rahmen der ihm durch das vorliegende Abkommen 
und die Beschlüsse des Rates übertragenen Vollmachten tätig. 

4. Der Generaldirektor übt folgende Funktionen aus: 

4.1. er gewährleistet die Erfüllung der Beschlüsse des Rates; 

4.2. er führt Verhandlungen mit den Fernmeldeverwaltungen, 
den Projektierungsorganisationen und den Industriebetrie¬ 
ben der Mitglieder der Organisation über Fragen der Projek¬ 
tierung des Systems in seiner Gesamtheit sowie über 
Fragen der Projektierung, Herstellung und Lieferung der 
Baugruppen und Blöcke der Bordapparaturen der Fern¬ 
meldesatelliten der Organisation; 

4.3. er führt Verhandlungen zu Fragen des Starts von Fernmel¬ 
desatelliten für die Organisation; 

4.4. er schließt im Aufträge des Rates im Rahmen der ihm vom 
Rat erteilten Vollmachten internationale und andere Verträge 
ab; 

4.5. er stellt den Budgetentwurf für das nächste Finanzjahr auf, 
unterbreitet diesen dem Rat zur Bestätigung und legt dem 
Rat Rechenschaft über die Erfüllung des Budgets für das 
vergangene Finanzjahr; 

4.6. er bereitet den Bericht über die Tätigkeit der Direktion für 
das vergangene Jahr für die Vorlage beim Rat vor; 

4.7. er arbeitet die Entwürfe der Arbeitspläne der Organisation 
sowie der Pläne für die Entwicklung und Vervollkommnung 
des Fermeidesystems aus und legt diese dem Rat zur 
Bestätigung vor; 

4.8. er gewährleistet die Vorbereitung, Einberufung und Durch¬ 
führung der Tagungen des Rates. 

5. Der Generaldirektor und sein Stellvertreter werden aus Bür¬ 
gern der Staaten, deren Regierungen Mitglieder der Organisation 
sind, für die Dauer von 4 Jahren gewählt. Der Stellvertreter des 
Generaldirektors kann in der Regel nur für eine Amtsperiode 
gewählt werden. Der Generaldirektor und sein Stellvertreter 
dürfen nicht Bürger ein und desselben Staates sein. 

6. Das Personal der Direktion setzt sich aus Bürgern der Staa¬ 
ten zusammen, deren Regierungen Mitglieder der Organisation 
sind, unter Berücksichtigung der beruflichen Eignung und der 
gerechten territorialen Verteilung. 

Artikel 14 

1. Die Revisionskommission besteht aus 3 Mitgliedern, die 
vom Rat für die Dauer von 3 Jahren aus Bürgern verschiedener 
Staaten, deren Regierungen Mitglieder der Organisation sind, 
gewählt werden. Der Vorsitzende und die Mitglieder der Revisi¬ 
onskommission dürfen in der Organisation keinerlei andere 
Ämter ausüben. 

2. Der Generaldirektor stellt der Revisionskommission alle für 
die Durchführung der Revision erforderlichen Unterlagen und 
Dokumente zur Verfügung. 

3. Der Bericht der Revisionskommission wird dem Rat der 
Organisation vorgelegt. 

Artikel 15 

1. Zur Sicherung der Tätigkeit der Organisation wird der Statu¬ 
tenfonds (Grund- und Umlaufmittel) geschaffen. Der Beschluß 
über die Schaffung und Höhe des Statutenfonds wird von den 
Abkommenspartnem auf Vorschlag des Rates gefaßt und in 
einem Zusatzprotokoll formuliert. Die Höhe der anteiligen Beteili- 
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floneeoro yMaciMR HneHoe OpraHMsauMn e oöpaaoBaHUM ycTaa- 
Horo (JjOHfla ycTaHaanHBaeTCfl nponopuMOHaabHO creneHH 
MCnOnbSOBaHMH MMM KaHanOB CBB3M. 

2. Ecnki B npouecce ycoBepmeHCTBOBaHkiB ckicreMbi cbbsm 
öypeT BbWBneHa HeoöxofluMOCTb b yBennseHnn yctaBworo 
(tJOHfla, TO cyMMa flonoaHMTeribHbix bshocob noflnexcuT pacnpe- 
flenenmo Me>Kfly H/ieHaMM OpraHMsauMH, KOTopbie Bbtpaannki 
cor/iacMB Ha aio yaenHMeHMe. 

3. 3a CMBT B3H0C0B MaBHOB OpraHMSaUMH B yCTaBHblÜ CtJOHfl 
noKpbiBaioTCB cnepyioaiMe pacxoAbi OpraHHsauviH: 

3.1. Ha HayMHO-MccaeflOBaTeabCKMe m onbiTHo-KOHCTpyxTop- 
CKMB paöoTbl no KocMHHBCKOMy Kovnnexcy n no aewHbiw 
CTaHMMBM; 

3.2. Ha npoeKTHposaHHe, coanaHMe, npHoOpereHMe Man apenny 
KocMHHBCKoro KOMnaBKca; 

3.3. Ha onaary aanycKa h BbiBOjqa na opörny cnyiHHKOB cbbsm 
O praHM3aL(MM; 

3.4. Ha fipyrki pean, CBssaHHbie c AesreabHocTbio Oprankisa- 

UHH. 

4. flo oöpaaoBaHHB ycraBHoro (pOHfla fleareabHOCTb Opra- 
HHaauMM ocyipecTBaneTca b cooTBercTBUH co cnepMaabHbiw 
ötOAxcBTOM, cocTaeaaeMbiM na Ka)KAbiH xaaeHAapHbiH rop. 
PacxoAbi, npeAycMOTpeHHbie b ötOAxcere na coAep)KaHHe 
nepcoHaaa At^pexuMH, npoaeAeHHe cbccmh Coaera h Apyrne 
MeponpMflTMB aAMHHMCTpaTMBHoro xapaKTepa, noKpbiaaKDTca 
HaenaMH OpraHHaapHM b paawepax, ycTanaBaHBaeivibix floro- 
BapMBaKDLUMMHCB ClOpOHaMH HO npBAaOJKBHK) COBBTa M 
o0opMaaeMbix cneunaabHbiM npoTOKoaoM. 

5. ripn BcrynaeHHH b OpraHHsapHK) hobux Habhob Man b 
caynae Bbixopa Haena H3 OpraHMsauMM Aoan B3hocob 
ocraabHbix HaenoB OpraHkiaauHM cootbbtctbbhho n3MeHHK)Tca. 

6. BaaKDTa, b KOTopon npoM3B0AflTCfl ssHOCbi b yciasHbiM 
cpOHA H öiOAMBT OpraHM3apMM, onpeAenaeicfl floroBapn- 
saioiAMMHCfl CTopoHawH no npeAnox^BHUKi CoBBia. 

7. Ha cywMy, hb ynaaHBHHyio HaenaMM OpraHHsapHM b ycra- 
HOBaBHHblM CpOK, OpraHMaapHB HaHMCaBBT 3 % rOAOBblX. 

8. B caynae HBBbinoaHeHMB HaBHawH OpraHHaapMM cbomx 
(pHHaHCOBblX OÖaaaTBabCTB B TBHBHHB OAHOTO POpa COBBT 

pBiaaBT Bonpoc o hbcthhhom Man noanoM npnocTaHOBaeHHn 
npas, BblTBKaKJipHX H3 MaBHCTBa B OpraHMSapHM. 

9. DpHÖbiab, noayHBHHaa ot 3KcnnyaTapMH CHCTBMbi cbbsm, 
pacnpBpeaaBTCB Mex<Ay HaenawH OpraHMaapHM nponoppMO- 
HaabHO MX cyMMB B3HOCOB. flo pBujeHMK) Habhob OpraHMsapMM 
npHÖblAb MO>KBT ÖblTb OÖpaipBHa HB yBBaMHBHMB yCTaBHOPO 
tpOHpa MAM cospaHMB KaKMx-AMÖo cnepMaabHbix tponpoB. 

10. Pacxopbi no copBpxoHMio ynacTHMKOB coBBipaHMM m 
sacepaHMM, CBaaaHHbix c BbinoaHBHMew aapan OpraHMsapMM, 
B TOM HMcae aacepaHMR CoBera, HBcyr AoroeapHBaiOLpMecB 
CTopoHw, KOManpHpyioipMe cbomx npepcTaBMTeaBM na tbkmb 

COBBOtaHMB M SaCBpaHMB. 

CTaTbB 16 

1. OpraHMaapMB SKcnnyaTMpyBT kocmmhbckmm KOMnaeKC, 
npepocTaBABB b cootbbtctbmm c noaoKBHMBMM HacTOHipero 
CoraanjBHMB xaHaabi cbbsm cbomm HaBHaM m ppyrMW noTpeÖM- 

TBABM. 

2. Kanaabi cbb3m, KOTopbiMM pacnoaaraer OpraHMaapMa, 
pacnpapeaaßTCfl Me>Kpy HaenaMM OpraHMsapMM, Mcxopa ms mx 
noTpeÖHOCTBM B KaHaaax. KaHaabi cbb3m, npeBbiuiaiotpMe 
oöipyio noTpeÖHOCTb bcbx Habhob OpraHMaapMM, MoryT öbiTb 
cpaHbi B apBHpy ppyrMM noTpeöMTeaBM. 

3. KaHaaw cbb3m npepocTaeantOTCB aa naaTy no TapM4)aM, 
yCTaHaBAMBaBMblM COBBTOM. BeaMMMHa TapMCpOB pOa>KHa ÖblTb 


gung der Mitglieder der Organisation bei der Bildung des Statu¬ 
tenfonds wird proportional zum Grad ihrer Fernmeldekanal¬ 
benutzung festgelegt. 

2. Wenn bei der Vervollkommnung des Fernmeldesystems die 
Notwendigkeit auftritt, den Statutenfonds zu erhöhen, so wird die 
Summe der zusätzlichen Beiträge zwischen den Mitgliedern der 
Organisation, die zu dieser Erhöhung ihr Einverständnis erklärten, 
aufgeteilt. 

3. Aus den Beiträgen der Mitglieder der Organisation zum 
Statutenfonds werden folgende Ausgaben der Organisation 
gedeckt: Die Ausgaben 

3.1. für die wissenschaftlichen Forschungs-, Entwicklungs- und 
Konstruktionsarbeiten für den kosmischen Komplex und die 
Bodenfunkstellen; 

3.2. für die Projektierung, Errichtung, den Erwerb oder das 
Mieten des kosmischen Komplexes; 

3.3. für die Bezahlung des Starts und die Beförderung der Fern¬ 
meldesatelliten der Organisation auf die Umlaufbahn; 

3.4. für andere Zwecke in Zusammenhang mit der Tätigkeit der 
Organisation. 

4. Bis zur Bildung des Statutenfonds erfolgt die Tätigkeit der 
Organisation in Übereinstimmung mit dem für jedes Kalenderjahr 
aufgestellten speziellen Budget. Die im Budget für den Unterhalt 
des Personals der Direktion, die Durchführung von Tagungen 
des Rates und andere Maßnahmen mit Verwaltungscharakter 
vorgesehenen Ausgaben werden von den Mitgliedern der Orga¬ 
nisation in der Höhe gedeckt, die von den Abkommenspartnern 
auf Vorschlag des Rates festgelegt und in einem Zusatzprotokoll 
formuliert wird. 

5. Beim Eintritt neuer Mitglieder in die Organisation oder im 
Falle des Austritts eines Mitglieds aus der Organisation ver¬ 
ändern sich entsprechend die Beiträge. 

6. Die Valuta, in der die Beiträge zum Statutenfonds und Bud¬ 
get der Organisation zu leisten sind, werden von den Abkom¬ 
menspartnern auf Vorschlag des Rates festgelegt. 

7. Für eine Summe, die nicht zum festgelegten Termin bezahlt 
wurde, werden Verzugszinsen in Höhe von 3 % der jährlichen 
Beiträge berechnet. 

8. Wenn Mitglieder der Organisation ihren finanziellen Ver¬ 
pflichtungen im Laufe eines Jahres nicht nachkommen, ent¬ 
scheidet der Rat über die teilweise oder vollständige Aussetzung 
der sich aus der Mitgliedschaft in der Organisation ergebenden 
Rechte. 

9. Der aus dem Betrieb des Fernmeldesystems erzielte Gewinn 
wird zwischen den Mitgliedern der Organisation proportional zu 
ihrer Beitragssumme aufgeteilt. Auf Beschluß der Mitglieder der 
Organisation kann der Gewinn für die Erhöhung des Statuten¬ 
fonds oder die Bildung beliebiger spezieller Fonds verwendet 
werden. 

10. Die Kosten für den Unterhalt der Teilnehmer an Tagungen 
und Sitzungen im Zusammenhang mit der Erfüllung der Aufga¬ 
ben der Organisation, darunter Sitzungen des Rates, tragen die 
Abkommenspartner, die ihre Vertreter zu diesen Tagungen und 
Sitzungen entsenden. 

Artikel 16 

1. Die Organisation betreibt den kosmischen Komplex und 
stellt die Fernmeldekanäle ihren Mitgliedern und anderen Nut¬ 
zem in Übereinstimmung mit den Bestimmungen des vorliegen¬ 
den Abkommens zur Verfügung. 

2. Die Femmeldekanäle, über die die Organisation verfügt, 
werden zwischen den Mitgliedern der Organisation, ausgehend 
von ihrem Bedarf an Kanälen, aufgeteilt. Die Fernmeldekanäle, 
die den Gesamtbedarf aller Mitglieder der Organisation über¬ 
schreiten, können an andere Nutzer vermietet werden. 

3. Die Fernmeldekanäle werden gegen Bezahlung nach Tari¬ 
fen, die vom Rat festgelegt werden, zur Verfügung gestellt. Die 
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Ha ypoBHe cpeflHeMnpoBbix TapH(|)OB, HCHMcnneMbix b aonoTbix 
(jjpaHKax. riopflfiOK pacMBTOB aa ycnyrM cbbsm onpene/ineTcn 
CoBeroM. 


CraTbS 17 

1 . Jltoöa« ^ 0 ^ 0 BapHBaK>L^anCFl CropoHa Mox<eT abhohchpo- 
BaTb HacToniMee CornaujeHkie, Hanpaana nncbMeHHoe HSBeu^e- 
HMB o 6 3 T 0 M npaBMTenbCTBy-fleno 3 MTapnio. 

ßeHOHcauMB CornaujeHHB 3 toh ßoroBapHBatoiaeHca CropoHOH 
BCTynaeT b ckiny no OKOHnaHHM cjsHHaHCOBoro ropa, b kotopom 
MCTBK aeT rOAHMHblM CpOK, CO flHB M 3 BeU 4 eHHB npaBHTenbCTBa- 
flenosHTapHB o 6 3 toh neHOHcaiiHH. TaKan AoroaapHBaiOLAaBCB 
CropoHa flo/iJKHa b cpoKU, yciaHOBneHHbie Cobbtom, Bbinna- 
THTb CyMMy B 3 H 0 C 0 B, OnpeAejIBHHyK) ePi Ha (pHHaHCOBblH rOA, B 
KOTopoM AenoHcaMMB BCTynaei b cnny, a laioKe Bbino/iHMTb ace 
Apyrne aasTbie na ceöa 4 )HHaHCOBbie oösaarenbCTsa. 

2. Pa 3 Mep AOHexcHOH KOMneHcauHH noroBapHBaiou 4 eHCB 
CropoHe, AeHOHCupoBaBULieü CornaujeHMe, onpeACABeTcn 
Cobbtom b cootbbtctbmm c cyMMOfi b 3 hocob 3 tom 
A oroBapHBaKDiABMCH CTopoHbi B ycTaBHbiH (pOHA OpraHH 3 auMM 
c yHBTOM cpM 3 MHecKoro h MopanbHoro H 3 H 0 ca ochobhbix 
cpBACTB. 

ABHBMHaa KOMOBHCaUHB BbinnaHHBaBTCB nOCBB yTBBpXCABHHB 

Cobbtom othbtb no 6 iOAx<eTy aa cpHnancoBbiH roA, b kotopom 

ABHOHCaUHB BCTynaBT B CMOy. 


CTaTbB 18 

1 . HaCTOBLABB CornaiüBHHB MOJKBT ÖblTb npBKpaiABHO c 
cornacHfl bcbx ßoroBapHBatoiAHxca Ctopoh. 

t 

npBKpaiABHMB CornaiuBHMfi oaHanaBT riMKaHAaumo OpraHMsa- 

UHH. 

nopsAOK nMKBMAaMHM OpraHMaanMH onpBAenseTCB Cobbtom. 

2. B cnysae AMKBHAauHM OpranMaauMH ob ocHOBHbie cpepcT- 
Ba pBanMsyKJTCB, m H/iBnaM OpraHnaauMH BbinnaHHaaBTcn 
AeHex<HaH KOMnoHcapHB b cootbbtctbhh c hx AoneauM yna- 
CTHBM B KanHTanbHblX SaTpaTaX no COapaHHIO CHCTOMbl CBB 3 H c 
yHBTOM 4 )M 3 MHBCKOrO M MOpa/lbHOTO H 3 HOCa OCHOBHblX CpBACTB. 

HanHMHbie oöopoTHbie cpepcTBa, aa HCKntoHBHHBM hbcth. 
HAyiABH Ha noraujBHMB oöaaaTBnbCTB OpraHnaauMH, pacnpe- 
AenaiOTCfl MB^KAy HnonaMM OpraHHaapHM nponopuHonajibHo 

(paKTHHBCKH BHBCBHHblM AeHBXCHblM B3HOCaM Ha ASHb BHKBHAa- 
UHH OpraHHaauHH. 


CTaTbfl 19 

RabiKaMM OpraHHaauHH aanaKiTCfl aHr/iHHCKMü, McnancKHH, 
pyccKHH H (ppaHuyacKHH aabiKH. 

CTonBHb HcnonbaoBaHHB nabiKOB peujaeTca Cobbtom b aaaHCM- 
MOCTH OT AePicTBMTonbHbix noTpBßHocTBH OpraHnaauHH. 


HqhB dBr Tarifo muß auf dom Stand dar in Goldfrankan boroch- 
natBn WeltdurchschnittstarifB SBin. Dar Zahlungsmodus für dis 
FsrnmBldsleistungsn wird vom Rat fsstgslsgt. 


Artiksl 17 

1. Jsder Abkommsnspartnsr kann das vorliegands Abkommsn 
kündigen, indem er eine schriftliche Mitteilung hierzu der Depo¬ 
sitärregierung übersendet. 

Die Kündigung des Abkommens durch diesen Abkommens- 
fjartner tritt bei Beendigung des Finanzjahres in Kraft, in dem die 
Einjahresfrist vom Tag der Benachrichtigung der Depositärregie¬ 
rung über diese Kündigung abläuft. Dieser Abkommenspartner 
hat zu den vom Rat festgelegten Terminen die Beitragssumme zu 
zahlen, die ihm für das Finanzjahr berechnet wurde, in dem die 
Kündigung in Kraft tritt, sowie alle anderen von ihm übernomme¬ 
nen Verpflichtungen zu erfüllen. 

2. Die Höhe des finanziellen Ausgleichs für den Abkommens¬ 
partner, der das Abkommen kündigt, wird vom Rat in Überein¬ 
stimmung mit der Summe der Beiträge dieses Abkommens¬ 
partners am Statutenfonds der Organisation unter Berücksichti¬ 
gung des physischen und moralischen Verschleißes der Grund¬ 
mittel festgelegt. 

Der finanzielle Ausgleich wird gezahlt, nachdem der Rat den 
Bericht über das Budget für das Finanzjahr bestätigt hat, in dem 
die Kündigung in Kraft tritt. 


Artikel Iß 

1. Das vorliegende Abkommen kann mit Zustimmung aller 
Abkommenspartner außer Kraft gesetzt werden. 

Die Außerkraftsetzung des Abkommens bedeutet die Auflösung 
der Organisation. 

Das Verfahren für die Auflösung der Organisation wird vom Rat 
festgelegt. 

2. Bei Auflösung der Organisation werden ihre Grundmittel 
veräußert, und den Mitgliedern der Organisation wird der finanzi¬ 
elle Ausgleich in Übereinstimmung mit ihrer anteiligen Beteili¬ 
gung an den Kapitalinvestitionen zur Schaffung des Nachrichten¬ 
systems unter Berücksichtigung des physischen und morali¬ 
schen Verschleißes der Grundmittel gezahlt. Die baren Umlauf¬ 
mittel, ausgenommen die Mittel für die Tilgung der Verpflichtun¬ 
gen der Organisation, werden zwischen den Mitgliedern der 
Organisation proportional den tatsächlich bis zum Tage der Auf¬ 
lösung der Organisation eingebrachten finanziellen Beiträgen 
verteilt. 

Artikel 19 

Die Sprachen der Organisation sind Englisch, Spanisch, Rus¬ 
sisch und Französisch. 

Der Rat entscheidet in Abhängigkeit von den tatsächlichen 
Bedürfnissen der Organisation, welche Sprachen angewendet 
werden. 


CTaTb« 20 

HacToemee CornauieHMe otkpwto Anfl noAnncaHHe ao 
31 ASKaOpe 1972 ropa b ropope Mockbb. 

CornaujeHMe nopneJKMT paTMrpMKauMM. PaTMcpMKauMOHHbie rpa- 
MOTbi cpaiOTce Ha xpaneHMe PIpaBMTenbCTBy CCCP, KOTopoe 
HaanaHaeTce b KanecTse penoaMTapHs HacToemero CornaujeHMe. 


Artikel 20 

Das vorliegende Abkommen liegt bis 31. Dezember 1972 in 
Moskau zur Unterzeichnung aus. 

Das Abkommen unterliegt der Ratifikation. Die Ratifikationsur¬ 
kunden werden der Regierung der UdSSR, die als Depositär des 
vorliegenden Abkommens bestimmt wird, zur Aufbewahrung 
übergeben. 


CTaTbfi 21 Artikel 21 

CornaujeHMe BCTynaer b CMny nocne cpanM Ha xpaHeHMe Das Abkommen tritt in Kraft nach Übergabe von 6 Ratifika- 
ujecTM paTM{|)MKai 4 MOHHbix rpaMOT. tionsurkunden. 
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Ciaibn 22 

1. npaenTenbCTBO nioöoro rocyflapciaa, He noflnncaBLuee 
HacTOBiiiee CornaiueHHe, MO>KeT npHcoeflHHMTbcn k Hewy. B 
STOM cnynae npaBHtenbCTBO noflaer CoBeiy OpraHMsauHM 
o4)HL|Ma/ibHoe saBB/ieHkie o tom, hto oho paafleaflei ue/iH m 
npHHUMnbi fleaieribHOCTM OpraHHsauMM h npuHMMaer Ha ce6fl 
o6B3aTenbCTBa, BbiTeKatoinne na HacTOftmero CornameHMH. 

2. floKyweHTbi 0 npMCoeflMHeHMH k CornaiiieHHKD CflaKDTca na 
xpaneHne npaBMTeribCTBy-fleno3HTapn(o. 

CTaibB 23 

flna npaameabCTB, Koropbie cflaflyi na xpaneHHe paTMC})MKa- 
UMOHHbie rpawoTbi Hau floxyMeHTbi o npMcoeflMHeHMM noc/ie 
BCTynneHHB b cnny HacTOfliuero CornatueHMa, oho BCTynm b 
CMjiy B fleHb cflaHM na xpaneHne yKaaaHHbix axtoB. 

CraTba '24 

rionpaBxM K HacToaineMy CoraaujeHMio BcrynaioT b CM/iy flnn 
xaxcflOH floroBapHBaioLueMca CropoHbi, npHHHMatotueä 3tm 
nonpasKM nocne hx OflOöpeHMa neyivia TperaMM floroBapw- 
BaiOLUkixca CropoH. BcrynHBiiiaa b cM/iy nonpaBxa CTanoBHTCH 
oöflaaxenbHOM ahh npyrHx AoroBapHBawmHxcB CiopoH nocne 
npMHBTHa HMM laKOH HonpaBKH. 

CiaTba 25 

1. DpaBMieribCTBO - nenoamapHM nacToamero Cor/iaujeHna 
M3BeL4aeT Bce fJoroBapHBaioiHMeca CropoHbi o flaie xaxifloro 
noflnMcaHMa, o flaie cflaHM Ha xpaneHHe Kaxcflofi paiMcfiHKa- 
flMOHHOH rpawoTbi H Ka>Kfloro flOKyweHTa o npncoeflHHeHMM, o 
flaie BciynneHMa b cMny CornaujeHMa, a lax^xe o Bcex flpyrMx 
nonyHeHHbix mm yaeflOM/ieHMax. 

2. Hacioaaiee CornameHMe öyflei aaperMcipMpoaaHO npaeM- 
lenbciBOM-flenoaMiapaeM b cooibbicibmm co ciaibePi 102 
VciaBa OpraHMoauMM 06'beflMHeHHbix HauMM. 

Ciaiba 26 

Hacioamee CornaujeHMe, pyccxMM, aHrnMMcxMM, McnaHCKMPi m 
(})paHLiy3CKMM lexcibi Koioporo aanioica paBHO ayieHiMHHbiMM, 
öyflei cflaHO Ha xpaneHMe b apxMBbi npaBMienbciBa-fleno3Mia- 
pna. Aonx<HbiM oöpaaoM saBepenHbie kohmm CornauieHMa 
öyflyi npenpoBox<fleHbi npaBMienbCiBOM-flenosMiapaeM floro- 
BapMBaioiflMMca CioponaM. 


B yflocioeepeHMe nero HKOxenoflnMcaBiiiMeca, flon)KHbiM 
oöpasoM Ha IO ynoxiHOMOHeHHbie, noflnMcanM Hacioaiflee 
Cor/iameHMe. 

CoBepujeHO b ropofle MocKBe 15 Hoa6pa 1971 rofla. 


Artikel 22 

1. Die Regierung jedes beliebigen Staates, die das vorliegende 
Abkommen nicht unterzeichnet hat, kann diesem beitreten. In 
diesem Fall übergibt die Regierung dem Rat der Organisation 
eine offizielle Erklärung, daß sie die Ziele und Prinzipien der 
Tätigkeit der Organisation teilt und die aus dem vorliegenden 
Abkommen resultierenden Verpflichtungen übernimmt. 

2. Die Dokumente über den Beitritt zum Abkommen werden 
der Depositärregierung zur Aufbewahrung übergeben. 

Artikel 23 

Für Regierungen, die die Ratifikationsurkunden oder Doku¬ 
mente über den Beitritt nach Inkrafttreten des vorliegenden 
Abkommens zur Aufbewahrung übergeben, tritt es am Tage der 
Übergabe der erwähnten Urkunden in Kraft. 

Artikel 24 

Korrekturen zum vorliegenden Abkommen treten für jeden 
Abkommenspartner, der diese Korrekturen annimmt, nach ihrer 
Billigung durch zwei Drittel der Abkommenspartner in Kraft. Die 
in Kraft getretene Korrektur wird für die anderen Abkommens¬ 
partner bindend, nachdem diese von ihnen angenommen wor¬ 
den ist. 

Artikel 25 

1. Die Depositärregierung des vorliegenden Abkommens 
benachrichtigt alle Abkommenspartner über das Datum jeder 
Unterzeichnung, über das Datum der Übergabe jeder Ratifikati¬ 
onsurkunde zum Deponieren und jedes Beitrittsdokuments über 
das Datum des Inkrafttretens des Abkommens sowie über alle 
anderen erhaltenen Mitteilungen. 

2. Das vorliegende Abkommen ist von der Depositärregierung 
in Übereinstimmung mit Artikel 102 der Charta der Organisation 
der Vereinten Nationen registrieren zu lassen. 

Artikel 26 

Das vorliegende Abkommen wird in englischer, spanischer, 
russischer und französischer Sprache, dessen Texte gleich 
authentisch sind, den Archiven der Depositärregierung über¬ 
geben. In entsprechender Weise werden die beglaubigten Ko¬ 
pien von der Depositärregierung den Abkommenspartnern über¬ 
sandt. 


Zur Beglaubigung dessen haben die unten Unterzeichneten, 
die in der entsprechenden Form dazu bevollmächtigt waren, das 
vorliegende Abkommen unterschrieben. 

Ausgeführt in Moskau, 15. November 1971. 
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Protokoll 

über die Einbringung von Korrekturen 
in das Abkommen über die Schaffung des internationalen Systems und 
der Organisation für kosmische Fernmeldeverbindungen „INTERSPUTNIK“ 

ripoTOKon 

0 BHeceHHM nonpaeoK 

B CornaiiieHMe o cosflaHMM MexflyHapoflHOM CMCjeMbi m 
opraHM3ai4MM KOCMMMecKOM CBB3M «HHTEPCFiyTHMK» 


AoroBapMBaioiMi^ecs CTpo/>OHbi, 

McxoAs H3 peneM n aanas Me^KAyHapoAHOM opraHaaauHM 
KOCMMHecKOM CBsaH «MHTEPCnyTHMK»; 

npkisHaBaB HeoPxoAHMOCTb coBepmeHCTBOBaHMB npaBOBoPi 
oCHOBbi AeBTeAbHocTM MexcAyHapoAHOM opraHnaauMM koc- 
MMMecKOM CBB3H «MHTEPCnyTHUK»; 


npviHMMaa bo BHHMaHHe cocTOBBujaPicB nepexoA na aran 
KOMMepMecKOä aKcnayaTauMM ynpaanaeMOM «HHTEPCnyTHM- 
KOM» CHcreMbi cnyTHMKOBOü cbb 3 h; 

corAacM/iMCb BHecTM cneayiouine AonoAHeHMfl h HSMeneHUfi 
b CoraaujeHMe o coaAaHna MexcAyHapoAHoä cMcreMbi m opra- 
HM3aUMM KOCMMMBCKOti CBB3M «MHTEPCnyTHMK» OT 15 HOB6pB 
1971 roAa (Aartee «CoraaujeHMe»): 


CiaTba 1 

BaecTM caeAyioiAae nonpasKM b CraTbio 1 CoraameHMa: 

1. floöaBMTb B nyHKT 2 caeAywiAMä aöaau; 

«MHTEPCnyTHMK» fleaaeTca oiKpbiTOM MeMAynapoAHOM 
opraHHsauaeä. 

2. AoöaBMTb HOBbie nyHKTbi 3 M 4 caeAytoiAero coAep>KaHMa: 

«3. Aaa peaeä HacioaiAero CoraaiueHna: 

«Haea OpraHHsauMH» - osHa^aeT npaenTeabCTBO, Ana 
KOToporo HacToaiuee CoraaujeHae ecTynaao b caay; 

«3KcnnyaTauaoHHoe coraaiueHMe» - oaHanaeT SKcnayaia- 
uaoHHoe coraaujeHae Mex^AyHapoAHOä opraHasapaa koc- 
MaMecKoä CBsaa «MHTEPCniH'HMK»; 

«ynacTHaK» - oaHanaeT HaaHaHeaHyio HaenoM OpraHaaa- 
Uaa B cooTBercTBaa co CraTbeä 2 HacroaiAero CoraaiaeHaa 
opraHasapaK) saeKTpocBaaa a/aaa AAMaHacrpauaio CBnaa, 
Aaa KOTOpbix SKCnayaTauaoHHe coraaipeHae Bcrynaao b 
caay; 

«KocaMMecxaä KOMnaexc OpraHaaauaa» - osaaMaeT 
cnyTHaxa ceeaa c perpaHcaaTopaMa, öoproBbiMa cpep- 
CTBaMa a HaaeMHbiMa cacreMaMa ynpaeaeHaa, oPecnena- 
BaioLAaMa HopMaabHoe cpyHKuaoHapoBaHae cnyTHaxoB a 
BBaaiomaxca coPcTBenHOCTbio OpraHaaaAaa aaa apeHAy- 
eMbix; 

«ycrasHbiä xanaraa» - coöcxBeHHbiä xanaraa Opraaaaa- 
paa, cosAaeaeMbiä yMacTHaxawa c ueabw oPecneaeHaa 
AeareabHOCTa OpraHaaaMaa; 

«MwyiAecTBO OpraHaaauaa» - oaHanaeT Bce, hto b aeaaea- 
caMOCTa OT ero npapoAU, MO>xeT öbiTb oö'bexTOM npaea 
coöCTBeaaocTa, BxaiOHaa npaea, npaoppereaabie no xoa- 
TpaxTaM, a Tax)xe aabie npaaa, aoxoaw a aarepecbi. 


Die Vertragsparteien, 

ausgehend von den Zielen und Aufgaben der Internationalen 
Organisation für kosmische Fernmeldeverbindungen „INTER¬ 
SPUTNIK“; 

in Anerkennung der Notwendigkeit der Vervollkommnung 
der rechtlichen Grundlagen für die Tätigkeit der Internationalen 
Organisation für kosmische Fernmeldeverbindungen „INTER¬ 
SPUTNIK“; 

unter Berücksichtigung des vollzogenen Übergangs zum kom¬ 
merziellen Betrieb des von „INTERSPUTNIK“ verwalteten 
Systems für kosmische Femmeldeverbindungen; 

sind übereingekommen, die folgenden Ergänzungen und 
Änderungen in das Abkommen über die Schaffung des inter¬ 
nationalen Systems und der Organisation für kosmische Fem¬ 
meldeverbindungen „INTERSPUTNIK“ vom 15. November 1971 
(nachstehend „Abkommen“) aufzunehmen: 

Artikel 1 

Die folgenden Kon-ekturen in Artikel 1 des Abkommens einzu¬ 
bringen: 

1. In Absatz 2 den folgenden Anstrich hinzuzufügen; 
„INTERSPUTNIK“ ist eine offene internationale Organisation. 

2. Neue Absätze 3 und 4 mit folgendem Inhalt hinzuzufügen: 

„3. Für die Ziele dieses Abkommens; 

„Mitglied der Organisation“ - bezeichnet eine Regierung, für 
die dieses Abkommen in Kraft getreten ist; 

„Betriebsabkommen“ - bezeichnet das Betriebsabkommen 
der Internationalen Organisation für kosmische Femmelde¬ 
verbindungen „INTERSPUTNIK“; 

„Signatar“ - bezeichnet eine von einem Mitglied der Orga¬ 
nisation gemäß Artikel 2 dieses Abkommens benannte 
Organisation für Femmeldewesen und/oder eine Fernmelde- 
verwattung, für die das Betriebsabkommen in Kraft getreten 
ist; 

„Raumsegment der Organisation“ - bezeichnet Fernmelde¬ 
satelliten mit Umsetzern, Bordgeräten urnl terrestrischen 
Steuerungssystemen, die ein ordnungsgemäßes Funktionie¬ 
ren der Satelliten gewährleisten und Eigentum der Organisa¬ 
tion oder von der Organisation gemietet sind; 

„Grundkapital“ - ist das Eigenkapital der Organisation, das 
von den Signataren mit dem Ziel der Gewährleistung der 
Tätigkeit der Organisation geschaffen wird; 

„Eigentum der Organisation“ - bezeichnet alles, was unab¬ 
hängig von seiner Art Objekt des Eigentumsrechts sein kann, 
einschließlich der vertraglich erworbenen Rechte sowie 
anderer Rechte, Einnahmen und Interessen. 
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4. B cooTBercTBHM c nonojKBHMHMM HacTOflmero 
CornaiiiBHua saicniOHaeTca SKcnnyaTauHOHHoe comauueHne.» 

CTaibs 2 

BHecTM cnenyiomMe nonpaBKn b Crarbw 2 CornaiueHMfl; 

1. HcuaiOMMTb nyHKTbi 1 m 2. 

2. BK/iK3HMTb HOBbiB nyHKTbi c/ieflyioLuero coflep;KaHHa: 

«1. Ka>KflbiM 4neH OpraHHsapHH HaaHanaeT Haxoflaune- 
rocfl nofl ero KjpHCflMKUHeCt VHacTHHKa, KOTopbiM noAnw- 
cbiBaer 3KcnnyaTaunoHHoe cornaujBHMe. Oahh Sabh Opra- 

HMSaUMH MOMBT HaSHaHHTb HeCKOObKO VHaCTHMKOB. 

2. Hnew OpraHMsauHH yBBAOMAaer b nMCbMBHHOM BHAe 
flBnoanTapMBB HaciontAero CornameHHa m SKcnnyaia- 
UMOHHoro cornaoiBHHH o HaaHaneHHOM hm VHacTHMKB hah 
YMaCTHMKaX. 

3. OTHOUjeHMA Me>KAy Mabhom OpraHMaauHM h ynacTHH- 
KOM pBryAHpyiOTCH COOTBBTCTByWmHM HaUHOHanbHbIM 
aaKOHOAaiBAbCTBOM. npH aTOM Mabh OpraHHaapHH paeT 
ynaCTHHKy HBOÖXOAHMblB pyKOBOAAmHB yKaaaHMA, COBMB- 
CTHMblB C HaUMOHaAbHbIM aaKOHOpaTBAbCTBOM. . 

4. Habh OpraHHaauHM hb hbcbt otbbtctbbhhocth no 
OÖAaaTBAbCTBaM yHaCTHMKOB.» 

CraTbA 3 

flOnOAHHTb CiaTbK) 3 CorAaiiieHMA CABAyiOLAHM nOAOX<BHHeM: 

«Do pBKOMBHAaUHM SKCnAyaTaUMOHHOrO KOMMTBTa COBBT 
Mox^BT npHHATb pBiABHMB o ABpeHocB MBCTonpeSbieaHMA Opra- 
HHaauHH B na opHy na crpaH - Habhob OpraHnaauMH.» 

CiaTb« 4 

SaMBHHTb B nyHKTB 2 CraibH 4 CorAaoiBHHA caobb «... y 
Habhob opraHMaapHH, hmbioiahx raKHB cMCTBMbi» na caobo 
«OpraHHaauHBM». 

CiaTbA 5 

SaMBHHTb B ABpBOM npBpAOJKBHHH TpBTbBrO aÖaaUB 
CiaibH 5 CorAaiuBHHa cAOBa «...y ee Habhob« na caobo 
«OpraHHaauHBH». 

CraTbH 6 

nepetpopMyAMpoBaTb CraTbio 6 CorAauJBHMA CABpyreipHM 
oöpaaoM: 

«SanycK h bbiboa Ha opÖHTy cnyTHHKOB cba3h, ABAAioiAHxca 
COÖCTBBHHOCTblO OpraHMaaUHH, a TalOKB ynpaBABHHB MMH Ha 
OpÖMTB OCylABCTBAABTCa HABHaWH OpraHMaaUMH, HMBIOLAHMM 
Ha aio cooTBBTCTBytoiAHB cpepcTBa, HAH )KB ApyrMMH 
nOApapMHKaMH na OCHOBB COOTBBTCTByKILLIHX poroBopoB.» 


CraTbA 7 

B nyHKTB 2 CTaTbH 10 onoBa «AorOBapHBaHDipHxcB CTopoH, 
paBHO KaK QoroaapHBaioiAHecA CTopoHbi hb OTBBHaiOT no 
OÖAaaTBAbCTBaM OpraHMaauHH» aaMBHHTb Ha CAoea «Habhob 
O praHHaauMH, paBO kbk Habhu OpraHnaauHH hb OTBBHatoT no 
OÖAaaTBAbCTBaM OpraHHaauMH». 

CTaTbA 8 

Bhbctm CABpyioipHe nonpaBKH b CTaTbio 11 CorAaiueHHA: 

1. B nepBOM aöaauB nynKTa 1 CAOaa «pyKOBopcTBa pBATBAb- 
HOCTblO» aaMBHHTb Ha CAOBa «OCyLpeCTBABHHA ABATBAbHO- 
CTH». 


4. Gemäß den Bestimmungen dieses Abkommens wird ein 
Betriebsabkommen geschlossen.“ 

Artikel 2 

Die folgenden Korrekturen in Artikel 2 dieses Abkommens ein¬ 
zubringen; 

1. Die Absätze 1 und 2 zu streichen. 

2. Neue Absätze mit folgendem Inhalt aufzunehmen; 

„1. Jedes Mitglied der Organisation benennt einen unter sei¬ 
ner Hoheit stehenden Signatar, der das Betriebsabkommen 
unterzeichnet. Ein Mitglied der Organisation kann mehrere 
Signatare benennen. 

2. Das Mitglied der Organisation setzt die Verwahrer dieses 
Abkommens und des Betriebsabkommens schriftlich über 
die von ihm benannten Signatare in Kenntnis. 

3. Die Beziehungen zwischen dem Mitglied der Organisati¬ 
on und dem Signatar werden vom entsprechenden inner¬ 
staatlichen Recht geregelt. Dabei gibt das Mitglied der Orga¬ 
nisation dem Signatar die notwendigen Leitlinien vor, die mit 
dem innerstaatlichen Recht in Einklang stehen. 

4. Das Mitglied der Organisation ist nicht haftbar für Ver¬ 
pflichtungen der Signatare." 

Artikel 3 

Artikel 3 des Abkommens durch die folgende Bestimmung zu 
ergänzen; 

„Auf Empfehlung des Betriebskomitees kann der Rat be¬ 
schließen, den Sitz der Organisation in eines der Mitgliedsländer 
der Organisation zu verlegen.“ 

Artikel 4 

In Artikel 4 Absatz 2 des Abkommens die Worte „... bei den 
Mitgliedern der Organisation, die solche Systeme besitzen“ 
durch die Worte „von der Organisation“ zu ersetzen. 

Artikel 5 

In Artikel 5 Anstrich 3 Satz 1 des Abkommens die Worte 

.bei ihren Mitgliedern“ durch die Worte „von der Organisation“ 

zu ersetzen. 

Artikel 6 

Artikel 6 des Abkommens folgendermaßen umzuformulieren: 

„Der Start und die Beförderung von Fernmeldesatelliten, die 
Eigentum der Organisation sind, auf die Umlaufbahn sowie deren 
Steuerung auf der Umlaufbahn erfolgen durch die Mitglieder der 
Organisation, die hierfür die entsprechenden Mittel haben, oder 
durch andere Auftragnehmer auf der Grundlage entsprechender 
vertraglicher Vereinbarungen.“ 

Artikel 7 

In Artikel 10 Absatz 2 *die Worte „der Abkommenspartner 
ebenso wie die Abkommenspartner nicht für die Verpflichtungen 
der Organisation verantwortlich sind“ durch die Worte „der Mit¬ 
glieder der Organisation ebenso wie die Mitglieder der Organisa¬ 
tion nicht für die Verpflichtungen der Organisation verantwortlich 
sind“ zu ersetzen. 

Artikel 8 

Die folgenden Korrekturen in Artikel 11 des Abkommens auf¬ 
zunehmen: 

1. In Absatz 1 Satz 1 die Worte „Leitung der Tätigkeit“ durch die 
Worte „Ausübung der Tätigkeit“ zu ersetzen. 
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2. BniOMMTb B nyHKT 1 hobwü aösau, nowecTUB ero Me^Kfly 
absauaMi^ «Cobbt» m «A^peKUMs»: 

«SKcnayaTauMOHHbiü kommtbt - opraa OpraHnaanMH, ocy- 
iuecTBnBK>u4tiM onepari/iBHoe paccMorpeHMe m peiueHMe 
BonpocoB nesTeabHOCTM OpraHnaauMM.» 

3. klcKriKDMMTb nocJieflHMM aPaaiA nyHKia 1. 

4. UCKniOHMTb nyHKT 2. 

5. ManojKHTb nyHKT 4b hobom pcflaKUMM: 

«CoBeT M SKcnnyaTauMOHHbiM Komhtbt b paMKax cbobh 
KOMneTeHLfMki Moryr ynpe^KpaTb BcnoMoraTenbHbie opraHu, 
KOTOpbie HBOÖXOflMMbl fl/IB OCyiHeCTB/ieHMB pe/lBM HaCTOBlUe- 
ro Cor/iauueHHB m SKcnnyaTaunOHHoro cornauieHHB.» 

6. AonoxiHMTb cnenyioiuMfl nyHKT 5: 

«S. SacenaHHB opranoB OpraHMaapHH voryT npoBOflHTbCB 
HB TOnbKO Ha TBppMTOpMH HnBHOB OpraHMSaLtHM, HO M B 
nioöoM flpyrow wecTe, KOTopoe, no MnennK) OpraHHsauHH, 
6o/iee cnocoöcTsyeT ee flenTenbHOCTH.» 


2. In Absatz 1 zwischen den Anstrichen „Rat" und „Direktion“ 
einen neuen Anstrich aufzunehmen: 

„Das Betriebskomitee als Organ der Organisation, das die 
operative Behandlung und Lösung von Fragen bezüglich der 
Tätigkeit der Organisation vornimmt,“ 

3. Den letzten Anstrich aus Absatz 1 zu streichen. 

4. Absatz 2 zu streichen. 

5. Absatz 4 in einer neuen Fassung darzulegen; 

„Der Rat und das Betriebskomitee können im Rahmen ihrer 
Zuständigkeit Hilfsorgane schaffen, die zur Verwirklichung 
der Ziele dieses Abkommens und des Betriebsabkommens 
erforderlich sind.“ 

6. Den folgenden Absatz 5 zu ergänzen; 

„5. Die Tagungen der Organe der Organisation können nicht 
nur auf dem Hoheitsgebiet der Mitglieder der Organisation, 
sondern auch an jedem anderen Ort, der nach Meinung der 
Organisation ihre Arbeit besser fördert, durchgeführt werden.“ 


CTaTbB 9 

BnecTH cneAyioiMMe nonpasKM b CraTbK) 12 CornaaieHHa: 

1. B nyHKTe 3 BCTasHTb nocne cnoB «HneHa OpraHHsauMM» 
cnoBa «OKcnnyaTauHOHHoro KoMHTeTa«. 

2. B nyHKTe 4 cHBTb BTopofi aösap. 

3. nyHKT 6 M3no>KMTb B c/ieflytometi peflaKUMH: 

«6. B KOMneTSHUHio CoeeTa bxoaht; 

6.1. npMHBTMe pemeHMM no BonpocaM oöuteCi nonMTMKH m 
A onrocpoMHbix ueneCi OpraHHauMH, b tom HMcne no 
BonpocaM perynHpoBaHHB h HeAHCKpHMMHauMOHHoro 
AOCTyna k KOCMMuecKOMy KOMnneKcy; 

6.2. ocymecTBJieHHe KOHTpone sa BbinonneHHeM nonoMSHMM 
HacTonmero CornaujeHMfl m OKcnnyaTanwoHHoro 
cornaujeHHB; 

6.3. oöecneweHHe cooTBeTCTsHB AeaTenbHocTH Opranwaa- 
UHH uenBM M npHHAMnaw VcTaea OOH, a Taioxe 
nono)KeHMBM nioöoro APyroro MexcAynapoAHoro 
AoroBopa, c KOTopbiM OpraHHsauHB CTaHOBHTca 
CBBsaHHOH B cooTBBTCTBHH c ee peujeHHeM; 

6.4. npMHBTHe peuieHMM no peKOweHAauMAM OKcnnyaTa- 
UMOHHOrO KOMMTeTa; 

6.5. paccMOTpeHHe m OAoöpeHHe exceroAHoro OTueTa 
OKcnnyaTauMOHHoro KOMHTeTa o ero AeaTenbH 0 CTn; 

6.6. paccMOTpeHMe m 0Ao6peHne exceroAHoro OTMera F ene- 
panbHoro AnpeKTopa o AeaTeabHOCTH OpraHMsauHH; 

6.7. npHHATHe coöcTeeHHbix npaBun npoLteAypai; 

6.8. onpeAeneHMe reorpacftHHecKHX pernoHOB, ot KOTopbix, 
hcxoaa h 3 npHHUMna cnpaeeAAMBoro reorpa4)MHecKoro 
npeACTaBHTenbCTBa, b OKcnnyarauHOHHbiH Komhtbt 
HSÖH paeTCA cooTBeTCTByiomee KonnHecTso HnenoB 
OKcnnyaTauHOHHOro KOMMTeTa ot sthx pernoHOB; 

6.9. npHHATHe peiueHHM no Bonpocaw, KacaraiAMMCA o(|)h- 
UHanbHbix OTHoiuBHHH OpraHMsauHM c rocypapcTBaMH, 
HeaaBHCMMO ot Toro, ABnaioTCfl nn ohm ee HneHaMH, m 
MexcAynapoAHbiMH opraHHsauHAMH: 

6.10. npHHATHe peujeHHH o nonpaBKax k HacTonuteMy 
CornaaieHHKJ htih k OKCnnyaTauHOHHowy cornaujeHHio;». 

4. nyHKT 7 H3no)KMTb B cneAyKDUiBH peAaKAHH; 

«7, Cobbt Aon>KeH CTpeMMTbca k Towy, HTOöbi ero peiuenHA 
npMHMManHCb eAHHornacHO. Ecnn SToro ne öypeT pocTnrHy- 
TO, peOieHMA COBBTa CHMTaiOTCA npHHATblMH, KOrpa 3a HHX 

nopano ne Menee peyx TpeTen ronocoe npMcyrcTByKimMX m 
ronocyioutHx HneHoe OpraHHsauMH. npHHSTbie peuieHHA 
ABfiflioTCA oöaaaTenbHbiMM pna ecex HnenoB OpraHHsauHHio. 


Artikei 9 

Folgende Korrekturen in Artikel 12 des Abkommens aufzu¬ 
nehmen; 

1. In Absatz 3 nach den Worten „Mitglieds der Organisation“ die 
Worte „des Betriebskomitees“ einzufügen. 

2. In Absatz 4 den zweiten Anstrich zu streichen. 

3. Absatz 6 in der folgenden Fassung darzulegen: 

„6. Zur Zuständigkeit des Rates gehört; 

6.1. die Annahme von Beschiüssen zu Fragen der allgemei¬ 
nen Politik und der langfristigen Ziele der Organisation, 
darunter auch zu Fragen der Regulierung und des dis¬ 
kriminierungsfreien Zugangs zum Raumsegment; 

6.2. die Kontrolie der Erfüllung der Bestimmungen dieses 
Abkommens und des Betriebsabkommens; 

6.3. die Gewährleistung der Übereinstimmung der Tätigkeit 
der Organisation mit den Zielen und Grundsätzen der 
Satzung der UNO sowie mit den Bestimmungen jedes 
anderen völkerrechtlichen Vertrags, an den die Organi¬ 
sation entsprechend ihrer Beschlüsse gebunden ist; 

6.4. die Annahme von Beschlüssen zu Empfehlungen des 
Betriebskomitees; 

6.5. die Prüfung und Bestätigung des Jahresberichts des 
Betriebskomitees über seine Tätigkeit; 

6.6. die Prüfung und Bestätigung des Jahresberichts des 
Generaldirektors über die Tätigkeit der Organisation; 

6.7. die Annahme der Geschäftsordnung; 

6.8. die Festlegung der geographischen Regionen, aus 
denen, ausgehend vom Prinzip der gerechten geogra¬ 
phischen Vertretung, die entsprechende Anzahl von 
Mitgliedern des Betriebskomitees aus diesen Regionen 
in das Betriebskomitee gewählt wird; 

6.9. die Annahme von Beschlüssen zu Fragen, die die offizi¬ 
ellen Beziehungen der Organisation zu Staaten betref¬ 
fen, unabhängig davon, ob diese Mitglieder der Organi¬ 
sation sind, sowie zu internationalen Organisationen; 

6.10. die Annahme von Beschlüssen zu Konekturen zu die¬ 
sem Abkommen oder zum Betriebsabkommen;“. 

4. Absatz 7 in der foigenden Fassung darzulegen: 

„7. Der Rat soll bestrebt sein, seine Beschiüsse einstimmig 
zu fassen. Wird dies nicht erreicht, gelten die Beschlüsse des 
Rates als angenommen, wenn sie mindestens zwei Drittel der 
Stimmen der anwesenden und abstimmenden Mitglieder der 
Organisation erhalten haben. Die angenommenen Beschlüsse 
sind verbindlich für alle Mitglieder der Organisation. 
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PeiiieHne, HecornacMe c KoropuM ctano HenocpeflCTaeHHoCi 
npuMMHOM, noeynuBLueü MneHa OpraHMsaunvi k Bbixopy H3 
OpraHM3ai4MM, He eenfleTca o6B3aTejibHbiM flnn aroro 
MneHa OpraHHaauMM. 

PeujeHMS o6 MSMeHeHMax flencTeyiotiteM cipyKTypbi hhm 
ocHOBHbix ueneü OpraHHsaunH Moryi öbiTb npHHSTbi nniiib c 
oöipero cornacHB HnenoB OpraHM3auMH. Bonpoc o tom, 
BHOcsjTce nM pemeHHew CoBera M3MeHeHHH crpyKTypbi neu 
ocHOBHbix ueneii OpraHHaauMn, petnaeTCB b nopsflKe, ycia- 
HoeneHHOM b nepBOM aöaaLie nyHKta 7 HacToaiiieH 
CraTbH.« 

5. McKnwHHTb nyHKT 9. 

Ciarbfl 10 

BKnKJMHTb HOByK) CTaTbio 12bis cneflyioinero coflepx<aHMB: 

«CraTbR 12bis 

1. SKcnnyaTauMOHHbiM komhtbt «BnaeTce opranoM Opra- 

HHaauMM, ocyipecTBnniotuHM onepaTMSHoe paccMorpeHMe m 

peiiieHHe BonpocoB fleeTenbHocTM OpraHMsauMH. 

HnenoM KOMMTeia Moxtei öbitb nKDöofi VHacTHMK. 

2. GKcnnyarauHOHHbiH KOMHTei BbinonHaer cnapyiOLUMe 

(pyHKUMH; 

2.1. paccMaipHBaeT n yraepxflaeT MeponpusTHa no coapa- 
HHK), npHobpeieHHKD MBH apCHfle, a TaKx<e sKcnnyaTauMM 
KOCMHHecKoro KOMnneKca; 

2.2. yTBepjKflaet nnanbi paaBHiHS h coeepujeHCTBOBaHHB 
CMcreMbi CBB3M OpraHKsauMH; 

2.3. onpenenaeT lexHHnecKHe TpeöOBaHH« na cnyiHHKM cBflSM 
OpraHM3ai4Hn; 

2.4. paccMarpuBaeT m yTBepjKflaer nporpawMy aanycxa na 
opÖHTy cnyTHHKOB cbb3h OpraHMaauMM; 

2.5. yTBepjKflaej nnan pacnpepeneHMB KananoB cbb3m Me>KAy 
MnenawH OpraHH3aMnn m ynacTHHKaMH, a laioxe KpHte- 
pMM McnonbaoBaHMB KOCMHHecKoro KOwnneKca OpraHMSa- 
UMM ApyrHMH noTpeemenaMM h nopaflOK BbiflaaM 
paapeujeHMM na raKoe MCnonbaoeaHMe; 

2.6. onpeflenaei TexHMHecKHe TpeöoeaHHa, npHMenaeMbie k 
seMHbiM craHMHaM, onpeflenaex nopaflOK BbiflaHH 
paapeuieHMM na aKcnnyarauMK) aewHbix cTaHUHM; 

2.7. onpeflenaex cooxeexcxBue xexHMnecKMM xpebOBaHuaw 
aewHbix cxaHUHH, npeflbaenaeMbix flna BxnioMeHHa b 
CMcxewiy CBa3n OpraHnaapHH; 

2.8. co3flaex, b cnynae HeoöxoflMMOcxM m b npeflenax CBoeä 
KOMnexeHMMM, BcnoMoraxenbHbie opraHw, a xaKX<e npo- 
BOflHx cneuHanHSHpoBaHHbie coeeiuaHHa, 

2.9. yxBep>Kflaex cxpyxxypy m ujxaxbi flMpeKUHM, a xaxjxe 
flOKyweHXbi, perynMpyiotUHe fleaxenenocxb flnpeKUMM; 

2.10. yxBepjKflaex nnan paöoxbi OpraHMsauHU na npefl- 
cxoaiflMH KaneHflapHbiH rofl; 

2.11. npHHMMaex (pHHaHcoByio nonnxHKy OpraHnaauHM, pac- 
CMaxpHBaex h yxBepxcflaex (pMHaHCOBbie npaanna, 
exceroflHbiä 6iofl>Kex m ex<eroflHbie ctjMHaHCOBbie oxaexbi, 
onpeflenaex xapac}) aa nepeflany eflHHMp MHCpopMauMH 
MnH cxoHMOcxb apeHflbi xanana Ha cnyxHHxax ceasH 
OpraHHsauHM, a xaioxe npHHHMaex petueHHa no Bcew 
flpyxHM cpMHaHCOBbiM BonpocaM, B xoM MHcne no Bonpo- 
caM floneeoro yHacxMa m nepepacnpefleneHHa floneil 
BSHOca; 

2.12. onpeflenaex paawep VcxaBHoro xanHxana; 

2.13. npHHMMaex peiueHna no oöpameHHio aa xpeflaxaMH b 
cooxBexcxByiomMe HauMOHanbHbie m Me>KflyHapoflHb(e 
öaHKOBCKMe MHCXMXyxbi, a xaKX<e no ycnoBnaM npneneHe- 
HMa flpyxHx BHeuiHMX cpeflcxB cpMHaHCMpoBaHMa; 

2.14. paccMaxpMBaex h yxBep>Kflaex oxaexbi reHepanbHoro 
flMpexxopa o fleaxenbHocxM OpraHHaauMM; 


Ein Beschluß, dessen Ablehnung der direkte Grund dafür ist, 
daß ein Mitglied der Organisation zum Austritt aus der Organi¬ 
sation veranlaßt wird, ist für dieses Mitglied der Organisation 
nicht verbindlich. 

Beschlüsse über Änderungen der gültigen Struktur oder 
grundlegender Ziele der Organisation können nur mit allge¬ 
meiner Zustimmung der Mitglieder der Organisation ange¬ 
nommen werden. Die Frage, ob durch einen Ratsbeschluß 
Änderungen der Struktur oder grundlegender Ziele der Orga¬ 
nisation eingebracht werden, wird gemäß dem in Äbsatz 7 
Änstrich 1 dieses Ärtikels festgelegten Verfahren entschieden.“ 

5. Absatz 9 zu streichen. 

Artikel 10 

Einen neuen Artikel 12 “^ mit folgendem Inhalt aufzunehmen: 

„Artikel 12»« 

1. Das Betriebskomitee ist das Organ der Organisation, das 

die operative Behandlung und die Lösung von Fragen bezüglich 

der Tätigkeit der Organisation vomimmt. 

Mitglied des Komitees kann jeder Signatar sein. 

2. Das Betriebskomitee erfüllt folgende Funktionen; 

2.1. Es prüft und bestätigt Maßnahmen zur Schaffung, zum 
Erwerb oder Anmieten sowie zum Betrieb des Raum¬ 
segments; 

2.2. Es bestätigt die Pläne zur Entwicklung und Verbesserung 
des Femmeldesystems der Organisation; 

2.3. Es legt die technischen Anforderungen an Fernmeldesatel¬ 
liten der Organisation fest; 

2.4. Es prüft und bestätigt das Programm für die Beförderung 
von Fernmeldesatelliten der Organisation auf die Umlauf¬ 
bahn; 

2.5. Es bestätigt den Plan für die Verteilung der Fernmelde¬ 
kanäle zwischen den Mitgliedern der Organisation und den 
Signataren sowie die Kriterien für die Nutzung des Raum¬ 
segments der Organisation durch andere Nutzer und das 
Verfahren für die Erteilung von Genehmigungen für diese 
Nutzung; 

2.6. Es legt die technischen Anforderungen an die Erdfunk¬ 
stellen sowie das Verfahren für die Erteilung von Genehmi¬ 
gungen für den Betrieb von Erdfunkstellen fest; 

2.7. Es legt fest, ob die Erdfunkstellen, die an das Fernmelde¬ 
system der Organisation angeschlossen werden sollen, 
den technischen Anforderungen entsprechen; 

2.8. Es gründet bei Bedarf und im Rahmen seiner Zuständigkeit 
Hilfsorgane und führt spezielle Tagungen durch; 

2.9. Es bestätigt die Struktur und den Stellenplan der Direktion 
sowie die Dokumente, die die Tätigkeit der Direktion regeln; 

2.10. Es bestätigt den Arbeitsplan der Organisation für das 
bevorstehende Kalenderjahr; 

2.11. Es beschließt die Finanzpolitik der Organisation, prüft und 
bestätigt die finanziellen Regelungen, den jährlichen Haus¬ 
halt und die jährlichen Finanzberichte, es legt die Gebühren 
für die Übertragung von Informationseinheiten oder die 
Kosten für das Mieten eines Kanals auf den Fernmelde¬ 
satelliten der Organisation ^est, es nimmt Beschlüsse zu 
allen anderen finanziellen Fragen an, darunter auch zu 
Fragen der anteiligen Beteiligung und Umverteilung der 
Anteile der Einlage; 

2.12. Es bestimmt die Höhe des Grundkapitals; 

2.13. Es nimmt Beschlüsse zur Beantragung von Krediten in den 
entsprechenden nationalen und internationalen Bankinsti¬ 
tuten sowie hinsichtlich der Bedingungen, zu denen ande¬ 
re äußere Finanzierungsmittel hinzugezogen werden, an; 

2.14. Es prüft und bestätigt die Berichte des Generaldirektors 
über die Tätigkeit der Organisation; 
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2.15. MaÖMpaeT ripenceflaTe/is n nneHoa PeBHSMOHHOti kommc- 
cm, yreepjKflaeT nopapoK paöoTbi 3 tom kommccmm m ee 

OTHer; 

2.16. npMHMMaet nonpaaKM k OKcnnyatauMOHHOMy cornaujeHmo 
M npeflCTaanaeT mx na nopTaep^KpeHne Cobbtom; 

2.17. e?KeroflHO npepcTaBnaeT CoBery poKnapbi o CBoeit pen- 
TenbHOCTM; 

2.18. HasHBMaeT apöMrpa b cnyMaax, Korpa OpraHt^aapHS 
Bbicrynaet CTopoHOü b ApöMTpaxte; 

2.19. onpepenaeT m npoBopMT nonnTHKy OpraHMaauMM no 
BonpocaM satpHTbi HHTe/ineKTyanbHoil h npoMbiuj/ieHHOH 
COÖCTBeHHOCTM Ha HSOÖpeTeHMB M TeXHHHBCKyiO MHCt>Op- 
MauHio, coapaHHbie b peaynbTare penreribHOCTH Opra- 
HMsauMH MnH no KOHTpaKiaw c Heti; 

2.20. KOHTponnpyeT peaTe/ibHOCTb Ahpökuhh; 

2.21 . npMHHMaer coöcTBeHHbie npaBHna npopeppbi; 

2.22. ocyipecTB/iBeT nioöbie ppyrne 4)yHKi4HH, BoanoxreHMbie 
Ha Hero nioOoH hhoh CrsTbeH HacToauiero CornaiueHHa 
HJiH SKcnnyarauMOHHoro cornaujeHna, a raiOKe nioCbie 
ppyrne cliyHKUHVi, HeoöxopMMbie pna pocTH>KeHHa uenen 
OpraHHsapHH.» 

CraTba 11 

BnecTM cnepioipHe HaweHeHMa b Crarbio 13 CornaiueHHa: 

1. B nyHKie 2 MCK/itOHMTb cnoBa «peäcTBya na npHHunnax 
epHHOHaMa/iHa». 

2. riyHKT 3 H3nOX<MTb B HOBOM pepaKpHMl 

«renepa/ibHbiH pHpexrop oTBeTCTBeneH nepep CoBeioM n 
SKcn/iyaTauMOHHbiM Kommtbtom m pedcTsyei b npepenax 
CBOMX nOHHOMOMMH, H B 3TOM CBOBH peaiejIbHOCTM pyKO- 
BopcTByeTca peuaeHMaMM CoBera h SKcnnyaTauwoHHoro 
KOMMTBTa.» 

3. B nyHKTB 4 HyMepauMio nopnyHKTOB oOosHaHMTb cootbbtct- 
BBHHO “4.1., 4.2., 4.3. ...” H H3MeHHTb MX CJlBPyKDipMM 06pa- 
30m: 

a) pononHMTb nopnyHKT 1 cnoBawM: «m SKcnnyaiauMOHHoro 
KOMMTBTa», 

6) B nOpnyHKTB 2 MCK/llOHMTb C/lOBa "C apMMHMCTpaUMaMM 
cBa3M, npoexTHbiMM opraHMsapHaMM m npoMbiuuneHHbiMM 
npepnpMaTMawM HnenoB OpraHMaauMM«, 

b) b nopnyHKie 4 nocne cpoBa «aaicniOMaeT» BCTasMTb 
cnoea «ot MvieHM OpraHMsauMM», 

r) B nopnyHKTax 5 m 7 aaweHMTb cooTBeicTBeHHO cnoea 
«CoBeia», “CoBBTy» Ha «OKcnnyaiauMOHHoro Kommtb- 
Ta», M “OKcnnyaiauMOHHOMy KoMMTeiy», 

p) B nopnyHKTB 6 nocne cnoea «CoBery» poöasMTb cnoea 
“M OKcnnyarauMOHHOMy KOMMTBiy» m saweHMTb cnoBO 
«Ampbkumm» Ha «OpraHMaauMM», 

e) nopnyHKT 8 pononHMTb cnoBawM; «... OxcnnyaTauMOHHoro 
KOMMTBTa M MX BcnoMoraTBnbHbix opraHoe». 

4. B nyHKTB 5 poöaBMTb cnepytoipyK) [ppaay: 

«renepanbHbiM papexTop MaOnpaeTca cobmbctho Cobbtom 
M OxcnnyaTauMOHHbiM kommtbtom, KOTopbie b cnynaB 
HBOÖXOPMMOCTM MOryT OTOaBBTb BTO c 3T0r0 nOCTa.» 

5. riyHKT 6 nepecJaopMynMpoBaTb cnepyxjmMM oöpaaoM: 

«riepcoHan Ampbkumm xoMnnBXTyBTca, Mcxopa m3 TpeOoea- 
HMM erO npo4)BCCMOHanbHOM KOMHBTBHTHOCTM, - M3 
rpaxpaH rocypapcTB, npaBMTBnbCTea KOTopbix asnaioTca 
HnenaMM OpraHMaauMM, c yneTOM npMHUMna cnpaBepnMBO- 
ro TBorpatJaMHecKoro npepcTaeMTenbCTBa, - a Taioxe, npM 
HBOÖXOPMMOCTM M B nopapxB MCKntoMBHMa, m3 rpajxpaH 
rocypapcTB, npaBMTBnbCTea xoTopeix hb aenaioTca Hnena- 
MM OpraHMaauMM.” 


2.15. Es wählt den Vorsitzenden und die Mitglieder der Revisions¬ 
kommission und bestätigt die Geschäftsordnung dieser 
Kommission sowie deren Bericht; 

2.16. Es nimmt Korrekturen zum Betriebsabkommen an und legt 
diese dem Rat zur Bestätigung vor; 

2.17. Es legt dem Rat jährlich Berichte über seine Tätigkeit 
vor; 

2.18. Es benennt einen Schiedsrichter in Fällen, wenn äie Orga¬ 
nisation als Partei im Schiedsgericht auftritt; 

2.19. Es bestimmt und realisiert die Politik der Organisation hin¬ 
sichtlich des Schutzes des geistigen und gewerblichen 
Eigentums an Erfindungen und technischen Informationen, 
die als Ergebnis der Tätigkeit der Organisation oder auf der 
Grundlage von Verträgen mit ihr geschaffen wurden; 

2.20. Es kontolliert die Tätigkeit der Direktion; 

2.21. Es beschließt seine Geschäftsordnung; 

2.22. Es nimmt jede andere Funktion wahr, die ihm durch jeden 
anderen Artikel dieses Abkommens oder des Betriebs¬ 
abkommens auferlegt wird sowie jede andere Funktion, die 
für das Erreichen der Ziele der Organisation erforderlich 
ist.“ 

Artikel 11 

In Artikel 13 des Abkommens folgende Änderungen aufzu¬ 
nehmen: 

1. In Absatz 2 die Worte „wird nach dem Prinzip der Einzellei¬ 
tung tätig“ zu streichen. 

2. Absatz 3 in neuer Fassung darzulegen: 

„Der Generaldirektor ist gegenüber dem Rat und dem 
Betriebskomitee verantwortlich und wird im Rahmen seiner 
Vollmachten tätig; bei dieser Tätigkeit läßt er sich von den 
Beschlüssen des Rates und des Betriebskomitees leiten.“ 

3. In Absatz 4 die Numerienjng der Ziffern entsprechend mit 
„4.1., 4.2., 4.3. ..." zu bezeichnen und die Ziffern folgender¬ 
maßen zu ändern; 

a) Ziffer 1 mit den Worten „und des Betriebskomitees“ zu 
ergänzen, 

b) in Ziffer 2 die Worte „mit den Fernmeldeverwaltungen, 
den Projektierungsorganisationen und den Industrie¬ 
betrieben der Mitglieder der Organisation“ zu streichen, 

c) in Ziffer 4 nach dem Wort „Verträge“ die Worte „im 
Namen der Organisation“ einzufügen, 

d) in den Ziffern 5 und 7 entsprechend die Worte „dem Rat“ 
und „dem Rat“ durch die Worte „dem Betriebskomitee“ 
und „dem Betriebskomitee“ zu ersetzen, 

e) in Ziffer 6 die Worte „beim Rat“ durch die Worte „und 
beim Betriebskomifee“ zu ergänzen und das Wort „Direk¬ 
tion“ durch „Organisation“ zu ersetzen, 

f) in Ziffer 8 die Worte „des Betriebskomitees und ihrer 
Hilfsorgane“ einzufügen. 

4. In Absatz 5 folgenden Satz hinzuzufügen: 

„Der Generaldirektor wird gemeinsam vom Rat und vom 
Betriebskomitee gewählt, die ihn gegebenenfalls auch des 
Postens entheben können.“ 

5. Absatz 6 folgendermaßen umzuformulieren; 

„Das Personal der Direktion setzt sich, ausgehend von den 
Anforderungen seiner fachlichen Kompetenz, aus Staatsan¬ 
gehörigen der Staaten zusammen, deren Regierungen Mit¬ 
glieder der Organisation sind, unter Berücksichtigung des 
Prinzips der gerechten geographischen Vertretung, und 
gegebenenfalls und im Ausnahmefall aus Staatsangehörigen 
von Staaten, deren Regierungen nicht Mitglieder der Organi¬ 
sation sind.“ 
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CraTbs 12 

BHecTM cneAyiomMe nsMeHeHMn b CiaTbK) 14 CornaLueHns; 

1, CnoBo «CoBeTOM» b nyHKTe 1 aawieHUTb Ha cnosa «3 kc- 
nnyaTauMOHHbiM Komhtgtom». 

2, B nyHKTe 3 cnoea «npeflCTaanaeTCB CoseTy» saweHMTb 
cnoBaMM «yTBep)KflaeTCB SKcnnyaTauHOHHWM Komhtgtom». 

CTaTbB 13 

CiaTbK) 15 CornaiueHHB n3no>KMTb b cnenyiOLLieM peflaKUMM: 

«1, Ona oöecneHeHna fleaieabHocTH OpraHHsauMM coaflaeica 

ycTaBHbiä Kanaian, (t>opMHpyeMbiH na bshocob YHacTHHKOB. 

2. 3a cnei bshocob b yciaBHbiM Kanman noKpbiBaiOTca, b toh 

Mepe, B KOTopoH SKcnnyaTauHOHHbie nociynrieHHa asnaKJTcn 

HenocTaioMHbiMH flns 3TOH penn, cneflyiomvie pacxoflbi Opra- 

HHsauMn: 

a) Pacxoflbi Ha HayMHo-HccnenoBaTenbCKHe h onbiiHO-KOH- 
cipyKTopcKMe pa 60 Tbi no KocwiMnecKOMy KOMnneKcy h 
H aaeMHbiM CHCTewaM ynpaeneHHS CHCTewoM cnyiHUKOBOH 
CBBSH. 

6) PacxoAbi Ha npoeKTnpoBaHne, cosAanne, npno6peTeHne 
H/iH apeHAy KOCMHHecKoro KownneKca n naaewiHbix chcigm 
ynpaaneHHB CMCieMOM cnyTHHKOBoä cbbsm. 

b) PacxoAbt Ha onnaiy aanycKa h BbisoAa na opÖMiy cnyiHHKOB 
CBBSH OpraHMsauHH. 

r) PacxoAbi na APyrae Menu, CBaaaHHbie c ocyiAeciBneHHeM 
OpraHMsauHeM ee AesTenbHOCTM.» 

Ciaibfl 14 

BnecTH c/iGAytomne nonpasKH b CiaTbio 16 CornaoieHHa: 

1. B nyHKTe 1 cnoBa «cbohm HnenaM» aaiwieHUTb cnoBOw 
«■yHaCTHMKaM«. 

2. B nyHKTe 2 cnoea «MneHaMH OprannaaunH» saweHMTb cno- 
BOM «yMaCTHMKaMH». 

3. riyHKT 3 M3no)KHTb B CABAyioiAeH peAaKqHn: 

«Kananbi cbbsm npeAocTaBnaKjTca 3a nnaiy no lapuctjaM, 
ycTaHaenHBaeMbiM OKcnnyaiauHOHHbiM KoMMTeioM.» 


CiaTbs 15 

CiaTbK) 17 H 3 nO)KHTb B CneAyiOLUeH pepaKUHH: 

«1. JlioöOM Mnen OpraHnaauHH Hnn ynacTHMK b nraöoe Bpewa 
MO)KeT AOÖpOBOJlbHO BbIMTM H3 OpraHM3aL(HM, HanpaBMB 
nMCbweHHoe yBeAOMJieHne o6 stom fleno3HTapHto. flpM BbixoAe 
ynacTHHKa h 3 OpranHaauHM, cooTBeiciByiotAee yBepoMneHMe 
HanpaBnaeica H/ienoM OpraHHaauMM, KOTopbiä HaanaHHn 
ynacTHHKa. 

BbixoA Mnena OpraHMaaMHM OAHOBpeweHHo BneneT 3a coöom 
B bixoA nK)6oro HaanaHeHHoro laKUM HnenoM OpraHHaauMM 
yMacTHMKa. 

2. rio no/iyHeHHH AenoaHTapneM yBeAOMJieHHB o BbixoAe H3 
OpraHMaaMHM, HanpaBHBUJHH ero Hnen OpranHaauHH h aioöom 

HaSHaMeHHblH hm yMaCTHHK HAH YHaCTHnK, B OTHOmeHHH 

KOToporo öbino nonyMeno yBepoMneHHe, lepsK)! nwöoe npaeo 
npeACTaBHTenbCTBa h npaeo ronoca b aioöom oprane Opra- 
HHaauHH H He npHHHMaioT Ha ce6a HMKaKHx oösaaienbCTB 
nocne paTbi nonyMeHHS laKoro yBBAOMneHHa. Oahako npn 
BbixoAe yMacTHHKa H 3 OpraHHaauMH kbk OpraHHaanaa, lax h 
yHacTHHK ocTaiOTca oöaaaHHbiMH npoBecTM ypery/inpoBaHHe 
4)MHaHcoBbix BonpocoB. flna HneHa OpraHHaapHH h/m/ih ynacT- 


Artikel 12 

ln Artikel 14 des Abkommens die folgenden Änderungen ein¬ 
zubringen: 

1. Die Worte „vom Rat“ in Absatz 1 durch die Worte „vom 
Betriebskomitee“ zu ersetzen. 

2. In Absatz 3 die Worte „wird dem Rat... vorgelegt“ durch die 
Worte „wird vom Betriebskomitee bestätigt“ zu ersetzen. 

Artikel 13 

Artikel 15 des Abkommens in der folgenden Fassung darzu¬ 
legen: 

„1. Zur Gewährleistung der Tätigkeit der Organisation wird das 
Grundkapital aus den Einlagen der Signatare geschaffen. 

2. Aus den Einlagen in das Grundkapital werden, soweit die 
Betriebseinnahmen dafür nicht ausreichen, folgende Ausgaben 
der Organisation gedeckt: 

a) die Ausgaben für Forschungs-, Versuchs- und Konstruktions¬ 
arbeiten für das Raumsegment und die terrestrischen Systeme 
für die Steuerung des Systems des Satellitenfernmelde¬ 
wesen; 

b) die Ausgaben für die Projektierung, die Errichtung, den 
Erwerb oder das Mieten des Raumsegments und der ter¬ 
restrischen Systeme für die Steuerung des Systems des 
Satellitenfernmeldewesen; 

c) die Ausgaben für die Bezahlung des Starts und der Beförde¬ 
rung der Fernmeldesatelliten der Organisation auf die Umiauf- 
bahn; 

d) die Ausgaben für andere Zwecke im Zusammenhang mit der 
Ausübung der Tätigkeit der Organisation.“ 

Artikel 14 

In Artikel 16 des Abkommens die folgenden Korrekturen einzu¬ 
bringen: 

1. In Absatz 1 die Worte „ihren Mitgliedern“ durch die Worte 
„den Signataren“ zu ersetzen. 

2. In Absatz 2 die Worte „den Mitgliedern der Organisation“ 
durch die Worte „den Signataren“ zu ersetzen. 

3. Absatz 3 in der folgenden Fassung darzulegen: 

„Die Fernmeldekanäle werden gegen Bezahlung von Entgel¬ 
ten, die vom Betriebskomitee festgelegt werden, zur Verfü¬ 
gung gestellt.“ 

Artikel 15 

Artikel 17 des Abkommens in der folgenden Fassung darzu- 
legen; 

„1. Jedes Mitglied der Organisation oder jeder Signatar kann 
jederzeit freiwillig aus der Organisation austreten, wobei er dem 
Verwahrer eine schriftliche Mitteilung hierüber übersendet. Beim 
Austritt eines Signatars aus der Organisation wird die entspre¬ 
chende Mitteilung durch das Mitglied der Organisation über¬ 
sandt, das den Signatar benannt hat. 

Der Austritt eines Mitglieds der Organisation zieht gleichzeitig 
den Austritt jedes von diesem Mitglied der Organisation benann¬ 
ten Signatars nach sich. 

2. Mit dem Eingang der Mitteilung über den Austritt aus der 
Organisation beim Verwahrer verliert das Mitglied der Organisati¬ 
on, das diese Mitteilung abgesandt hat, sowie jeder von ihm 
benannte Signatar oder der Signatar, bezüglich dessen die Mit¬ 
teilung eingegangen ist, jedes Recht auf Vertretung und das 
Stimmrecht in jedem Organ der Organisation und übernimmt 
keinerlei Verpflichtungen nach dem Zeitpunkt des Eingangs einer 
solchen Mitteilung, Beim Austritt eines Signatars aus der Organi¬ 
sation sind jedoch sowohl die Organisation als auch der Signatar 
weiterhin zur Regelung der finanziellen Fragen verpflichtet. Für 
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HMKa BbIXOfl CTaHOBMTCfl fleMCTBMTenbHbIM, a HaCTOfllHee 

CornaujeHMe M/nnii SKcn/iyarauMOHHoe cornaujeHne yrpaMM- 
BaiOT CMJiy no MCTeneHMM rpex wecaueB c flaibi nonyaeHna 
flenoamapneM nMCbMBHHoro yBepoMneHHa b cooTBercTBHM c 
nyHKTOM 1. 

3. Ecna VMacTHMK BbixopuT na OpraHnaauMH, to flo Hacry- 
nneHaa fleücTBMTenbHOM flaibi Bwxofla HaaHaMUBiiiMä ero Mnen 
OpraHnaauMH c aioä flatbi HaaHaMaer HOBoro ynacTHMKa, mjim 
B bixoflHT M3 OpraHMaauMM. Ecna po aioä patbi Hnee OpraHaaa- 
UMM HB npHHan yKaaaHHbix wep, oh CHMTaeica BbiöbiBiunw na 
OpraHMaauHH c aroä parbi. 

4. Ecjih no KaKOti-nHöo npuHnne MneH OpraHMaauHH xrenaer 
HaaHauHTb HOBoro ynacTHMKa, tbkom HneH OpraHMaauHH Hanpa- 
Bnaer AenoanTapHio nncbMeHHoe yBeflowineHHe. C npHHBTMeM 
HOBbIM yuaCTHMKOM HB CBÖH BCeX HBBbinOnHeHHblX efO 
npepuiecTBeHHHKOM oösaaienbCTB, m c MOweHra noanncaHHa 
OKcnnyaiauHOHHoro cor/iameHMa aio cornauieHne Bcrynaer b 
cnny pna HOBoro ynacTHMKa m yipaHMBaer CM/iy pna npepbipy- 
uiero yuacTHMKa.» 

CiaTba 16 

BHecTH cjiepioiuMe HaweHeHMB b CiaTbK) 18 CornaiueHMa: 

1. B nyHKTe 1 b nepBOM aöaaue cnosa «AoroBapnBaioLUHXcn 
CtopoH» aaMBHMTb HB cnoBa •■'HneHOB OpraHMaauHH» m b 
T fjBTfaeM aöaaue roro x<e nyHKia nocne cnoea «CoBeroM» 
floöaBMTb cnoBa «Ha ocHoae pexoMeHflauHH, npeflcra- 
BneHHbix ewy OKcnnyarauHOHHuM kommtgtom». 

2. riyHKT 2 CrarbH 18 CornaujeHHB Ha/io)KHTb b cnepyjOLueH 
pepaKUHH: 

«2. B cnyMae riHKBHflauHM OpraHMaauHH BwpyMKa ox pac- 
npopajKH ee Hwymecrea poniKHa sbinnaHMBaxbca nocne 
noKpbiTHB scex oöaaaienbCTB OpraHMaauHH yuaciHMKaM b 
cooTBexcTBMH c HX flonBMM B ycxaBHOM KanMxane Opra- 
HHaauHH.» 

CrarbH 17 

BHecTH HOBbie nyHKTbi 3 M 4 B CrarbK) 22 CornauieHHH: 

«3. HHKBKoe rocypapcxBO He woxcer npoponJKaxb ocraBaxbCH 
MjiM crarb HneHOM OpraHMaauHH, ecnn hm ophh na Haa- 
HaueHHbix HM yuacTHMKOB HG nopnMUjer OKcnnyarauHOHHoe 
cornaujeHHe. 

4. OroBopKH K HacroHmeMy CornaiueHHK) h OKcnnyara- 
UHOHHOMy cornauieHHK) hg flonycKaraTCH,» 

CrarbH 18 

CrarbK) 24 CornaiueHMH Mano)KHrb s cnepyiomeM F>epaKUHH: 

<"1. Aioöoh Hjigh OpraHMaauHH Mox^er npefljiojKMXb nonpasKH 
K HacroHU4eMy CornaujeHHio. Tgkcx npepnaraeMOH nonpasKH 
HanpaBJiHercH Ahpgkuhh, Koropan b reHGHHe 3-x mgchugb c 
MOMGHra ee no/iyneHMH aanpauiHeaer h paccbinaer mhghmh 
Bcex SneHOB OpraHMaauHH h ynaCTHMKOB. 

OKcnnyarauHOHHbiH KoMHrer paccMarpMBaer h npHHMMaer 
peKOMeHflauHK) no nonpasKe Ha 6nH)KaHUjeM cbogm aacepa- 
HHH, HO He panee hgm nepea rpn mgchub c MOMeura paccbuiKH. 

2. nocne paccMorpeHMH nonpasKH OKcnnyaraunoHHbiM 
KoMHreroM ona pon)KHa öwTb paccMorpena na 6nH)KaHUjeH 
ceccHH CoBera OpraHMaauHH, B cnynae opoöpeHMH CoeeroM 
nonpaBKH OHa Bcrynaer b cnny c parbi nonyHGHHH Aenoanra- 
pneM nocnepHero na ysepoMneHMH o ee npMHHrHM, npepcra- 
sneHHbix peyMH rpexHMH MneHOS OpraHMaauHH. Ho scrynne- 
HHM B cnny nonpasKa craHOBHrcH oönaarenbHOH pnn scex Hne- 
HOB OpraHMaauHH.» 


ein Mitglied der Organisation und/oder einen Signatar wird der 
Austritt wirksam und verlieren dieses Abkommen und/oder das 
Betriebsabkommen nach Ablauf von drei Monaten ab dem Zeit¬ 
punkt des Eingangs der schriftlichen Mitteilung beim Verwahrer 
entsprechend Absatz 1 seine Gültigkeit. 

3. Tritt ein Signatar aus der Organisation aus, so benennt das 
Mitglied der Organisation, das ihn benannt hat, bis zum Eintreten 
des Gültigkeitsdatums des Austritts ab diesem Zeitpunkt einen 
neuen Signatar oder tritt aus der Organisation aus. Hat das Mit¬ 
glied der Organisation bis zu diesem Zeitpunkt die aufgefOhrten 
Maßnahmen nicht ergriffen, so gilt es ab diesem Zeitpunkt als 
aus der Organisation ausgetreten. 

4. Wenn aus irgendeinem Grund ein Mitglied der Organisation 
einen neuen Signatar benennen will, so übersendet dieses Mit¬ 
glied der Organisation dem Verwahrer eine schriftliche Mit¬ 
teilung. Mit der Übernahme aller von seinem Vorgänger nicht 
erfüllten Verpflichtungen durch den neuen Signatar und ab dem 
Zeitpunkt der Unterzeichnung des Betriebsabkommens tritt 
dieses Abkommen für den neuen Signatar in Kraft und verliert 
seine Gültigkeit für den vorherigen Signatar.“ 

Artikel 16 

Folgende Änderungen in Artikel 18 des Abkommens einzu¬ 
bringen; 

1. ln Absatz 1 Anstrich 1 das Wort „Vertragsparteien“ durch die 
Worte „Mitglieder der Organisation“ zu ersetzen und im 
dritten Anstrich dieses Absatzes nach dem Wort „Rat“ die 
Worte „auf der Grundlage der ihm vom Betriebskomitee vor¬ 
gelegten Empfehlungen“ einzufügen. 

2. Artikel 18 Absatz 2 in der folgenden Fassung darzulegen: 

„2. Bei Auflösung der Organisation muß der Erlös vom Ver¬ 
kauf ihres Vermögens nach Erfüllung aller Verpflichtungen 
der Organisation den Signataren entsprechend ihrer Anteile 
am Grundkapital der Organisation ausgezahlt werden.“ 


Artikel 17 

In Artikel 22 des Abkomfnens die neuen Absätze 3 und 4 auf¬ 
zunehmen: 

„3. Ein Staat kann nicht weiterhin Mitglied der Organisation 
bleiben oder werden, sofern nicht einer der von ihm benannten 
Signatare das Betriebsabkommen unterzeichnet. 

4. Vorbehalte zu diesem Abkommen und dem Betriebsabkom¬ 
men sind nicht zulässig.“ 

Artikel 18 

Artikel 24 des Abkommens in der folgenden Fassung darzu¬ 
legen: 

„1. Jedes Mitglied der Organisation kann Korrekturen zu diesem 
Abkommen vorschlagen. Der Wortlaut der vorgeschlagenen Kor¬ 
rekturen wird der Direktion übersandt, die innerhalb von drei 
Monaten nach deren Eingang die Meinung aller Mitglieder der 
Organisation und Signatare abfragt und versendet. 

Das Betriebskomitee prüft und beschließt eine Empfehlung zur 
Korrektur auf seiner nächsten Tagung, frühestens jedoch drei 
Monate nach dem Zeitpunkt der Versendung. 

2. Nach der Erörterung der Korrektur durch das Betriebskomi¬ 
tee muß diese auf der nächsten Tagung des Rates der Organisa¬ 
tion geprüft werden. Wenn die Korrektur vom Rat genehmigt 
wird, tritt sie ab dem Zeitpunkt des Eingehens der letzten Mittei¬ 
lung über ihre Annahme von zwei Dritteln der Mitglieder der 
Organisation beim Verwahrer in Kraft. Mit ihrem Inkrafttreten wird 
die Korrektur für alle Mitglieder der Organisation bindend.“ 
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CraTbH 19 

1. HacTosiuMM ripoTOKon noAne>KMT npuHUTnio ecevin Hnena- 
MM OpraHMsaunn b cooTBercTBun c nx BHyTpeHHMMM npoueny- 
paMM. yBeflOMJieHMa o npMHBTMM HacToaiiiero ripoTOKona 
HanpaenaioTCH Henoamapmo CornauieHMfl. 

2. HacToaiAMM DpoTOKon Bciynaei b cuny c flaibi no/iyHeHna 
flenoskiTapkieM yseflOMneHMü, yKaaaHHbix b nyHKre 1 
HacTOflLUBM CiaTbn, OT flByx Tpeieü rex rocyAapcTB, KOTopwe 
Ha Aary npHHBiMS Texcia Hacroamero rtpoTOKona aB/ia/iMCb 
M/ieHawH OpraHMaauHH. 

3. Ann SneHa OpraHMsauHvi, npMHaBUiero HacToaiAMä flpoTo- 
KOA nocne ero BcrynAeHMa a cuny, HacxoamMM flpoTOKOA cra- 
HOBMTca oöaaaTeAbHbiM c Aarw HanpaeneHMfl AenoanTapuK) 
TaKMM HABHOM OpraHHSaUHH COOTBBTCTBbllOlAerO yBBAOMAB- 
HMB. 

4. Habhw OpraHMSauMH Moryx aasBHXb, hxo ohh npHHHwarcix 
B npBABapMXBAbHOM AOpAAKB M Ha BpeMBHHOM OCHOBB 
COrAaLilBHMB O COSAaHHH CMCXBMbl M OpraHHSaUMM KOC- 
MHHBCKOM CBA3M “HHTEPCnyTHMK» C HCMBHBHMHMH, npBAyC- 

MOXpBHHblMH HaCXOaiAMM PlpOXOKOADM, O MBM HanpaBAABXCA 

cooxBBxcxByiomee yBBAOMABHHB Aeno3MxapnK). 

5. B oxHOLUBHHM SABHa OpraHnaauMM, Koxopbivi BbiCKaaaACfl 
3a npHHAXHe xexcxa nacxoAiAero npoxoxoAa am6o nanpaaMA 
Aeno3MxapHio yBBAOMAeHne, npeAycMoxpeHHoe nyHxxoM 4 
HacxofliABM CxaxbH, - cooxbbxcxbbhho, c Aaxw npMHBXMn xbk- 
cxa HacxoAinero flpoxoKona ah6o c Aaxw yBBAOMABHHs sxhm 
Mabhom Aeno3MxapMa HacxoaiAero ripoxoKOAa, - npHocxanas- 
AHBaBXCA AenCXBHB nOAOXCBHMM CorAaLUBHMA, ycxaHasAH- 
BaroiAMx npasMAa, oxAHHatouiMBCH ox xex, KOXopuB BbixBxawx 
H3 Hacxoaatero ripoxoKona, a xaxjKe AeäcxBMe ripoxoxoAa ox 
26 HOB6pa 1982 roAa k CorAameHmo. 

6. HHKaKMB OrOBOpKM K HaCXOBmBMy ripOXOKOAy HB Aonyc- 
KaKJXCA. 

CxaxbA 20 

1. AenosHxapMM nacxoaujero flpoxoKOAa, KOxopbiM ABAaexca 
Aeno3nxapnM CornaujBHMa, n3BeiAaex bcbx Habhob OrpaHMaa- 
UHM o Aaxe Ka?KAoro aphhaxha, o Aaxe cashm na xpanBHHB 
Ka>KAoro AOxyMBHxa o npHCOBAUHeHHM, o Aaxe BcxynABHHa b 
CMA y HacxoALuero DpoxoxoAa, a xaioxe o bcbx APyrwx noAy- 
«HBHHblX MM yBBAOMAeHMAX, 

2. HaCXOaiAMM PlpOXOKOA, HBMBLIKMM, pyCCKMM, aHXAMMCKMM, 
MCnaHCKMM M (JjpaHAyaCKMM XBKCXbl Koxoporo ABAAlOXCa paBHO 
ayxBHXMMHbiMM, cAaBXCA Ha xpaHBHMB B apxMBbi AenoaMxapMB. 
AOA)KHblM OÖpaSOM SaBBpeHHblB KOOMM HaCXOBlUexO ripOXOKO- 
Aa npenpoBOJKAawxcH AenosMxapMBM HABHaM OpraHMsauMM. 


B yAocxoBepsHMB nero MMwenoAnMcaBiiiMec«, aoaxchwm 
06pa3OM Ha XO ynOAHOMOMBHHbie npBACXaBMXBAM, nOAHMCaAM 
HaCXOAlAMM DpOXOKOA. 


Artikel 19 

1. Dieses Protokoll unterliegt der Annahme durch alle Mit¬ 
glieder der Organisation gemäß ihren innerstaatiichen Vertahren. 
Die Mitteilung über die Annahme dieses Protokolls wird an den 
Verwahrer des Abkommens gerichtet. 

2. Dieses Protokoll tritt ab dem Zeitpunkt des Eingangs der in 
Absatz 1 dieses Artikels genannten Mitteilungen von zwei Dritteln 
der Regierungen in Kraft, die zum Zeitpunkt der Annahme des 
Wortlauts dieses Protokolls Mitglieder der Organisation sind. 

3. Für ein Mitglied der Organisation, das dieses Protokoll nach 
seinem Inkrafttreten annimmt, wird dieses Protokoll ab dem Zeit¬ 
punkt der Absendung der entsprechenden Mitteilung durch 
dieses Mitglied der Organisation an den Verwahrer verbindlich. 

4. Die Mitglieder der Organisation können erklären, daß sie das 
Abkommen über die Schaffung des Systems und der Organisati¬ 
on für kosmische Fernmeldeverbindungen „INTERSPUTNIK“ mit 
den in diesem Protokoll festgelegten Änderungen vorläufig und 
zeitweilig annehmen und senden dem Verwahrer eine entspre¬ 
chende Mitteilung darüber. 

5. Für ein Mitglied der Organisation, das sich für die Annahme 
des Wortlauts dieses Protokolls ausgesprochen oder dem Ver¬ 
wahrer eine in Absatz 4 dieses Artikels vorgesehene Mitteilung 
gesandt hat, wird die Gültigkeit der Bestimmungen des Abkom¬ 
mens, die Regelungen aufstellen, die sich von denen unterschei¬ 
den, die sich aus diesem Protokoll ergeben, sowie die Gültigkeit 
des Protokolls zum Abkommen vom 26. November 1982 ausge¬ 
setzt, und zwar ab dem Zeitpunkt der Annahme des Wortlauts 
dieses Protokolls beziehungsweise ab dem Zeitpunkt der 
Benachrichtigung des Verwahrers dieses Protokolls durch dieses 
Mitglied der Organisation. 

6. Vorbehalte zu diesem Protokoll sind nicht zulässig. 


Artikel 20 

1. Der Verwahrer dieses Protokolls, der der Verwahrer des 
Abkommens ist, unterrichtet alle Mitglieder der Organisation 
über den Zeitpunkt jeder Annahme, über den Zeitpunkt der Hin¬ 
terlegung jeder Beitrittsurkunde, über den Zeitpunkt des Inkraft¬ 
tretens dieses Protokolls und über alle anderen Mitteilungen, die 
er erhält. 

2. Dieses Protokoll, dessen deutscher, russischer, englischer, 
spanischer und französischer Wortlaut gleichermaßen authentisch 
ist, wird im Archiv des Verwahrers hinterlegt. Die gehörig be¬ 
glaubigten Abschriften dieses Protokolls werden den Mitgliedern 
der Organisation vom Verwahrer übersandt. 


Zu Urkund dessen haben die Unterzeichneten, hierzu gehörig 
befugten Vertreter dieses Protokoll unterzeichnet. 
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Bekanntmachung 

des deutsch-russischen Abkommens 
über nukleare Haftung im Zusammenhang 
mit Lieferungen aus der Bundesrepublik Deutschland 
für Kernanlagen in der Russischen Föderation 

Vom 23. Juni 1998 

Das in Bonn am 8. Juni 1998 Unterzeichnete Abkom¬ 
men zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung der Russischen Födera¬ 
tion über nukleare Haftung im Zusammenhang mit Liefe¬ 
rungen aus der Bundesrepublik Deutschland für Kem- 
anlagen in der Russischen Föderation ist nach seinem 
Artikel 6 Abs. 1 

am 8. Juni 1998 

in Kraft getreten; es wird nachstehend veröffentlicht. 


Bonn, den 23. Juni 1998 


Bundesministerium 

für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher.heit 
Im Auftrag 
Steinkemper 
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Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Russischen Föderation 
über nukleare Haftung im Zusammenhang 
mit Lieferungen aus der Bundesrepublik Deutschland 
für Kernanlagen in der Russischen Föderation 

CornaiijeHMe 

Me>KAy ripaBUTe/ibCTBOM Poccmmckom cDeflepauMM m 
npaemenbCTBOM OeflepaTHBHOfi PecnyönMKH FepMaHna 
o6 OTBercTBeHHOCTM 3a BflepHbiM ymepö b cbash c 
nocTaBKawiM m OeflepaTMBHofi PecnyönMKH FepMaHMa 
fl/iB BflepHbix ycTaHOBOK B PoccMMCKoPi OeflepauMM 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Regierung der Russischen Föderation, 
im folgenden „die Vertragsparteien“ - 

in dem Wunsch, auf der Grundlage der Prinzipien der Gegen¬ 
seitigkeit und Gleichberechtigung die Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der friedlichen Nutzung der Kernenergie zu entwickeln, 

gestützt auf den Vertrag vom 9. November 1990 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken über gute Nachbarschaft, Partnerschaft und 
Zusammenarbeit, das Abkommen vom 6. Mai 1978 über die Ent¬ 
wicklung und Vertiefung der langfristigen Zusammenarbeit der 
Bundesrepublik Deutschland und der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken auf dem Gebiet der Wirtschaft und Industrie, 
das Abkommen vom 22. Juli 1986 zwischen der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken über wissenschaftlich-techni¬ 
sche Zusamenarbeit, 

in der Erwägung, daß das Abkommen vom 25. Oktober 1988 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und 
der Regierung der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
über die frühzeitige Benachrichtigung bei einem nuklearen Unfall 
und den Informationsaustausch über Kernanlagen eine Grund¬ 
lage für die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Reaktorsicher¬ 
heit und des Strahlenschutzes bildet - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

(1) Dieses Abkommen dient der Förderung der wirtschaft¬ 
lichen, industriellen und wissenschaftlich-technischen Zusam¬ 
menarbeit zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Russischen Föderation auf dem Gebiet der friedlichen Nutzung 
der Kernenergie, insbesondere der Verbesserung der nuklearen 
Sicherheit und des Strahlenschutzes bei zivilen Kernanlagen in 
der Russischen Föderation. 

(2) Das Abkommen regelt Fragen der nuklearen Haftung im 
Falle eines nuklearen Ereignisses im Hoheitsgebiet der Russi¬ 
schen Föderation, das auf Lieferungen aus der Bundesrepublik 


npasmenbCTBO Poccmmckoü «beflepauMM 

M 

npaBMTenbCTBo ©eflepaiHBHOfi PecnyönMKH FepMaHMs, 
panee MtvieHyetvibie CropoHaMM, 

«ena« pasBMsaTb coipypHMnecTBO b oönacTM MMpHoro 
MCnOnbSOBaHMB aiOMHOM SHepTMM Ha OCHOSe BSaMMHOCTM M 
paBHonpaBMB, 

ocHOBbiBaacb Ha AoroBope o flOöpococeflCTee, napTHepcTee 
M coTpyflHMHecTBe MejKpy Coiosom Cobbtckmx CouManM- 
cTMHecKMx PecnyöHMK m OeAepaTMBHOM PecnyöriMKOM repwa- 
HMeM OT 9 HORÖpa 1990 r,, CornaujeHMM o pasBMiMM m yrnyöne- 
HMM flonrocpoHHoro coipyAHMHeciBa Coiosa CoBetCKMx Coumb- 
nMCTMHBCKMx PecnyöHMK m ©enepaTMBHOM PecnyönMKM Fepwa- 
HMM B OÖnaCTM 3 KOHOMMKM M npOMblUjneHHOCTM OT 6 MBH 1978 r. 
M CornaiueHMM wexray FIpaBMienbCTBOM Coioaa CoBercKMX 
CouMariMCTMHecKMx Pecnyö/iMK m FlpaBMieribCTBOM OeflepaiMB- 
HOii Pecnyö/iMKM FepMBHMM o HayHHO-rexHMHecKOM corpya- 
HMHecTBe OT 22 Mtona 1986 r., 

npMHMMas BO BHMMaHMe, HTo ComaujeHMe Me)Kay FtpaBM- 
TenbCTBOM Coioaa CoBeTCKMX CouManMCTMnecKMX PecnyönMK m 
npaBMTe/ibCTBOM OeaepaTMBHOM PecnyönMKM FepwaHMM oö 
onepaTMBHOM onoBeiaeHMM o naepHOM aeapMM m oö oöMeHe 
MHdtOpMaUMBM O RpepHblX yCTaHOBKBX OT 25 OKTMÖpS 1988 r. 
coaaaeT ocHoey an« coTpyaHMwecTBa b oönacTM öeaonacHOCTM 
naepHbix peaKTopoB m paaMauMOHHOü aauiMTbi, 

cornacMnMCb o HMxtecneayioLaeM: 

CTaTbs 1 

1. HacTonmee CornaujeHMe cnyxtMT coaeßcTBMio skoho- 
MMHecKoro, npoMbiujneHHOro m HayHHO-TexHMHocKoro coTpya- 
HMsecTBa Mextay PoccmückoA (PeaepauMeß m (PeaepaTMBHOM 
PecnyönMKoß FepMaHMS b oönacTM MMpnoro McnonbaosaHMB 
BTOMHOM SHeprMM, B HBCTHOCTM B OÖnaCTM nOBblliieHMB BAepHOM 
M paaMauMOHHOM öeaonacHOCTM aaepHbix ycTanoBOK rpaxtasHC- 
Koro HaaHaneHMB b PoccmAckom (PeaepauMM. 

2. HacTOfluiee CornaujeHMe perynMpyeT Bonpocu otbotct- 
seHHOCTM aa saepHbiM yu4epö b cnynae aaepHoro MHUMaeHTa Ha 
TeppMTopMM Poccmmckom (PeaepauMM, BoaHMKUJero b cbbsm c 
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Deutschland für Kemanlagen in der Russischen Föderation 
zurückzuführen ist. Das Abkommen findet nur dann Anwendung, 
wenn die in Absatz 4 genannten zuständigen Stellen die jeweili¬ 
gen Lieferungen einander schriftlich mitgeteilt haben. Nach 
Erhalt der Mitteilung der deutschen zuständigen Stelle über die 
jeweilige Lieferung wird die russische zuständige Stelle der deut¬ 
schen zuständigen Stelle und dem Lieferer die Anwendung der 
Bestimmungen dieses Abkommens auf den jeweiligen Lieferer 
schriftlich gemäß dem Muster des Bestätigungsschreibens, das 
als Anlage dieses Abkommens beigefügt ist, bestätigen. 

(3) Die deutsche Vertragspartei ist zur Erfüllung des in Absatz 1 
genannten Zwecks bestrebt, darauf hinzuwirken, daß die Liefe¬ 
rungen von hoher Qualität sind und den Sicherheitsanforderun¬ 
gen entsprechen, die für die jeweilige Kemanlage gültig sind. 

(4) Die für das Abkommen zuständigen Stellen sind 

1. auf seiten der deutschen Vertragspartei das Bundesministeri¬ 
um für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit; 

2. auf seiten der russischen Vertragspartei das Ministerium der 
Russischen Föderation für Atomenergie. 


Artikel 2 

Für die Zwecke dieses Abkommens sind 

1. „Lieferung“; Lieferung von Kemanlagen und Beförderungs¬ 
mitteln einschließlich Behälter zur Beförderung radioaktiver 
Stoffe, von dazugehörigen Teilen, Ersatzteilen und sonstigen 
für Kemanlagen und Beförderungsmittel notwendigen Ausrü¬ 
stungen und Waren sowie Transfer von „Know-how“ und 
Erbringung von Dienstleistungen für die Errichtung, den 
Betrieb, die Nachrüstung und die Stillegung von Kernanlagen 
in der Russischen Föderation; 

2. „Lieferer“: jede natürliche oder juristische Person, die ihren 
Wohnsitz, Sitz oder ständigen Aufenthalt in der Bundesre¬ 
publik Deutschland hat, einschließlich ihrer inländischen und 
ausländischen Niederlassungen, Beteiligungen und verbun¬ 
denen Unternehmen (Tochterunternehmen, „Joint Ventures“) 
sowie ihrer Zulieferer, einschließlich deren Personal, die auf 
Grund eines Vertrages und im Einklang mit der nationalen 
Gesetzgebung der Vertragsparteien Lieferungen in verein¬ 
barten Mengen, Sortiment, Qualität und zu vereinbarten Ter¬ 
minen an den Empfänger erbringen, abgesehen von den 
Fällen, in denen der Empfänger gleichzeitig die Funktion des 
Lieferers erfüllt; 

3. „Empfänger“: ein russischer Staatsbürger oder eine russi¬ 
sche juristische Person, die auf Grund eines Vertrages und im 
Einklang mit der Gesetzgebung der Russischen Föderation 
eine Lieferung erhält; 

4. „nukleares Ereignis“, „nuklearer Schaden“ und „Kemanlage“ 
im Sinne des Wiener Übereinkommens vom 21. Mai 1963 über 
die zivilrechtliche Haftung für nukleare Schäden zu verstehen. 


Artikel 3 

(1) Die russische Vertragspartei wird weder gegen die deutsche 
Vertragspartei noch gegen Lieferer Ansprüche auf Grund von 
nuklearen Schäden durch ein nukleares Ereignis, das im Hoheits¬ 
gebiet der Russischen Föderation eingetreten ist, geltend machen. 

(2) Die russische Vertragspartei gewährt der deutschen Ver- 
tagspartei und den Lieferern angemessenen Rechtsschutz und 
stellt sie frei von Schadensersatzverpflichtungen bei Ansprüchen 
Dritter auf Grund von nuklearen Schäden durch ein nukleares 
Ereignis, das im Hoheitsgebiet der Russischen Föderation einge¬ 
treten ist. 


nocTasKaMH ms OeflepaiMeHOM PecnyöriMKM FepMaHMS flna 
«flepHbix ycTaHOBOK e Poccmmckom OenepauMM. CornaoieHMe 
npMMeHseTCM TOJibKo B TOM CTiyuae, ecnM yuasaHHbie b nyHKxe 4 
HacTOflLueM CTaibM KOMneieHTHbie opraHbi nucbMeHHO cooö- 
mar APyr Apyry o KajKfloü nocTasKe. flpM stom poccmmckmm 
KOM neTBHTHbiM opraH nocne nonyHeHMs cooömeHMs repManc- 
Koro KOMnereHTHoro oprana o kohkpbthom nocraBKe HanpaBMi 
eMy, a raioKe nocTaemMKy nofliBepjKfleHMe b nMCbMBHHOM 
(j}opMe 0 npMMeHeHMM nono>KeHMM HacToeu^ero CornaujeHMB b 
OTHomeHMM KOHKpeTHoro riocTaBuiMKa no npMnaraeMowy k 
C ornauieHMK) oöpasuy nMCbMa-noATBepjKfleHMS. 

3. r epMaHCKae CropoHa An« AOcnoKeHM« yxasaHMbix b nyHx- 
Te 1 HacToemeM cxarbM ueneti crpeMMTca k roMy, moöbi nocia- 
BKM ÖblJlM BblCOKOrO KaHBCTBa M COOTBeTCTBOBajIM TpeÖOBaHMBM 
öesonacHocTM, ycraHOBneHHbiM nna xajKflOM snepHOM ycraHO- 
BKM. 

4. KoMnereHTHbiMM opraHaMn Ana ueneü BbinoriHeHMa 
HacToautero CornaaieHMa aanaiOTca: 

OT Poccmmckom CropoHbi - MMMMcrepcTBO Poccmmckom OeAepa- 
MMM no aroMHOM SHeprMM; 

OT FepMaHCKOM CTopoHbi - OeAeparibHoe Mmhmctbpctbo 
OKpyxraiouteM cpeAbi, oxpaHbi npapoAbi m öesonacHOCTM 
apepHbix peaKTopoB. 

CTaTba 2 

flna ue/ieM HacToautero CornaujcHMa: 

1 . «riocTaBKa» osHaaaeT nocTaaxy aAepHbix ycTaHOBOK, Tpanc- 
nopTHbix cpeACTB, BicniOMaa KOHTBMHepbi Ana nepeeosKM 
paAMoaKTMBHbix Beu^BCTB, MX HBCTeM, sanacHbix MacTeä, 
MHoro HeoöxoAMMoro oöopyAOBaHMa m ToeapoB Ana aAepHbix 
ycTaHOBOK M TpaHcnopTHbix cpeACTs, a Taxxre nepeAany Hoy- 
xay M npeAocTaeneHMe ycnyr Ana coopyxteHMa, sKcnnyaTa- 
MMM, MOAepHMSaUMM M BblBOAa H3 SKCnnyaTBUMM apepHblX 
ycTaHOBOK B Poccmmckom (I>eAepauMM. 

2. «riocTaBuiMK» osHaaaeT nroöoe 4)M3MHecKoe mam lopM- 
AMHecKoe napo, MMeiou(ee cbomm msctom xcMTenbCTBa, 
HaxoxtABHMa MAM nocToaHHoro npeöbiBaHaa OeAepaTMBHyio 
PecnyönMKy FepMaHMa, BKnionaa ero 4)MnManbi, npeA- 
npaaTMa c ero AonesbiM ynacTMOM m ceaaaHHbie c hmm 
npeAnpMMTMa (AonepHMe npeAnpaaTMa, coBMecTHwe 
npeAnpMaTMa) BHyrpM cTpaHW m sa pyöexcow, a raioKe ero 
cyönocTaButMKOB c mx nepcoHanoM, KOTOpwe Ha ocHoeaHMM 
AOrOBOpa M B COOTBeTCTBMM C HaLlMOHanbHbIM aaKOHOAa- 
TenbCTBOM CTOfXJH ocyiAecTBnaioT cornacoeaHHbie no 
KonMHecTBy, KOMnnexTHOCTM, KaaecTBy m cpoxaM nocTaexM 
DonyHaTenio, aa McxniOMeHMeM cnynaeB, Korpa FlonyHa- 
Tenb oAHOBpeMeHHO BbinonnaeT (jjyHKLtMM PocTaBiAMKa. 

3. «rionyHaTenb» osHanaeT poccmmckmm rpaxcAaHMH mam poc- 
CMMcKoe lopMAHHecKoe ammo, xoTopoe nonyHaer nocTaexy 
Ha OCHOBaHMM AOrOBOpa M B COOTBeTCTBMM c saKOHOAa- 
TBAbCTBOM POCCMMCKOM OeABpaAMM. 

4. «RAepHbiM MHAMAöHT», «aAepHbiM yiuepö" m «apepHaa ycTa- 
HOBKa» MMeioT SHaMeHMe, npMAasaeMoe mm BencKOM Koh- 
BeHAMeM o rpaxtAaHCKoii OTseTCTeeHHOCTM sa aAepHbiä 
ymepö OT 21 Maa 1963 ropa. 

CTaTba 3 

1 . PoccMMCKaa CTopoHa He öypeT npeAuaenaTb npeTeHSMM b 
CBasM c apepHbiM ymepöOM, npMHMneHHbiM BcnepcTBMe apep- 
Horo MHAMpeHTa, npoMSomeAUjero na TeppMTopMM Poccmmckom 
OepepaAMM, hm k FepMaHCKoä CTopone, hm k nocTaeoiMKaM. 

2. PoccMMCKaa CTopoHa oöcneMMeaeT FepvaHCKOä CTopoHe 
M nocTaBU4MKaM HapnexrautyK) npaeoeyio sautMTy m 
ocBoöoKpaeT mx ot oöasaHHOCTM BosMeuteHMa ytpepöa no npe- 
TeHSMaM TpeTbMX CTOpOH B CBaSM C apepHblM yu^epÖOM, npMHM- 
HeHHbiM BcnepcTBMe apepHoro MHAMpeHTa, npoMsoujepmero Ha 
TeppMTopMM Poccmmckom OepepaAMM. 
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(3) Die russische Vertragspartei stellt die deutsche Vertrags¬ 
partei und die Lieferer nicht von Schadensersatzverpflichtungen 
nach den Absätzen 1 und 2 frei, wenn 

1. das nukleare Ereignis und der dadurch verursachte nukleare 
Schaden auf eine vorsätzliche Handlung der deutschen Ver¬ 
tragspartei oder der Lieferer zurückzuführen ist, 

2. die deutsche Vertragspartei und die Lieferer die russische 
Vertragspartei nicht unverzüglich über gegen sie geltend 
gemachte Schadensersatzansprüche oder gerichtliche Kla¬ 
gen unterrichtet haben. 

(4) Die von der russischen Vertragspartei in diesem Artikel in 
bezug auf die Kernanlagen übernommenen Verpflichtungen blei¬ 
ben unabhängig von einer späteren Übertragung des Eigentums¬ 
rechts an diesen Anlagen in Kraft, 

(5) Unbeschadet des Artikels 2 Absatz 2 ist dieser Artikel nicht 
als Hindernis für gerichtliche Verfahren oder Ansprüche gegenüber 
Staatsangehörigen der Russischen Föderation oder Personen mit 
ständigem Wohnsitz in der Russischen Föderation auszulegen. 

(6) Dieser Artikel schließt die Möglichkeit von freiwilligen Scha¬ 
densersatzleistungen durch beide Vertragsparteien nach Maß¬ 
gabe ihrer nationalen Gesetzgebung nicht aus. 

(7) Dieser Artikel ist nicht als Anerkennung der Zuständigkeit 
eines Gerichtes oder einer anderen Stelle außerhalb der Russi¬ 
schen Föderation in bezug auf Ansprüche von Dritten, auf die 
Absatz 2 Anwendung findet, auszulegen, es sei denn, die Russi¬ 
sche Föderation hat sich verpflichtet, deren Entscheidungen auf 
Grund von internationalen Verträgen, denen die Russische Föde¬ 
ration beigetreten ist, anzuerkennen und zu vollstrecken. Dieser 
Artikel ist nicht als Verzicht auf die Immunität der Russischen 
Föderation in bezug auf mögliche Ansprüche von Dritten gegen 
sie zu verstehen, 

(8) Die Vertragsparteien können im Bedarfsfall Konsultationen 
im Zusammenhang mit Ansprüchen und Gerichtsverfahren, 
deren eventuelle Entstehung in diesem Artikel erwähnt wird, 
abhalten. 

Artikel 4 

Im Falle eines nuklearen Ereignisses, bei dem die Erfüllung von 
Verpflichtungen nach Artikel 3 dieses Abkommens vorgesehen 
ist, werden auf Bitte einer Vertragspartei Konsultationen durch¬ 
geführt. 

Artikel 5 

(1) Kommt es zwischen den Vertragsparteien zu Streitigkeiten 
über die Anwendung und Auslegung dieses Abkommens, neh¬ 
men sie innerhalb eines Monats Konsultationen mit dem Ziel der 
Beilegung der Streitigkeiten auf. 

(2) Führen die Konsultationen nicht innerhalb von drei Monaten 
zur Beilegung der Streitigkeiten, übergeben die Vertragsparteien 
die Streitigkeit an ein Ad-hoc-Schiedsgericht nach Maßgabe der 
Schiedsordnung der Kommission der Vereinten Nationen für 
internationales Handelsrecht (UNCITFtAL). Das Ergebnis der 
Schiedsgerichtsverhandlung ist für beide Vertragsparteien ver¬ 
bindlich. 

Artikel 6 

(1) Dieses Abkommen tritt am Tag seiner Unterzeichnung in 
Kraft. 

(2) Dieses Abkommen gilt unbefristet und endet mit dem Tag, 
an dem in der Russischen Föderation eine gesetzliche Regelung 
in Kraft tritt, die den Bestimmungen des Wiener Übereinkom¬ 
mens vom 21. Mai 1963 über zivilrechtliche Haftung für nukleare 
Schäden und des Gemeinsamen Protokolls vom 21. September 
1988 über die Anwendung des Wiener Übereinkommens und des 
Pariser Übereinkommens oder eines ähnlichen völkerrechtlichen 
Dokuments entspricht, in dem die Haftung für nukleare Schäden 


3. PoccMMCKaa CropoHa He ocBoöoJKflaex FepiviaHCKyio 
CxopoHy M nocTaauiHKOB ot oöasaHHOCTM BosweujeHMS ymepöa 
cornacHO nyHKTaw 1 h 2, ecnM; 

а) npepHbiü MHUHpeHT m npHHHHeHHbiH MM anepHbiM ymepö 
flBMnca pesynbiaTOM npeAHawepeHHbix fleMCTBMM FepwaHC- 
KOM CxOpOHbl MJIM nOCTaBmMKOB', 

б) FepMaHCKaa CropoHa m nocraBoiMKM He yeeflOMMnM Poc- 
CMMCKyio CropoHy HesaweflAMTeribHO o npeAx^aeneHMbix k 
HMM TpeöoBaHMBx BoswemeHMfl ymepöa mhm o cyAeöHbix 
MCKax. 

4. OöflsaTe/ibCTBa, npMHSTbie b Hacroamefl crarbe Poccmmc- 
KOM CropoHOM oTHocMTenbHO BAepHbix ycTanoBOK, ocraioTca b 
cMne HesaBMCMMo ot nocneAyKJLueM nepeAanM npaBa coöcTeeH- 
HOCTM Ha 3TM «AePHbie yCTaHOBKM. 

5. Bes ymepöa aas nyHKia 2 craibM 2 hmhto b nacToameM 
CTaibe He MCTonKOBbiBaerca xax npenarcTeyiomee cyAeöHbiM 
pasöMpaTenbCTBBM mam npexeHSMaM b oxHOiueHMM rpa)KAaH 
PoccMMCKOM (beAepauMM mam amu, nocxoaHHO npox^MBaiomax b 
P occMMCKOM (beAepauMM. 

6. Hacxoamaa cxaxba ne MCxnioHaex bo3mo*hocxm Aoöpo- 
BonbHoro BoswemeHMa ymepöa oöbmmm CxoponaiviM b coox- 
BeXCTBMM C MX HapMOHanbHblM SaKOHOAaXenbCXBOM. 

7. Hmhxo b Hacxoameä cxaxbe ne MCxoAKOBbieaexca xax npas- 
HaHMe lopMCAMKUMM Aioöoro cyAa mam mhoxo oprana sa npepe- 
naMM POCCMMCKOM OeAepauMM b oxHoiueHMM npexensMÜ 
xpexbMX cxopoH, Ha Koxopbie pacnpocxpanaexca nynxx 2 
Hacxoameä cxaxbM, sa MCKAioHeHMew CAynaee, Korpa Poccmmc- 
Kaa OeAepauMa oöasaAacb npMsnaBaxb m McnoAHaxb mx 
pemeHMa Ha ochobshmm Mex<AyHapoAHbix AorOBopoB, yaacxHM- 
ueä KOTopbix OHa asAaexca. Hmhto b Hacxoameä cxaxbe He 
McxoAKOBbiBaexca xax oxxas ox MMMyHMxexa PoccMücKoil 
(beAepauMM b oxHomeHMM BOSwoxtHbix npexeHSMM k hbm 
X peXbMX CXOpOH. 

8. CxopoHbi Moryx b CAynae hboöxoammocxm npoBOAMXb koh- 
cyAbxauMM B csasM c npexeHSMatviM m cyAeÖHbiMM pasÖMpa- 
xenbCxBaMM, KOxopbie xacaioxca Hacxoameä cxaxbM. 

Cxaxba 4 

B CAynae aAepnoro MHUMAeHxa, xoxopbiM npeAnoAaraex 
BbinoAHeHMe oöasaxeAbcxB b cooxbsxcxbmm co cxaxbeM 3 
Hacxoamero CornaujeHMa, npOBOAexca KOHCyAbxauMM no 
npocböe AioöoM ms CxopoH. 

Cxaxba 5 

1, B cAynae BOSHMKHoeeHMa cnopos Me>KAy CxopoHaiviM o 
npMMeHeHMM m xoAxoeaHMM Hacxoamero CoraaujeHMa CxopoHbi 
B xeneHMe wecaua Bcxynaiox b KOHcyAbxauMM c peAbio ypery- 
AMpoBaHMa cnopoB. 

2. Ecam KOHcyAbxauMM b xeneHMe xpex luecaueB He npasopax 
K yperyAMpoeaHMK) cnopoB, xo CxopoHbi nepeAaiox cnop Ha 
paccMoxpeHMe ApÖMxpaMHoro cyAa ad hoc b cooxbbxcxbmm c 
ApöMxpa^HbiM perAaMBHXOM Kommccmm CX)H no npaBy 
MexAyHapoAHOM xoproBAM (KDHCHTPA/l). PemeHMe 
ApöMxpeuKHoro cyAa MMeex aaa oöeMX CxopoH oöasaxenbnyio 
CMAy. 

Cxaxba 6 

1. Hacxoamee CornameHMe Bcrynaex b CMny c Aaxbi ero noA- 
nMcaHMa. 

2. Hacxoamee CornameHMe AeMcxeyex öeccpoHHO m npexpa- 
XMT cBoe AeMcxBMe c Aaxbi, koxab b Poccmmckom OeAepauMM 
BcxynMx B CMAy saKOHOAaxenbcxBO, cooxBexcxByKsmee 
noAoxreHMawi Bbhckom KoHseHLiMM o rpa>KAaHCKOM oxBexcxBeH- 
HocxM sa HAepHbiM ymepö ox 21 waa 1963 r. m CoBwecxHoro 
npoxoKona o npMweHeHMM Bbhckom Kohbohumm m FlapMx<CKOM 
KoHseHUMM ox 21 ceHxaöpa 1988 r. mam mhoxo aHanorMHHoro 
Mex^AyHapoAHO-npaeoBoro aKxa, onpeAenaromero pejKMW 
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gegenüber Dritten geregelt wird und dem die Bundesrepublik 
Deutschland beigetreten ist. Die russische Vertragspartei wird 
die deutsche Vertragspartei darüber schriftiich benachrichtigen. 

(3) Unbeschadet des Absatzes 2 kann jede Vertragspartei das 
Abkommen jederzeit auf diplomatischem Wege schriftiich kündi¬ 
gen. Das Abkommen tritt in diesem Fail ein Jahr nach Erhalt die¬ 
ser Notifikation durch die andere Vertragspartei außer Kraft. 


(4) Nach Erlöschen dieses Abkommens durch Kündigung 
gemäß Absatz 3 findet es weiterhin Anwendung auf nukleare 
Schäden infolge eines nukiearen Ereignisses, das durch eine vor 
Erlöschen des Abkommens geleistete Lieferung des Lieferers an 
den Empfänger verursacht wurde. 


OTBeTCTBeHHOCTM 33 BflepHbiil yutepö nepep ipeibeM CTopoHoü, 
yHacTHMuePi Koroporo asnaeTca OenepaTMBHaa PecnyönMKa 
repiviaHMB. PoccMÜCKaa CiopoHa Hanpaem r epwaHCKOM Cropo- 
He cooTBBTCTByKDutee nMCbweHHoe yBepoMneHMe. 

3. Be3 yutepöa flna nyHKra 2 HacToautePi CTaibM Ka>KAaB m 3 
CropoH MO)KeT b nioöoM MoivieHT nMCbweHHo yeeflOMMTb no 
AMnnOMaTMMecKMM Kananaw o CBoew HaMepeHMM npenpaiMTb 
fleßCTBHe HacTOBUtero CornaujeHHB. B 3tom Ciiynae 
CornaiueHMe npeKpautaei cBoe fleficTBMe Mepea rofl nocne 
nonyHeHMfl flpyroü CiopoHOM raKoro yaeflOMneHMB. 

4. B cnynae npeKpauteHMB abmctbub HacTOBUtero 
CornaaieHMB no ocHoaaHUBM, yKaaaHHbiw b nyHKie 3 
HacTOBiiieü cTaTbM, OHO npoflOjDKaeT npMweHBTbCB b 
oTHOLueHHH BflBpHoro yiiiepöa, npnMMHeHHoro b peayribTaTe 
BflepHOrO HHUMfleHia, KOTOpbIM Bbl3BaH nOCTaBKOM, npOM3- 
BefleHHOM nocTaeaiHKOM b aflpec nonyHarenB flo npeKpaute- 

HHB ACHCTBHB COrjiaUjeHHB. 


Geschehen zu Bonn am 8. Juni 1998 in zwei Urschriften, jede 
in deutscher und russischer Sprache, wobei jeder Wortiaut glei¬ 
chermaßen verbindlich ist. 


CoBepmeHO b r.BoHHe ‘<8>> hkjhb 1998 ropa b payx 3K3eM- 
nnepax, Ka)KAbiH Ha pyccKOM m neMeuKOM BSbiKax, npMHeM oöa 
Texcia MweiOT oAHHaxoByio cuny. 


Für'die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
3a ripaBHTenbCTBO OeAepaiHBHOM PecnyönHKM F epwaHHB 
Kinkel 

Angela Merkel 


Für die Regierung der Russischen Föderation 
3a ripaBHTenbCTBO Pocchmckoh (DeAepauHH 
Dr. Jewgeni Adamow 
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Anlage 

zum Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Russischen Föderation 
über nukleare Haftung im Zusammenhang 
mit Lieferungen aus der Bundesrepublik Deutschland 
für Kemanlagen in der Russischen Föderation 

Muster des Bestätigungsschreibens 

(Briefbogen des Lieferers von Ausrüstungen) 

Ministerium der Russischen Föderation für Atomenergie 
Moskau, 109180, Staromonetny, 26 

Kopie an; Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Postfach 12 06 29, 53048 Bonn 

(Datum) 


Freistellung der Lieferer von Ausrüstungen und Dienstleistungen für Kemanlagen in 
der Russischen Föderation von Schadensersatzverpflichtungen auf Grund von 
nuklearen Schäden 


Sehr geehrte Herren, 

die Regierung der Bundesrepublik Deutschland und die Regierung der Russischen 
Föderation haben am 8. Juni 1998 ein Abkommen über nukleare Haftung im Zusammen¬ 
hang mit Lieferungen aus der Bundesrepublik Deutschland für Kernanlagen in der Russi¬ 
schen Föderation (im folgenden „Abkommen“) abgeschlossen. 

In Übereinstimmung mit Artikel 3 des Abkommens hat sich die Regienjng der Russi¬ 
schen Föderation bereit erklärt, den von der deutschen zuständigen Stelle mitgeteilten Lie¬ 
ferern, die Lieferungen für Kemanlagen in der Russischen Föderation tätigen, einen ent¬ 
sprechenden Rechtsschutz zu gewährleisten und sie von Haftungsansprüchen Dritter im 
Zusammenhang mit nuklearen Schäden durch ein auf dem Hoheitsgebiet der Russischen 
Föderation eingetretenes nukleares Ereignis freizustellen. 

Hiermit informieren wir Sie, daß (Name des Lieferers) einen Liefervertrag im Sinne die¬ 
ses Abkommens mit (Name des Empfängers) vom (Datum) abgeschlossen hat. Kopie des 
Vertreiges ist beigefügt. 

Wir gehen von dem Verständnis aus, daß in Übereinstimmung mit den Bestimmungen 
des Abkommens 

a) der Lieferer im Sinne des Abkommens von der Haftung nach Artikel 3 des Abkommens 
freigestellt wird; 

b) bezüglich der Verpflichtungen gegenüber dem Lieferer nach Artikel 3 des Abkommens 
sich die Regierung der Russischen Föderation bereit erklärt, daß - falls beiderseitige 
Konsultationen innerhalb von drei Monaten zu keiner Regelung geführt haben - alle 
Streitigkeiten, Differenzen oder Klagen zwischen dem Lieferer und der Regierung der 
Russischen Föderation im Zusammenhang mit dem Abkommen und diesem Bestäti¬ 
gungsschreiben, einschließlich deren Wirksamkeit, durch ein Schiedsgerichtstribunal 
nach der Schiedsordnung der Kommission der Vereinten Nationen für internationales 
Handelsrecht (ÜNCITRAL) endgültig entschieden werden. Die Ernennende Stelle im 
Sinne der UNCITFIAL-Schiedsordnung ist das Institut für Schiedsverfahren der Stock¬ 
holmer Handelskammer, Schweden. Der Sitz des Schiedsgerichts ist Stockholm, 
Schweden. Soweit die ÜNCITFIAL-Schiedsordnung keine spezifische Regelung vor¬ 
sieht, entscheidet das Schiedsgerichtstribunal; 



2370 


Bundesgesetzblatt Jahrgang 1998 Teil II Nr. 37, ausgegeben zu Bonn am 21. September 1998 


c) die Bestimmungen des Artikels 3 des Abkommens bezüglich der Freistellung von Schadensersatz¬ 
verpflichtungen als Hinweis in dieses Bestätigungsschreiben aufgenommen werden und für die 
(Name des Lieferers) und die Regierung der Russischen Föderation verbindlich sind. 

Wir bitten Sie, dieses Dokument an der gekennzeichneten Stelle zu unterzeichnen, um damit zu 
bestätigen, daß das Vorstehende eine Vereinbarung zwischen uns darstellt. 

Hochachtungsvoll 

(Bevollmächtigter Vertreter des Lieferers) 

Akzeptiert und abgestimmt 

(Bevollmächtigter Vertreter des Ministeriums der Russischen Föderation für Atomenergie) 

ä 

Datum: ... 

Anlagen: 

1. Kopie des Vertrags 

2. Liste der Zulieferer 
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□pkinoKeHMe 

K CornameHUK) Me)Kfly flpaBMienbCTBOM 
PoccuPiCKOM «DeflepauMM n flpaBHTenbCTBOM 
«DeflepaTMBHOki PecnyönnKM f epiwaHUH o6 
OTBercTBeHHOCTu aa «flepHbiM ymepö b cbbsm c 
nocraBKaMM na (DefleparuBHOM PecnyönMKM 
repMaHMB flna BAepHbix ycTanoBOK b Poccmmckom (DeflepauMM 

Odpaaei^ nHCbMa-nonTeepmAeHHn 

[BnaHK nocTaeiMHKa oöopyfloaaHMa] 

MuHMciepcTBO PoccMPicKOM ®eflepaL(MM no aioMHOM SHeprHM 
MocKBa, 109180, CrapoMOHeTHbiM, 26 

Konus: «DepepanbHOMy MUHMcrepcrBy oKpyMaiouiePi cpepbi, oxpanbi npMpoflbi m 6e30- 
nacHocTM «pepHbix peaKTopoB 
Aflpec: n/B 12 06 29, 53048 Bohh 

[flara] 

O nopHAKe ocBodoNtfleHMn nocTaBi 4 HKOB oÖopyflOBaHHn h ycnyr nnepHbix 
ycraHOBOK b Pocchkckoh 4>eAepai4HH ot otSnaaHHOCTH BosMeiAeHHn yu^eptSa b 
CB flSH c n^epHbiM yuitepöoM 

yBa>KaeMbie rocnopa, 

npaBSTesbCTBo PoccMMCKofi OeflepauMM n npaBHte/ibCTBO (DepepaTHBHOM PecnyönnKn 
repMaHMfl «8» MtOHS 1998 r. saKntOHnnM Mex^ny coöovi CornaiueHMe o6 oTBBTCTBeHHOCTu 
aa sflepHbiM yipepö b cbs3m c nocraBKaMM m3 (OeflepaTMBHOM PecnyönnKM repMaHMB pns 
sflepHbix ycraHOBOK b Poccmmckom (PeflepauMM (panee MMeHyercn - CornameHMe). 

B coorsercrBMM co erarbeit 3 CorjiaujeHMs FIpaaMrenbcrBo Poccmmckom OepepauMM 
roroBO oöecneMMrb nocraBipMKaM, o Koropwx cooöipMr repMaHCKMM KOMnereHrHbiü 
opraH, ocyipecrBnsiOLpMM nocrasKM pns spepHbix ycraHOBOK b Poccmmckom (PepepapMM, 
HapneJKaipyro npaeoByK) aaipMry m ocBoöox^parb mx or oOaaaHHocrM BoaMeipeHMs yutep- 
6a no npereHSMHM rperbMx cropoH b cbs3m c spepHUM yipepCoM, npMHMHBHHbiM seneper- 
BMB spepHoro MHUMpeHra, npMaoujepLuero Ha reppMropMM Poccmmckom OepepauMM, 

HacroflipMM Mbi MHCpopMMpyew Bac, nro [HaMweHOBaHMe nocrasipMKa] saKnioMMn koh- 
rpaxr Ha nocrasKy, ksk aror repMMH noHMMaercs b CornauieHMM, c [HaMMenoBaHMe 
nonyHarepfl] or [para]. Kooms KonrpaKra npMParaercs. 

Mbl McxopMM M3 roro noHMMaHMs, Mro b coorsererBMM c ycnoBMSMM CornaaieHMs: 

а) nocraBU4MK, kbk aror repMMH noHMMaercs b CornaixiBHMM, ,ocBo6oMpaercH or 
oösaaHHoerM BOSMeipeHMS yipep6a b cooreererBMM co crarbBM 3 CornameHMs; 

б) ripaBMrenbcrBO Poccmmckom OepepauMM orHocMrePbHO cbomx oösaarejibcrB no 
crarbe 3 CornatusHMs b orHomeHMM riocraBipMKa b caynae, bcpm pBycropoHHMe koh- 
cypbrauMM b reneHMe rpex MeenueB He npMBopsr k yperypMpoBaHMio, aasB/iser, nro 
pio6bie cnopbi, pasHornacMs mpm mckm Mexepy nocraeipMKOM m flpaBsrenbcrBOM Poc¬ 
cmmckom (PepepauMM, BOSHMKaioipMe b cBsan c CornaujeHMeM m HacroHipMM nMCbwoM- 
noprBep>KpeHMeM, BKniOHas Bonpocbi mx peMcrBMrenbHocrM, nopne>Kar okohmb- 
re/ibHOMy peiiieHMio apÖMrpeoKHbiM rpMöyHa/ioM b coorBererBMM c Ap6Mrpax<HbiM 
pernaMenroM Kommccmm OOH no npaoy Mex<pyHapopHOM roproBPM (IOHCMTPAJ1). 
HaaHanaioipeM MHcraHUMeü b cbs3M c ApÖMrpax^HbiM perpaMenroM lOHCHTPATI 
SBPsercfl Ap6Mrpa)KHbiM MHcrMryr CroKroPbMCKOM roproBOM naparbi, UlBeuMS. Mecro 
HaxoxpeHMS Ap6Mrpa>KHoro cypa - CroKroPbM, IUbbums. Ecpm Ap6Mrpa>KHbiM perpa- 
MBHroM tOHCHTPAA ne npepycMarpMBaercs KaKas-PMöo KOHKperHas CMryauMS, ro 
peujeHMe o nopspKe peMcrBMM öyper npMHMMarbcs ap6Mrpa)KHbiM rpMÖyHanoM. 
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b) nono)KeHHB cTaibM 3 CornaujeHMs, KacaRDLitnecn ocBo6o>KfleHMB ot o6H3aHHocTM 
B03MeiMeHMB ymep6a, BKnwHaioTCB b bmas ccbiJiKu b HacToatnee nucbwo-nofl- 
TBep^KfleHMB M BB/IBIOTCB OÖBSaTe/lbHblMM flriB [HaMMeHOBaHMB nOCTaBlUMKa] M ripa- 
BMTenbCTBa PoccMMCKofi «DepepauHM. 

ripocMM noflnucaib Hacroaiunti poKyMeHT b oöcoHaHBHHOM Meere prw nopTBepxcpeHUB, hto 
BbiiijeH3no>KeHHoe cocraB/wer cor/iaujeHMe MejKpy HaMM. 

C yBa)KeHMeM, 

[V'nonHOMO'HeHHbiM npepcraBurenb nocraamMKa] 
nPMHHTO H COrnACOBAHO 

[ynoPHOMO^eHHbiM npeperaBHTePb MMHHcrepcTBa Poccmmckom OepepapMM no aroMHOM 
BHeprMM] 

nara: ... 

npunoxceHMs; 

1. Konus KOHTpaKTa 

2. CnUCOK CyÖKOHTaKTOpOB 
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Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens 
zur Befreiung der von diplomatischen oder konsularischen Vertretern 
errichteten Urkunden von der Legalisation 

Vom 21. Juli 1998 

Das Europäische Übereinkommen vom 7. Juni 1968 zu Befreiung der von 
diplomatischen oder konsularischen Vertretern em'chteten Urkunden von der 
Legalisation (BGBl. 1971 II S. 85) wird nach seinem Artikel 6 Abs. 3 für die 

Tschechische Republik am 25. September 1998 

in Kraft treten. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
28. Februar 1995 (BGBl. II S. 251). 


Bonn, den 21. Juli 1998 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Hilger 


Bekanntmachung 

über das Inkrafttreten der Verordnung 
und des deutsch-kroatischen Abkommens 
über die gegenseitige Befreiung von Steuern und Straßengebühren 
für Straßenfahrzeuge im internationalen Verkehr 

Vom 22. Juli 1998 

Nach Artikel 2 Abs. 3 der Verordnung vom 27. Februar 1998 zu dem Abkom¬ 
men vom 9. Dezember 1996 zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung der Republik Kroatien über die gegenseitige 
Befreiung von Steuern und Straßengebühren für Straßenfahrzeuge im internatio¬ 
nalen Verkehr (BGBl. 1998 II S. 182) wird hiermit bekanntgemacht, daß die Ver¬ 
ordnung nach ihrem Artikel 2 Abs. 1 

am 25. Juni 1998 

in Kraft getreten ist. 

Am gleichen Tag ist das Abkommen vom 9. Dezember 1998 über die gegen¬ 
seitige Befreiung von Steuern und Straßengebühren für Straßenfahrzeuge im 
internationalen Verkehr nach seinem Artikel 4 Abs. 1 Satz 2 in Kraft getreten. 


Bonn, den 22. Juli 1998 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Hilger 
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Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Übereinkommens 
zur Eingiiederung der Internationalen Pappelkommission 
in die Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen 

Vom 23. Juli 1998 

Das Übereinkommen vom 19. November 1959 zur Eingliederung der Interna¬ 
tionalen Pappelkommission in die Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation 
der Vereinten Nationen (BGBl. 1965 II S. 1533) ist nach seinem Artikel XIII Abs. 1 
für 

Südafrika am 10. April 1996 

in Kraft getreten. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
17. November 1992 (BGBl. II S. 1329). 


Bonn, den 23. Juli 1998 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Hilger 


Bekanntmachung 
über den Geltungsbereich 
der Satzung der Europäischen Kommission 
zur Bekämpfung der Maul> und Kiauenseuche 

Vom 23. Juli 1998 

Die Satzung der Europäischen Kommission zur Bekämpfung der Maul- und 
Klauenseuche vom 11. Dezember 1953 in der Fassung der Änderungen vom 
26. Oktober 1962 und 10. November 1989 (BGBl. 1975 II S. 625; 1995 II S. 490) 
ist nach ihrem Artikel XV Aba. 1 für folgende weitere Staaten in Kraft getreten: 

Mazedonien, am 24. Februar 1997 

ehemalige jugoslawische Republik 

Slowenien am 25. Juli 1995 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
24. Mai 1995 (BGBl. II S. 490). 


Bonn, den 23. Juli 1998 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. H i I g e r 
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Bekanntmachung 

über das Inkrafttreten des Unidroit-Übereinkommens 
über das internationale Factoring 

Vom 31. August 1998 


Nach Artikel 2 Abs. 2 des Gesetzes vom 25. Februar 1998 zu dem Unidroit- 
Übereinkommen vom 28. Mai 1988 über das internationale Factoring (BGBl. 
1998 IIS. 172) wird bekanntgemacht, daß das Übereinkommen nach seinem 
Artikel 14 Abs. 2 für die 

Bundesrepublik Deutschland am 1. Dezember 1998 

in Kraft treten wird. 


Die Ratifikationsurkunde ist am 20. Mai 1998 bei dem kanadischen Außen¬ 
ministerium hinterlegt worden. 

Das Übereinkommen ist ferner für folgende Staaten in Kraft getreten: 
Frankreich am 1. Mai 1995 


nach Maßgabe der nachstehenden, 
urkunde abgegebenen Erklärung: 

«Conformement ä l’article 18 de la Con¬ 
vention, le Gouvernement franpais declare 
qu’une cession en vertu de l'article 6 para- 
graphe lar n’a pas d’effet ä l’ögard du 
debiteur qui, lors de la conclusion du con- 
trat de vente de marchandises, a son etab- 
lissement sur le terhtoire de la Republique 
frangaise.» 


bei Hinterlegung der Genehmigungs- 
(Übersetzung) 

„In Übereinstimmung mit Artikel 18 des 
Übereinkommens erklärt die französische 
Regierung, daß eine Abtretung nach Arti¬ 
kel 6 Absatz 1 gegenüber dem Schuldner 
unwirksam sein soll, wenn dieser bei 
Abschluß des Warenkaufvertrags seine 
Niederlassung im Hoheitsgebiet der Fran¬ 
zösischen Republik hat.“ 


Italien am 1. Mai 1995 

Lettland am 1. März 1998 

nach Maßgabe der nachstehenden, bei Hinterlegung der Beitrittsurkunde 
abgegebenen Erklärung: 


“In accordance with Article 18 of the 
UNIDROIT Convention On International 
Factoring, the Bepublic of Latvia declares 
that the assignment of a receivable made in 
accordance with Article 6.1 shall not be 
effective against the debtor when, at the 
time of conclusion of the contract of sale of 
goods, it has its place of business in the 
Republic of Latvia.” 

Nigeria 

Ungarn 

Bonn, den 31. August 1998 


(Übersetzung) 

„In Übereinstimmung mit Artikel 18 des 
Unidroit-Übereinkommens über das inter¬ 
nationale Factoring erklärt die Republik 
Lettland, daß die nach Artikel 6 Absatz 1 
erfolgte Abtretung einer Forderung 
gegenüber dem Schuldner unwirksam sein 
soll, wenn dieser bei Abschluß des Waren¬ 
kaufvertrags seine Niederlassung in der 
Republik Lettland hat.“ 

am 1. Mai 1995 
am 1. Dezember 1996 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Hilger 
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Bekanntmachung 
über das Inkrafttreten 

des deutsch-vietnamesischen Investitionsförderungsvertrags 
Vom 31. August 1998 

Nach Artikel 2 Abs. 2 des Gesetzes vom 5. Dezember 1997 zu dem Vertrag 
vom 3. April 1993 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Sozialisti¬ 
schen Republik Vietnam über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von 
Kapitalanlagen {BGBl. 1997 II S. 2116) wird hiermit bekanntgemacht, daß der 
Vertrag nach seinem Artikel 13 Abs. 2 sowie das dazugehörige Protokoll vom 
selben Tag 

am 19. September 1998 

in Kraft treten wird. ' 

Die Ratifikationsurkunden sind in Bonn am 19. August 1998 ausgetauscht 
worden. 


Bonn, den 31. August 1998 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Hilger 








